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Martin Jänicke 

UMWELTENTLASTUNG DURCH TECHNISCHEN UND STRUKTURELLEN WANDEL 

Im folgenden geht es um strukturpolitische Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten, nicht etwa um die Frohe Botschaft über die 
ökologischen Gratiseffekte eines eigendynamischen Strukturwan-
dels. Das Thema ist eher eines der Grundlagenforschung. Es geht 
somit zunächst eher um Fragen als um Antworten. Die Fragen be-
treffen vor allem die langfristigen Perspektiven der Umweltpo-
litik und der Industriegesellschaften. 

Das Material, das ich aus Zeitgründen ohne jede methodische Re-
lativierung vorstelle, soll der Hypothesenbildung dienen und 
die Diskussion anregen. Mehr nicht. 

1. Ich unterscheide vier Stufen der Umweltpolitik (Abb.l): 

Erstens: Die Reparatur und Kompensation von Umweltschäden, vom 
Waldsterben bis zu den Folgen von Tschernobyl. In dieser Null-
phase erhält Umweltpolitik ihre ersten und vermutlich wichtig-
sten Impulse. 

Zweitens: Die Stufe der Entsorgung: umweltgefährdende Produk-
tionen werden mit umweltentlastenden Zusatztechnologien verse-
hen: mit Filteranlagen, Kläranlagen, Müllbeseitigung oder mit 
einem besseren Containment. 

Drittens: Die Stufe der ökologischen Modernisierung und Innova-
tionen . Hier wird die Umwelt durch technischen Wandel ex ante 
entlastet, wobei energie- und materialsparende Technologien und 
die Substitution von umweltschädlichen Stoffen eine besondere 
Rolle spielen. 

Viertens: die Stufe des Strukturwandels. Dieser ist zunächst 
einmal ein sektoraler Strukturwandel, der sich aus dem Übergang 
zu intelligenteren Technologien ergibt: Sie erfordern mehr 
Dienstleistungen wie Bildung und Forschung. Und ihr Effekt ist 
eine Einschränkung der Nachfrage nach Erzeugnissen der Grund-
stoffindustrien. Die alten Schornsteinindustrien verlieren ten-
denziell an Bedeutung, der tertiäre Sektor wächst. Diese Ver-
schiebung kann auf vielfältige Weise begünstigt sein. Wenn die 
Güter z.B. langlebiger werden, sinkt die Bedeutung des Indu-
striesektors relativ. Und im Dienstleistungsbereich steigt die 
Bedeutung etwa von Reparatur und Wartung. Im weiteren Sinne 
kann ein ökologisch vorteilhafter Strukturwandel auch die Ver-
kehrsstruktur, den Verbrauch, die Siedlungsformen betreffen. 



Abbildung 1; Modell und Beispiele uinweltpolitischer Strategien 
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2. Da der entsorgende Umweltschutz nur eine begrenzte Lei-
stungsfähigkeit hat und zudem recht teuer ist, muß eine lang-
fristig ausgerichtete Umweltpolitik zunehmend auf die weiterge-
henden Stufen setzen, deren Vorzug nicht zuletzt ist, daß sie 
präventiv und nicht reaktiv angelegt sind. Abbildung 2 verdeut-
licht dies: In einer wachsenden Volkswirtschaft werden die Ent-
lastungswirkungen eines entsorgenden Umweltschutzes im Zeitver-
lauf durch den Wiederanstieg der Restemissionen neutralisiert. 
Senkt ein Industriezweig das Emissionsniveau um siebzig Prozent 
und hat ein Wachstum von drei Prozent, so erreicht er in reich-
lich vierzig Jahren das alte Niveau - trotz der hohen Umwelt-
schutzkosten. Sollte nun der ökologisch vorteilhafte technische 
Fortschritt noch einmal die gleiche Emissionsminderung erbrin-
gen, sind nach reichlich achzig Jahren weitergehende Maßnahmen 
nötig. Hier hilft dann nur noch ein Strukturwandel, der über 
die Effekte des technischen Wandels hinausgeht. 

Abbildung 2: Mögliche Tftnweltentlastunken in einer wachsenden Volkswirtschaft 

Zeitverlauf 



Spätestens am Ende aber wird die wirtschaftliche Expansion als 
solche zur Debatte stehen. Zumindest langfristig wird es um so-
ziale und institutionelle Erneuerungen gehen, durch die Pro-
bleme auch ohne Wirtschaftswachstum gelöst und Produktionsmo-
tive auch ohne materiellen Zuwachs geschaffen werden (z.B. 
durch mehr Beteiligung, mehr Lebensqualität, mehr Sinn, weniger 
Entfremdung). Dies, wohlgemerkt, aus ökologischen Gründen. 

Faktisch gehen diese Stufen auch ineinander über. Auch umwelt-
politisch fortschrittliche Gesellschaften werden immer ein ge-
wisses Maß an Entsorgung benötigen. Auf hohem Niveau werden sie 
sich auch der ümweltsanierung verstärkt zuwenden können usw. Es 
wird also immer einen Mix aus diesen Ansätzen geben. Man sollte 
auf umfassende Strukturreformen keineswegs achzig Jahre warten. 
Dazu ist das bestehende Problemniveau viel zu hoch. 

3. Wenden wir uns nun der Leistungsfähigkeit der verschiedenen 
Stufen zu. Hierzu gibt es empirische Angaben aus Japan (s.Abb. 
3). Seit 1975 wurden dort die Beiträge umweltpolitischer Stra-
tegievarianten zur Emissionsminderung untersucht. Dabei zeigt 
sich, daß der Beitrag des entsorgenden Umweltschutzes allen-
falls halb so groß war wie derjenige, der - technischen oder 
strukturellen - Ressourceneinsparung. Wo der stoffliche Input 
sinkt, muß es auch der Output an Schadstoffen und Abällen tun. 
Der ökonomische Angelpunkt dieser umweltpolitischen Strategie-
variante sind die Kostensenkungen durch Ressourceneinsparungen. 
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Abb. 3 Reduzierung der Schwefeldioxid-Emissionen und des COD-Ni-
veaus in Japan, 1975-1980: 

Quelle: Quality of the Environment in Japan 1982, Tokio 1983, S.52L 

4. Ich möchte dieses Argument nun am Beispiel Dänemarks radika-
1isieren. Dieses Land hat von 1973 bis"1983 fünfzehn Prozent 
seiner Primärenergie eingespart. Die folgende Darstellung ist 
ein Alternativkonzept, das diese Tendenz radikal verstärken 
möchte (Abb. 4). Es geht in ihm nicht nur um die Vermeidung der 
Kernenergie, sondern auch um den langfristigen Ausstieg aus 
Kohle und Öl. Sie sollen ersetzt v/erden durch den intelligenten 
Einsatz von Naturgas, Bio-, Wind- und Sonnenenergie. (In einer 
Übergangsphase werden auch naturstoffliche Abfälle wie Holz 



oder Stroh e i n g e s e t z t ) . Bei gleichem Komfort soll so der Primä-
renergieeinsatz bis 2030 um zwei Drittel gegenüber 1980 sinken. 
Unter Einbeziehung entsorgender Umwelttechnik sinken die Emis-
sionen noch stärker - auf zu vernachlässigende Größenordnungen. 
Dies senkt übrigens auch die Kosten des Energiesystems und er-
höht - nicht zuletzt durch den hohen Anteil an "örtlichen" 
Energieträgern - die heimische Nachfrage. 

Abbildung 4: 
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Quelle« Jorgen S. Horgard / Energy Group, Technical Universi-
ty of Denmark: Energy Scenarios in Scandinavia, Ese 
pecially an Alternative Bnergy Plan for Denmark, 
paper presented to the Energy Scenario Workshop in 
Canberra, April 1985. 

5. Sind solche Konzepte utopisch? Der Hinweis auf Japan und den 
tatsächlichen Primärenergieverbrauch in Dänemark zeigt, daß 
auch objektive Tendenzen zumindest in diese Richtung w e i s e n . 
Genauer gesagt: Seit 1973 haben wir es mit einem T y p von tech-
nischem und wirtschaftsstrukturellem Wandel zu t u n , der objek-
tive Möglichkeiten für weitergehende Wandlungsprozesse bieten 
k ö n n t e . Ich will dies m i t ersten Ergebnissen einer Studie über 
31 Industrieländer verdeutlichen, die die Forschungsstelle für 
Umweltpolitik an der Freien Universität Berlin (in Verbindung 
m i t dem Wissenschaftszentrum Berlin) d u r c h f ü h r t . Wir testen 
dort stoffliche Indikatoren des traditionellen Industrialismus 
wie den Energie- oder Stahlverbrauch oder das Gewicht der auf 
Schiene und Straße transportierten G ü t e r , um Wandlungsprozesse 
seit 1970 abzuschätzen. Es sind dies zugleich Indikatoren von 
die Umwelt quantitativ belastenden Produktionsweisen (wobei die 
qualitativen Belastungsformen - etwa durch toxische Stoffe -
zunächst ausgeklammert blieben). 



Wir fanden heraus, daß es in einer ganzen Reihe von Industrie-
ländern seit 1973 (der ersten Ölpreiskrise) einen deutlichen 
Wandel gab, der als Entkopplung der genannten Indikatoren vom 
generellen Wirtschaftswachstum beschrieben werden kann. In meh-
reren Industrieländern - darunter die Bundesrepublik Deutsch-
land - hört die Industrie auf, Wachstumsträger zu sein; diese 
Rolle gibt sie an den Dienstleistungssektor a b . 

Nur in wenigen Industrieländern allerdings führt dieser Wandel 
auch (ceteris paribus) zu Umweltentlastungen. Dies gilt vor al-
lem für Schweden (Abb. 5). In Japan hingegen wird ein 
zumindest gleich starker Strukturwandel durch ein starkes Wirt-
schaftswachstum neutralisiert. Anders gesagt: Ohne Strukturwan-
del hätte das Wachstum in Japan die dortigen Umweltprobleme 
strukturell noch erheblich erhöht. Was dieser Strukturwandel 
gleichwohl im internationalen Vergleich bedeutet, zeigt das 
Beispiel der CSSR , eines Landes ohne Strukturwandel, 
in dem Indikatoren eines traditionellen Industrialismus sogar 
schneller zunehmen als die gesamtwirtschaftliche Leistung. Die 
Umweltprobleme haben sich entsprechend zugespitzt. 

Abbildung 5:: 
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6. Dies führt zu einem der interessantesten Ergebnisse der Stu-
die: Unter den 31 Industrieländern finden sich seit 1973 sehr 
unterschiedliche strukturpolitische Entwicklungspfade, von der 
forcierten Verwirklichung der altindustriellen "Tonnenideolo-
gie" bis hin zu einem radikalen technisch-strukturellen Wandel 
hin zu wissensintensiven Produktionsformen. Bis Anfang der 
siebziger Jahre galt der Zusammenhang zwischen der Pro-Kopf-
Produktion eines Landes und seiner strukturellen Umweltbela-
stung. Die USA, Kanada, Schweden, Japan und die Bundesrepublik 
rangierten noch 1973 (neben der CSSR) an der Spitze der struk-
turellen Umweltbelastung je Einwohner (Abb. 6a). Kein Wunder, 
daß in diesen Ländern die Umweltdiskussion begann! 

Aber 1983 hat sich das Bild erheblich verändert: Die osteuropä-
ischen und die meisten südeuropäischen Länder sind in der Bela-
stungsskala weiter aufgestiegen, während ein Teil der entwic-
kelteren westlichen Länder, besonders Schweden, aber auch die 
Schweiz und Österreich ihre Rangposition der stukturellen Pro-
Kopf-Belastung deutlich verbessert haben (Abb. 6b). 

Abbildung 6a: 
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Abbildung 6b: 

INTENSITÄTSSKALA STRUKTURELLER BELASTUNGEN PRO KOPP DER BEVÖLKERUNG 
ONO WIRTSCHAFTSLEISTUNG IM JAHR 1983 
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7. Ich hatte die 31-Länder-Studie als Beleg dafür angeführt, 
daß eine auf technischen und strukturellen Wandel zielende 
langfristige Umweltpolitik sehr wohl auf reale Tendenzen setzen 
kann. Ich füge nun hinzu, daß diese Studie auch erbracht hat, 
wie gering diese Veänderungen im Sinne absoluter Umweltentla-
stungen bisher waren. Nicht einmal die Dauerhaftigkeit dieses 
Wandels ist sicher. Zu betonen ist auch erneut, daß die quali-
tativen Umweltrisiken - insbesondere der Atom- und Chemieindu-
strie - hier (bisher) nicht erfaßt sind. In vielen Industrie-
ländern haben wir überdies einen anhaltenden negativen Struk-
turwandel im Sinne einer Überbetonung traditioneller Industria-
lisierungsprozesse. Es kann dennoch umweltpolitisch nicht uner-
heblich sein, wenn in einigen fortgeschrittenen Industrielän-
dern im Laufe eines Jahrzehnts der Energieverbrauch um bis zu 
15 Prozent, der Stahlverbrauch um bis zu 44 Prozent, das Ge-
wicht transportierter Güter um fast 3 0 Prozent (Schweden) ge-
sunken sind. 

Ich behaupte, daß sich dieser Wandel verstärken und verstetigen 
läßt, wenn man ihn bewußt struktur- und technologiepolitisch 
anstrebt und die vorhandenen Förderinstrumente konsequent von 
der Strukturkonservierung zur Innovation umlenkt. Eine beson-
dere Bedeutung kommt hierbei dem Finanzgebahren des Staates auf 
der Einnahme- und Ausgabeseite zu. 

8. Bevor ich dies verdeutliche, möchte ich die These von der 
trendverstärkenden Rolle eines strukturpolitischen Umwelt-
schutzes kurz erläutern. Die Frage ist ja, was den mehr oder 
weniger ausgeprägten Stukturwandel in den entwickelteren Indu-
strieländern bewirkt hat. In Frage kommen vor allem folgende 
Faktoren: 



Erstens: eine veränderte Weltarbeitsteilung, durch die die alt-
industriellen Produktionsweisen und ihre Umweltprobleme in die 
Schwellenländer verlagert werden. Dies ist ein häufig geradezu 
reflexartiger Einwand gegen die Möglichkeiten einer strukturpo-
litischen Umweltpolitik. Tatsächlich gibt es diese Verlagerung, 
etwa bei den Ölraffinerien oder bei Verlagerungen wie im Falle 
von Bhopal. Dennoch wird dieser Vorgang erheblich überschätzt. 
Umweltprobleme sind insgesamt recht selten ein Grund der Pro-
duktionsverlagerung; und zumeist gehen diese dann nicht in die 
Dritte Welt. Vor allem aber ignoriert der Hinweis auf ökologi-
sche Umverteilungseffekte in der Welt das Ausmaß tatsächlicher 
und vor allem potentieller Wandlungsprozesse innerhalb der In-
dustrieländer. Dies tut - zweitens - eine Theorie viel stärker, 
die von einem Produktzyklus bei bestimmten Grundstoffen aus-
geht. Für die USA haben Larson, Ross und Williams in einer 
Langzeituntersuchung dargestellt, daß die Bedeutung von Stahl 
und Zement erst relativ (zur Wirtschaftsleistung) und dann auch 
absolut absinkt. Für Papier, Aluminium und einige chemische 
Grundstoffe vermuten sie diesen Zyklus ebenfalls (s. Spektrum 
der Wissenschaft, Nr. 8/1986). Für Stahl vertritt auch die PRO-
GNOS AG eine solche Theorie. Hier ist sie auch besonders plau-
sibel. Grund hierfür ist nicht nur das entwicklungsbedingte 
Auslaufen besonders dynamischer Nachfragephasen. Auf hohen Ent-
wicklungsstufen einer Volkswirtschaft wirkt sich auch der tech-
nisch intelligentere Einsatz von Grundstoffen zunehmend aus. Da 
viele Grundstoffe und Produktionsmaterialien auf der Basis von 
Rohstoffen erzeugt v/erden, deren Knappheit und deren steigende 
Gewinnungskosten höhere Preise naoh sich ziehen, hat auch dies 
Folgen. Zu ihnen gehört auch die Substitution durch neue 
Stoffe, die billiger sind bzw. die gleiche Funktion in geringe-
ren Quantitäten erfüllen können. Zu einer ökologisch orientier-
ten Strukturpolitik würde hier vor allem die Substitution durch 
erneuerbare Stoffe (und Energien) sowie Abfälle gehören. 

Der dritte Faktor des Strukturwandels ist die Entwicklung des 
Dienstleistungs- und Informationssektors ("Tertiarisierung"). 
Sie ist voller Ambivalenzen: Einerseits und zunächst ist sie 
vor allem die Folge von Negativeffekten und Funktionsproblemen 
des Industriesektors. Auch ist die Gefahr einer drohenden 
Desinformationsgesellschaft unübersehbar. Andererseits ent-
spricht die Tertiariserung auch neuen Bedürfnissen, z.B. als 
Folge von Wertwandlungsprozessen. Vor allem erfordern techni-
sche Innovationsprozesse wie auch der Wandel hin zu ökologisch 
angepaßteren Produktionen und Produkten erhebliche Vorleistun-
gen aus dem tertiären Sektor: Forschung, Entwicklung, human ca-
pital, Consulting etc. Was im Lichte des herrschenden Indu-
striemythos meist übersehen wird, ist aber die Tatsache, daß 
ein innovativer Dienstleistungssektor auch dadurch ein erhebli-
ches Entwicklungspotential hat, daß er intelligente Funktionen 
für sich selbst erfüllt (etwa in Form von Organisationsleistun-
gen, mit denen vorhandene Kapazitäten besser genutzt werden). 
Es gibt im übrigen kaum einen Wirtschaftsbereich, in dem wis-
sensintensive Produktionsmittel potentiell eine solche Rolle 
spielen wie dort. Eine ökologische Strukturpolitik wird dem 
Dienstleistungssektor notgedrungen eine hohe Bedeutung zumes-
sen. Dies bietet aber - im Zeichen der angedeuteten Ambivalen-
zen - nur dann eine tragfähige Langzeitperspektive, wenn seine 
innovativen, seine sozialen und seine aufklärerischen Funktio-
nen in den Vordergrund gerückt werden. 



Der vierte und nicht weniger wichtige Faktor des Strukturwan-
dels ist die Entwicklung der Rohstoffpreise seit Beginn der 
siebziger Jahre. 

Die Entwicklung der Rohstoff-, Öl- und der Industrieexport-
preise ist in Abbildung 8 dargestellt. Dies dient auch dem fol-
genden Gedankenexperiment: Man stelle sich einmal v o r , die Ver-
vielfachung der Rohstoff- und Energiepreise nach 1970 wäre -
zumindest teilweise - das Ergebnis einer staatlichen Besteue-
rung! Dies ist nicht vorstellbar, vor allem deshalb nicht, weil 
wir dem Weltmarkt alles, dem demokratisch legitimierten Staat 
aber fast nichts an Eingriffen in die eigene Volkswirtschaft 
zubilligen. In diesem Fall hätte eine sehr starke staatliche 
Besteuerung einen strukturpolitischen und umweltpolitischen 
Steuerungseffekt gehabt. Zugleich wären dem eigenen Staat Mit-
tel zugeflossen, mit denen er den Strukturwandel sowohl hätte 
fördern wie auch sozial abfedern können. Im Zeichen sinkender 
Rohstoff- und Energiepreise ist dies Gedankenexperiment nicht 
überflüssig. Länder wie Dänemark und Holland haben 1986 im Rah-
men von Austerity-Programmen das Instrument der Energiesteuern 
genutzt. Dies ist nur ein kleiner Teil dessen, was möglich und 
nötig ist. 

Abbildung 8; Internationale Preisentwicklung 1961 - 1985 
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Die beste langfristige Umweltpolitik ist diejenige, die den 
Prozeß der Umwandlung knapper Rohstoffe in Schadstoffe und Ab-
fälle bremst. Den besten Steuerungseffekt in diese Richtung hat 
die Besteuerung. Dies ist nicht nur eine sinnvolle Strategie 
der Umwelt- und Ressourcenschonung. Hier bieten sich auch Mög-
lichkeiten der Beschäftigungspolitik. Gemeint ist das Konzept 
einer Steuerreform, die die Arbeit entlastet und den Verbrauch 
knapper Ressourcen belastet. Ihr Sinn ist es, betriebliche Ra-
tionalisierungsinvestitionen weg von der Arbeitseinsparung und 
hin zur Ressourceneinsparung zu steuern. Man könnte sogar einen 
doppelten Beschäftigungseffekt haben: Es wird nicht nur weniger 
Arbeit vernichtet (weil sie durch Steuern und Abgaben verteuert 
ist). Es könnte auch mehr Nachfrage "am Ort" bleiben, weil we-
niger Ressourcen "andernorts" gekauft werden - entweder weil 
sie überflüssig werden oder aber durch örtliche Ressourcen wie 
Umgebungswärme, Biomasse oder Abfälle ersetzt werden. Am besten 
ist es natürlich, wenn der entsprechende technische Fortschritt 
mit all den dazugehörigen Dienstleistungen ebenfalls "vor Ort" 
erzeugt w i r d . Im Idealfall ist eine ökologisch orientierte 
Strukturpolitik auch eine gute Regionalpolitik. 



Adrian Bothe 

MÖGLICHE UMWELTPOLITISCHE WIRKUNGEN AKTIVER STRUKTURPOLITIK 

Umweltpolitik, wie sie in der Bundesrepublik und in den meisten 
anderen Industrieländern betrieben wird, ist offenbar in eine 
Sackgasse geraten. Bei steigenden Ausgaben für den Umweltschutz 
nimmt die Belastung von Boden, Luft und Wasser in Teilbereichen 
zwar ab, von einer spürbaren und umfassenden Entlastung der Um-
welt kann bislang aber keine Rede sein. Auch für die absehbare 
Zukunft scheint nichts dergleichen in Sicht. 

Daher stellt sich die Frage, ob im Umweltschutz nicht völlig 
neue Wege beschritten werden müssen. Eine Möglichkeit könnte 
sein, sich die umweltentlastenden Wirkungen des wirtschaftli-
chen Strukturwandels zunutze zu machen. Was ist darunter zu 
verstehen? 

In entwickelten Industrieländern wie der Bundesrepublik 
Deutschland verändern sich die Anteile der Wirtschaftssektoren 
nach einem vergleichsweise stabilen Muster: Der ohnehin wenig 
bedeutende primäre Sektor nimmt weiter ab. Der industrielle 
Sektor schrumpft ebenfalls leicht, ändert dabei aber seine Zu-
sammensetzung. Der Anteil der schweren Industrien geht stark 
zurück, was durch die zunehmende Bedeutung neuer Industrien 
aber zum großen Teil ausgeglichen w i r d . Der Dienstleistungssek-
tor expandiert kräfig. Im Zuge dieser Entwicklung schrumpft der 
Anteil wirtschaftlicher Aktivitäten, welche die Umwelt typi-
scherweise stark belasten. Tendenziell umweltschonendere Akti-
vitäten hingegen gewinnen an Bedeutung. 

In diesem Zusammenhang erscheint mir vor allem eines bemerkens-
wert: Die zunehmende Bedeutung von Dienstleistungen und ande-
ren, die Umwelt vergleichsweise wenig belastenden, wirtschaft-
lichen Aktivitäten hat weitgehend selbsttätig stattgefunden. 
Sie ist einfach nur deswegen eingetreten, weil die Wirtschaft 
unseres Landes sich auf einer Vielzahl von Märkten den verän-
derten Nachfrage- und Wettbewerbsbedingungen angepaßt h a t . Zu 
einer geringeren Belastung der Umwelt ist es gleichsam ab-
sichtslos und nur nebenbei gekommen. Staatliche Umwelt- oder 
Strukturpolitik haben dabei - wenn überhaupt - nur eine ver-
gleichsweise untergeordnete Rolle gespielt - welche Rolle, dar-
auf werde ich gleich noch zu sprechen kommen. 

Nun ist allerdings nicht zu bestreiten, daß dieser Strukturwan-
del zu langsam abläuft, als daß er allein eine spürbare Entla-
stung der Umwelt herbeiführen könnte. Daher der Gedanke, ihn zu 
beschleunigen und dabei bewußt in eine Richtung zu lenken, die 
seine umweltschonenden Effekte möglichst verstärkt. Eine Reihe 
von Vorschlägen liegt hierzu bereits vor. Zu den bekannteren 



von ihnen gehört der, ein "Sondervermögen Arbeit und Umwelt" zu 
schaffen. Das Ziel ist, zukunftsorientierte Industrien zu för-
dern, in denen dann vorrangig neue Umwelttechnologien zu ent-
wickeln wären. Die Belastung der Umwelt soll so gleich auf 
zweifache Weise verringert werden. 

In diesem, wie auch den meisten anderen Programmen wird dem 
Staat stets eine zentrale Rolle zugewiesen. Er soll selbst als 
Investor auftreten, aber auch gesetzliche Grundlagen für pri-
vate Investitionen in diesem Bereich schaffen und diese gegebe-
nenfalls subventionieren. Kurz: Eine aktive Strukturpolitik, 
die die sektorale Wirtschaftsstruktur gezielt beeinflußt, wird 
jetzt auch unter Umweltgesichtspunkten gefordert. Ich kann die-
sen ungebrochenen Glauben an die Fähigkeit des Staates, sinn-
volle Strukturpolitik zu betreiben, nicht teilen. Denn die bis-
herigen Erfahrungen mit Strukturpolitik waren keineswegs gut. 
Auf der einen Seite hat sie Überfluß, auf der anderen Seite 
Mangel hervorgebracht. 

Überfluß herrscht bis heute an Unternehmen in Wirtschaftsberei-
chen, die zum Teil schon seit Jahren aus Steuergeldern unter-
stützt werden und aus diesem Grund inzwischen eine traurige Be-
rühmtheit erlangt haben: Vor allem der Steinkohlebergbau und 
der Schiffbau, die Stahlindustrie und die Landwirtschaft sind 
hier zu nennen. Die im Rahmen strukturpolitischer Maßnahmen ge-
währten sogenannten Anpassungshilfen waren ursprünglich dazu 
gedacht, den unausweichlichen Schrumpfungsprozess "abzufedern". 
Inzwischen haben sie sich längst zu einer strukturkonservieren-
den DauerSubvention entwickelt. 

Mangel hingegen herrscht an Unternehmen im Bereich der Dienst-
leistungen und der neuen Industrien. Der wirtschaftliche Struk-
turwandel vollzieht sich bei uns langsamer als in anderen Län-
dern - zum Beispiel den USA. Das liegt unter anderem daran, daß 
er durch eine Fülle von Regulierungen, d . h . staatlichen Ein-
griffen in den Wirtschaftsablauf, behindert wird. 

Davon ist nicht zuletzt der Dienstleistungssektor betroffen. 
Bei den sogenannten freien Berufen, also zum Beispiel Ärzten, 
Apothekern, Rechtsanwälten, Ingenieuren und Architekten, behin-
dern Gebührenordnungen und das Verbot zu werben den Wettbewerb. 
Damit wird aber auch das Entstehen von neuen Formen oder Kombi-
nationen von Dienstleistungen erschwert. Im Falle von Ärzten 
und Apothekern betreiben die Standesorganisationen sogar eine 
regelrechte Ansiedlungskontrolle. Auch im Handwerk bleibt die 
Außenseiterkonkurrenz ausgeschlossen. In all diesen Bereichen 
könnte auf eine ganze R^ihe von staatlichen Vorschriften ver-
zichtet werden. Das Resultat wären aller Wahrscheinlichkeit 
nach zusätz1iche Arbeitsplätze - und das, wie gesagt, in Berei-
chen , die die Umwelt so gut wie gar nicht belasten. 

Auch im Bereich der Telekommunikation greift der Staat regulie-
rend ein. So behauptet die Post ihr Monopol im Netz- und im 
Endgerätebereich. Private Anbieter haben keine Möglichkeit, 
entsprechende Leistungen selbst - und möglicherweise effizien-
ter - anzubieten. Selbst auf dem Markt für Endgeräte kauft die 



Post nur bei einigen wenigen großen Anbietern. Andere Firmen 
mit möglicherweise neuen Ideen und besseren Produkten bekommen 
erst gar nicht die Gelegenheit, sich im Wettbewerb zu bewähren. 
Für die etablierten Großunternehmen besteht daher auch wenig 
Anreiz, neue Produkte zu entwickeln. 

Diese Beispiele ließen sich nahezu beliebig fortführen, aber 
auch so sollte deutlich geworden sein, was Strukturpolitik, so 
wie sie zur Zeit betrieben wird, bewirkt: Sie hält Wirtschafts-
bereiche künstlich am Leben, die die Umwelt zum Teil in erheb-
lichem Maß belasten. Umgekehrt bleiben in Wirtschaftsbereichen, 
die zur Entlastung der Umwelt beitragen können, wichtige Chan-
cen ungenutzt. 

Der erste Schritt zur Besserung kann daher nur sein, die tradi-
tionelle Strukturpolitik zu reformieren. Hier zusätzlich Ziele 
des Umweltschutzes ins Spiel zu bringen, wäre nun allerdings 
ganz überflüssig. Denn in dem Maße, in dem der ohnehin statt-
findende Strukturwandel gefördert w i r d , verringert sich auch 
die Belastung der Umwelt. 

Um darüberhinausgehende Entlastungen zu erreichen, sol1te man 
besser direkt bei der Umweltpolitik ansetzen. Denn die wirkt 
sich auf den umweittechnischen Fortschritt und umweltentlasten-
den Strukturwandel bislang eher nachteilig aus. Der Grund liegt 
darin, daß Umweltpolitik in der Bundesrepublik - wie auch in 
den meisten anderen Ländern - weitgehend mit behördlichen Auf-
lagen gemacht wird. So werden den Unternehmen, die die Umwelt 
mit Schadstoffen belasten, in der Regel bestimmte Emissions-
grenzwerte vorgegeben, die sie nicht überschreiten dürfen. 

Wie wird sich ein einzelnes Unternehmen unter diesen Bedingun-
gen verhalten? In der Regel wird es bestrebt sein, diese Gren-
zen mit den geringstmöglichen Kosten einzuhalten. An einer dar-
übe rhinausgehenden Reduzierung kann es jedoch kein Interesse 
haben. Das ist vor allem dann der Fall, wenn sich die Emissi-
onsgrenzwerte nach dem jeweiligen, von der Behörde festgelegten 
"Stand der Technik" richten. Im Gegenteil, das Unternehmen muß 
nun bestrebt sein, eventuelle technisehe Fortschritte herunter-
zuspielen oder gar zu verheimlichen. In diesem Zusammenhang 
spricht man manchmal vom "Schweigekartei1 der Oberingenieure". 
Wer da ausschert, riskiert Klassenkeile, denn er würde ja den 
"Stand der Technik" vorantreiben und damit die Umweltbehörde 
veranlassen, anspruchsvollere Emissionsgrenzwerte für alle ver-
bindlich vorzuschreiben. In dem Moment, in dem ein Unternehmen 
die Auflagen gerade erfüllt, muß auch sein Interesse an weite-
ren technischen Neuerungen auf diesem Gebiet erlahmen. Weder 
wird es selbst versuchen, Neuerungen zu entwickeln, noch sie 
bei anderen, spezialisierten Firmen nachfragen. Der umwelttech-
nische Fortschritt ist blockiert. 

Auch für den umweltentlastenden Strukturwandel haben solche 
Auf lagen gravierende Nachteile. Alte Betriebsgenehmigungen 
stellen unter diesen Bedingungen nämlich ein ursprünglich zwar 
gratis zugeteiltes, jetzt aber kostbares Gut dar: Sie sind 
nichts anderes als ein vom Staat zugeteiltes Recht auf kosten-



lose Verschmutzung der Umwelt. Mit der Schließung der Anlage, 
an die sie gebunden sind, würde dieses Recht verfallen. Daher 
kann es sich lohnen, diese auch dann noch zu betreiben, wenn 
neuere Anlagen schon längst produktiver und umweltschonender 
arbeiten könnten. 

Bei diesem Streifzug durch die bunte Welt der staatlichen Ein-
griffe in das Wirtschaftsleben sollte klar geworden sein: Die 
private Initiative bei der Entwicklung und Erprobung neuer Ar-
ten von Dienstleistungen und Produkten wird gebremst, der wirt-
schaftliche Strukturwandel wird gehemmt und damit werden auch 
seine umweltentlastenden Effekte stark eingeschränkt. Bei nüch-
terner Betrachtung der bisherigen struktur- und umweltpoliti-
schen Aktivitäten des Staates ist festzustellen: Es gibt keinen 
Hinweis darauf, daß er in der Vergangenheit in der Lage gewesen 
wäre, den Strukturwandel nennenswert zu fördern. Er hat ihn im 
Gegenteil wohl eher behindert. Auf diesem Gebiet in Zukunft 
bessere Ergebnisse zu erwarten, gibt es keine Veranlassung. Das 
gilt erst recht für eine aktive Strukturpolitik, die zusätzlich 
an umweltpolitischen Zielen orientiert sein soll. 

Der wirtschaftliche Strukturwandel sollte daher besser dem 
Markt überlassen bleiben und Strukturpolitik sollte darauf be-
schränkt werden, einen Ordnungsrahmen zu schaffen und innerhalb 
dieses Rahmens für Offenheit der Märkte sorgen. Dezentralisie-
rung, Entregulierung und Privatisierung sind hier die wichtig-
sten Instrumente. Sie sind geeignet, die Effizienz des Wirt-
schaf tsprozesses zu fördern und sein Innovationspotential zu 
erhöhen. Davon wäre, wie wir bereits gesehen haben, zugleich 
eine Entlastung der Umwelt zu erwarten. 

Zusätzliche, spezifisch umweltpolitische Maßnahmen werden damit 
nicht überflüssig. Sie sollten aber unabhängig von der Struk-
turpolitik ergriffen werden. Statt der bislang gebräuchlichen 
Auflagen kommen dafür vor allem handelbare Berechtigungsscheine 
in Frage, an deren Besitz das Recht zur Freisetzung von 
Schadstoffen gebunden ist. Sie sind geeignet, den administrati-
ven Aufwand für den Umweltschutz ganz erheblich zu reduzieren. 
Im Gegensatz zu den Auflagen können sie auch bewirken, daß die 
externen Schäden der Produktion vollständig internalisiert wer-
den. Denn jede an die Umwelt abgegebene Schadstoffeinheit ko-
stet hier Geld. Solche Berechtigungsscheine fördern aber auch 
den umwelttechnischen Fortschritt. Im Gegensatz zu behördlichen 
Auflagen spart hier jede vermiedene Schadstoffeinheit Kosten. 
Deswegen besteht der Anreiz zu Innovationen, welche die Kosten 
der Emissionsvermeidung auch unterhalb des festgelegten Grenz-
wertes verringern. 

Der Staat ist dabei keineswegs untätig, beschränkt sich aber -
ganz wie bei der Strukturpolitik. - darauf, einen Ordnungsrahmen 
zu setzen und dafür zu sorgen, daß dieser erhalten bleibt. Das 
schließt nicht aus, daß er in bestimmten Einzelfällen direkt 
eingreift und dabei zusätzlich auch andere umweltpolitische In-
strumente einsetzt. Mit aktiver Strukturpolitik hätten solche 
punktuellen Eingriffe allerdings nichts zu tun. Sie ist - auch 
im Bereich des Umweltschutzes - in der Tat völlig überflüssig. 



Marianne Halstrick 

STRUKTURWANDEL, ENERGIEVERBRAUCH UND UMWELTBELASTUNG 

Hohe und steigende Umweltbelastung sind zumindest auf den er-
sten Blick Begleiterscheinung eines hohen Produktionsniveaus 
und eines wachsenden' Lebensstandards der Bevölkerung. Beides 
scheint fest miteinander verkoppelt zu sein: mehr oder weniger 
begrenzt verfügbare Rohstoffe werden im Produktionsprozeß ein-
gesetzt und die Reststoffe an die Umwelt abgegeben. Es er-
scheint unausweichlich, daß im Wachstumsprozeß auf lange Frist 
Ressourcen immer mehr erschöpft, UmweltSchäden immer bedrohli-
cher werden. Sind diese Zusammenhänge in dieser Strenge gege-
ben? Mit welchen Instrumenten läßt sich Wachstum umweltverträg-
licher gestalten? Welche Hoffnungen zur Lockerung dieser Zusam-
menhänge darf man dabei in den Strukturwandel setzen? (1) Am 
Beispiel des Energieverbrauchs, der am ehesten empirisch faßbar 
ist, soll versucht werden, dieses Problem aufzugreifen. 

Fast jede Tätigkeit in der Produktion, im Transportbereich und 
im Leben der privaten Haushalte ist mit Energieverbrauch ver-
bunden. Energie gilt als erschöpfbarer Rohstoff, was zumindest 
dann gerechtfertigt ist, wenn auf fossile Energieträger ge-
schaut wird. Jeder Energieverbrauch ist zunächst einmal mit Um-
weltbelastung verbunden. Schadstoffemissionen der Luft entste-
hen im wesentlichen in Zusammenhang mit Verbrennungsvorgängen, 
vor allem Schwefeldioxid, Stickoxid, Kohlenmonoxid, Kohlenwas-
serstoff Verbindungen und Stäube. Aus der Erfahrung der letzten 
Jahre heraus soll dabei versucht werden, für die Bundesrepublik 
Deutschland folgende Fragen zu beantworten: Wie reagiert das 
marktwirtschaftliche System, 

- wenn Energie zumindest für eine Reihe von Jahren als knapper 
Faktor erkannt wird; 

- wenn Luftreinhaltung als Problem akzeptiert ist und 
Umweltschutzmaßnahmen eingeführt werden. 

Aus den heute noch notwendigerweise vorläufigen Antworten las-
sen sich vorsichtig Schlußfolgerungen für die Zukunft ziehen. 

Gesamtwirtschaftliches Wachstum und Engergieverbrauch 

Bis in die 70er Jahre verlief der Anstieg des Energieverbrauchs 
parallel zur Entwicklung des Wirtschaftswachstums; 1975 begann 
er sich leicht, 1979 deutlicher davon zu lösen (vgl. Schaubild 
1). Mit höheren Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts steigt 
indes jedesmal, so auch seit 1984 ebenfalls der Energiever-
brauch wieder. Hiernach scheint grundsätzlich der gleichgerich-
tete Zusammenhang von Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch 
- wenn auch von einem niedrigeren Niveau aus - wie in der Ver-



gangenheit weiter zu bestehen und es bleibt die Frage, ob die 
Einsparungseffekte vor allem der Jahre nach 197 9 nur vorüberge-
hend, vielleicht auf die besondere Konstellation in dieser Zeit 
zurückzuführen waren. Die Untersuchung konzentriert sich auf 
die Entwicklung des Endenergieverbrau6hs, und zwar im Indu-
striesektor. Die für den Verbrauch ebenso bedeutsamen Bereiche 
Verkehr und Haushalte/Kleinverbraucher werden nur kurz ge-
streift. 

Schaubild 1 

ENTWICKLUNG VON BRUTTOSOZIALPRODUKT1 UNO PRIMÄRENERGIEVERBRAUCH 

1960 bis 1985 
1960»100 
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Eigens Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und der Arbeits-
gemeinschaft Energiebilanzen. 1985 vorlaufige Ergebnisse.-1) h Preisen von 1980. RW1 

Endenergieverbrauch und Schadstoffemissionen in der Industrie 

Die Industrie verbraucht heute ungefähr 31 vH der gesamten End-
energie im Vergleich zu 48 vH im Jahr 1960 (vgl. Tabelle 1). 
Der Energieverbrauch entwickelte sich damit deutlich schwächer 
als bei den anderen Verbrauchern. Gemessen an den fünf oben er-
wähnten Schadstoffemissionen ist sie Mitverursacher vor allem 
bei Schwefeldioxid (23,3 v H ) , Kohlenmonoxid (18,7 vH) und Staub 
(57 vH). 

Der Energieverbrauch in der Industrie hängt von der Höhe des 
industriellen Wachstums, der Branchenstruktur und der Entwick-
lung der Effizienz des Energieeinsatzes, also der technologisch 
bedingten Einsparrate ab. Die erste wesentliche Determinante 
für den geringeren Endenergieverbrauch war die Wachstumsschwä-
che der Industrie. Seit 197 3 flachte das Produktionswachstum im 
Verarbeitenden Gewerbe deutlich ab bis zur Stagnation bzw. zum 
Rückgang in der Rezession von 1981/82. Überlagert wurde ein 
Gleichlauf in der Entwicklung von Produktion und Energieeinsatz 



von einem Rückgang des spezifischen Verbrauchs, d . h . des Ener-
gieverbrauchs pro Produktionseinheit der gesamten Industrie von 
jahresdurchschnittlich 2,3 vH sowohl in den 60er Jahren als 
auch bis Ende der 70er Jahre. Dieser Rückgang verstärkte sich 
erst ab 1979 im Gefolge der zweiten Energiepreiswelle deutlich 
auf 3,4 v H . Hinter dieser Entwicklung des spezifischen Ver-
brauchs der .gesamten Industrie verbirgt sich neben der techno-
logisch bedingten Einsparung in den einzelnen Branchen auch der 
Effekt aus der Veränderung der Branchenstruktur, der dritten 
wesentlichen Determinante. 

Entwicklung des Endenergieverbrauchs Tabelle 1 

1960 1970 1980 1985 1960/70 1970/80 1980/85 

Anteile in vH durchschnittliche jährliche 
Veränderung in vH 

Industrie 48,5 39,4 34,3 31,0 2,5 -0,3 -2.4 

Verkehr 15,5 17,1 22,1 23,2 5,8 3,7 1,1 

Haushalte, Kl einverbrauch
1 

36,0 43,5 43,6 45,9 6,2 0,7 0.6 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 4,7 1,1 -0.4 

Eigene Berechnungen nach Angaben der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen.- Einschließlich 
militärischer Dienststellen. H W I 

Die Entwicklung des industriellen Energieverbrauchs läßt sich 
damit in 3 Effekte zerlegen: den Wachstums-, den Struktur- und 
den Technologie- oder Einsparungseffekt. Der Wachstumseffekt 
gibt an, wie sich der Energieverbrauch entwickelt hätte, wenn 
sich weder die Branchenstruktur noch die sektorspezifischen En-
ergieverbräuche in den letzten Jahren geändert hätten. Der 
Struktureffekt zeigt auf, wie sich der Energieverbrauch bei 
Nullwachstum und Verzicht auf Energieeinsparung, allein auf-
grund des inzwischen eingetretenen Strukturwandels verändert 
hätte. Der Technologieeffekt schließlich weist die Auswirkungen 
auf den Energieverbrauch a u s , die durch Einsparungen in den 
einzelnen Branchen möglich wurden, gibt also die eigentliche 
Entwicklung des spezifischen Verbrauchs a n . (2) 

Bei der Berechnung dieser Effekte wird deutlich, daß der inter-
industrielle Strukturwandel keine wesentliche Rolle für die 
Höhe des Energieverbrauchs gespielt hat. Energieeinsparungen 
dagegen haben in relativ konstanter Intensität den Energiever-
brauch in der Produktion gesenkt, was bis zu Beginn der 70er 
Jahre durch das industrielle Wachstum kompensiert wurde (vgl. 
Schaubild 2). Formal läßt sich dieser konstante Struktureffekt 
leicht erklären. Nach wie vor liegt der Anteil der fünf ener-
gieintensivsten Bereiche (Steine und Erden; Eisenschaffende In-
dustrie; Chemische Industrie; Zellstoff-, Holzschliff-, Papier-
, Pappeerzeugung und NE-Metall industrie) - hiermit sind knapp 
70 vH des industriellen Endenergieverbrauchs erfaßt - an der 
Bruttowertschöpfung der gesamten Industrie bei knapp 18 vH und 
damit immer noch höher als Anfang, der 60er Jahre. Inhaltlich 
muß ein solcher Befund überraschen: Ausgerechnet die energiein-
tensivsten Branchen konnten nach den starken Energiepreisstei-
gerungen ihre Position im Inland halten, auf den Auslandsmärk-
ten sogar verbessern. 



Schaubild 2 

Zwei Erklärungen gibt es hierfür (3): Zum einen eine für die 
deutsche Industrie seit jeher effiziente Energieverwendung, zum 
anderen die - im internationalen Vergleich - relativ geringe 
Verteuerung von Energie. 

Energie wird in der Bundesrepublik nicht erst als Reaktion auf 
die Preissteigerungen der Jahre 1973/74 b z w . 1979/81 effizient 
eingesetzt. Angesichts des seit jeher hohen deutschen Energie-
preisniveaus und einer intensiven Einbindung in den internatio-
nalen Wettbewerb haben die Energiekosten im Kostenminimierungs-
kalkül der Unternehmen offenbar immer ein große Rolle gespielt. 
Die Unternehmen bemühten sich schon in den 60er Jahren um einen 
rationellen Energieeinsatz. Der spezifische Energieverbrauch 
sank bereits damals deutlich. Nach der ersten Ölpreiskrise ist 
keine verstärkte Energieeinsparung zu beobachten, da zum einen 
die Investitionen zurückgingen, zum anderen der Kostendruck 
durch die Aufwertung der DM in dieser Zeit gedämpft wurde. Erst 
die Folgen des zweiten Ölpreisanstiegs mußten von der Industrie 
voll getragen werden und übten einen zusätzlichen Impuls zur 
Einsparung aus. Nach 1979 begann der spezifische Verbrauch be-
schleunigt zu sinken. Seitdem gehen Energieeinsparungsmaßnahmen 
nicht nur von den energieintensiven Bereichen, sondern ebenso 
verstärkt von den energieextensiven Bereichen aus. Gerade hier 



wurden die Energiekosten ebenfalls zunehmend spürbar. Urawelt-
schutzregelungen mögen das Verhältnis von Energieverbrauch und 
Schadstoffemissionen beeinflußt haben, aber in den seltensten 
Fällen einen deutlichen eigenen Impuls zur Energieeinsparung 
dargestellt haben. Die Ölpreise sind s M t knapp einem Jahr wie-
der deutlich gesunken. Aufgrund der Wettbewerbssituation kann 
jedoch auch für die Zukunft angenommen werden, daß selbst bei 
weiter niedrigen Energiepreisen die Erschließung neuer Einspar-
potentiale weitergehen w i r d . 

Die Folgen des Energiepreisanstiegs und der Politik des "Weg 
vom Öl" werden deutlicher spürbar in der Substitution der Ener-
gieträger. Das Ö l , das seinen Anteil am Endenergieverbrauch der 
Industrie auf 37 vH im Jahr 1973 steigern konnte, hatte 1984 
noch einen Anteil von 16 v H . Von dieser Substitution, vornehm-
lich des schweren Heizöls, profitierten vor allem Gas und 
Strom, ab 1979 auch verstärkt Kohle (vor allem in der Stahl-
und Zementindustrie), die erst zu diesem Zeitpunkt aufgrund des 
nochmaligen Ölpreisschubs wettbewerbsfähig wurde. Bei anhaltend 
niedrigen Ölpreisen wird teilweise eine Resubstitution zu er-
warten sein - vorausgesetzt, den Konkurrenzenergieträgern sind 
Preissenkungsspielräume verwehrt und Marktkräften wird freien 
Lauf gelassen. In der Stahlindustrie ist ein Beginn in diese 
Richtung bereits deutlich zu beobachten. 

Der Rückgang der Schadstoffemissionen in der Industrie war 
deutlich stärker als der Rückgang des Energieverbrauchs (vgl. 
Tabelle 2). Gründe lagen zunächst in der veränderten Energie-
tragerstruktur, im vermehrten Einsatz "sauberer" Energieträger 
wie Glas und vor allem Strom. In bezug auf Strom wird die Um-
weltbelastung allerdings verlagert - vom Energienutzer zum En-
ergieerzeuger Kraftwirtschaft, per Saldo eher sogar erhöht, da 
dies aufgrund der - bezogen auf den Primärenergieverbrauch -
geringeren Wirkungsgrade der Umwändlungsprozesse einen sinken-
den Gesamtenergieausnutzungsgrad bedingt und der Verbrauch an 
Primärenergie steigt. Darüber hinaus haben aber auch die der 
Industrie vorgegebenen Auflagen zur Luftreinhaltung zu einer 
Entkoppelung von Energieverbrauch und Schadstoffemissionen, vor 
allem bei der Entstaubung beigetragen. 

Energieverbrauch und Schadstoffemissionen! im 
Verarbeitenden Gewerbe 
- durchschnittliche jährliche Veränderung in vH - Tabelle 2 

1966/70 1970/80 1980/84 

Endenergieverbrauch 4,5 -0,3 -3,0 

Schwefeldioxyd 0,7 -2,7 -7,7 

Stickoxyd 0,4 -1,0 -8,4 

Staub -6,9 -5,2 -3,6 

Kohlenmonoxyd 2,7 -1,9 -2,5 

Organische Verbindungen -1,0 -1,1 -2,5 

Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundes-
amtes, der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen und des Um-
weltbundesamtes Berlin.- ^enthalten sind die Emissionen aus 
dem Energieeinsatz im Umwandlungsbereich ohne Kraftwerke. RWI 
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Welche Schlußfolgerungen lassen sich hieraus nun für die Zu-
kunft ziehen: Die Ziele einer vorsorgenden Umweltpolitik, d.h. 
in der Industrie eine stärkere Entkoppelung von Wachstum und 
Energieverbrauch werden nicht von selbst, also aus der Ei-
geninitiative der Unternehmen erreicht. Der entscheidende Im-
puls hat hierbei von der Umweltpolitik und damit der Setzung 
geeigneter Rahmendaten auszugehen. Durch die Einführung der 
neuen verschärften TA-Luft werden sich zunächst die Schadstof-
femissionen deutlich reduzieren und sich verstärkt vom Energie-
verbrauch lösen. Eine weitere Erhöhung der Energiepreise - sei 
es aus umweltpolitischen Maßnahmen oder sonstigen Gründen 
führt sicherlich wie in der Vergangenheit zur Öffnung weiterer 
Energieeinsparpotentiale. Aber es darf bezweifelt werden, daß 
der damit verbundene Kostendruck und der von darüber hinaus an-
stehenden UmweltSchutzmaßnahmen wie bisher in erforderlichem 
Maße durch Rationalisierungsmaßnahmen aufgefangen werden kann. 
Entkoppelung kann durchaus die Aufgabe verschiedener Produktli-
nien in einzelnen Branchen bedeuten, wobei bei den Auswirkungen 
auch umweltpolitische Maßbnahmen anderer wichtiger Handelspart-
ner eine große Rolle spielen. Der umweltpolitisch gewünschte 
Strukturwandel wäre zwar in die gewünschte Richtung gelenkt. 
Für die unter Umständen entstehenden Arbeitsplatzverluste 
müßten Ersatzarbeitsplätze im industriellen Sektor oder export-
fähigen Dienstleistungsbereichen geschaffen werden. Damit wäre 
eventuell eine Verbesserung der Umweltqualität teilweise durch 
Realeinkommensverluste erkauft. 

Energieverbrauch und Schadstoffemissionen im Bereich Verkehr 
und Haushalte/Kleinverbraucher 

Die Analyse der Auswirkungen von Wachstum und Strukturwandel 
auf Energieverbrauch und Umweltbelastung bezog sich bisher nur 
auf die Industrie. Ein nur kurzer Hinweis auf die Entwicklung 
in den Bereichen Verkehr und Haushalte/Kleinverbraucher soll 
diese Überlegungen ergänzen. Auch in diesen Bereichen waren 
speziel1 nach 197 9 Entkoppelungstendenzen des Energieverbrauchs 
vom gesamtwirtschaft1ichen Wachstum festzustellen, am wenigsten 
ausgeprägt beim Verkehr. Der Energieberbrauch im Verkehr käßt 
sich zum einen auf die Zunahme der Motorisierung der privaten 
Haushalte und die gestiegene Fahrpreisleistung je PKW zurück-
führen. Zum anderen entwickelt sich im Bereich des Straßengü-
terverkehrs die Nachfrage komplementär zur Industrieproduktion. 
Ein geringerer Anstieg des Verbrauchs seit Mitte der 70er Jahre 
ist im privaten Autoverkehr stärker noch als auf den schwäche-
ren BestandsZuwachs auf die überdurchschnittlich gesunkene 
Fahrleistung aufgrund der gestiegenen Energiepreise vor allem 
für Freizeitzwecke und auf den aufgrund des niedrigen Indu-
striewachstums gesunkenen Transportgüteranfal1 zurückzuführen. 
Niedrige Energiepreise und steigendes Wachstum bzw. Einkommen 
werden auch hier den Verbrauch wieder ansteigen lassen. Durch 
Einsparungen im Energieverbrauch ist im Verkehr, der zu den 
Hauptemittenten von Stickoxid, Kohlenmonoxid und organischen 
Verbindungen zählt, mittelfristig keine größere Umweltentla-



stung im Bereich der Schadstoffreduktion zu erwarten. PKW mit 
geringerem Energieverbrauch werden zwar in den nächsten Jahren 
im Bestand überwiegen. Dieser Effekt dürfte aber zumindest noch 
in absehbarer Zeit zum größten Teil durch den Trend zu größeren 
Hubraumklassen aufgefangen werden. Entlastung ist eher durch 
eine feste Vorgabe von Grenzwerten durch die Umweltpolitik zu 
erwarten. Ziel dieser Politik muß es darüber hinaus sein, dafür 
zu sorgen, daß der Kostenanstieg bei den Produzenten durch Ein-
bau von Katalysatoren oder anderer Umrüstanlagen and die End-
verbraucher weitergegeben wird und nicht durch Steueranreize 
von der Allgemeinheit getragen wird. Inwieweit die Preiserhö-
hungen jedoch zu einer deutlich geringeren Bestandausweitung 
und einer Reduktion der Fahrleistung und somit Schadstoffreduk-
tion führen, hängt vor allem von der Einkommensentwicklung ab. 

Die Frage der Entkoppelung stellt sich ähnlich für den Energie-
verbrauch der Privaten Haushalte und Kleinverbraucher. Energie 
wird hier vornehmlich für Raumwärmezwecke eingesetzt. Trotz An-
stieg des Wohnkomforts, vor allem durch gestiegene Wohnflächen, 
gelang eine Entkoppelung durch Einsparmaßnahmen speziell seit 
1979, nicht zuletzt dank Zuschüssen des Staates (4,3 M r d . DM-
Programm). Auch hier wird bei ansteigendem Einkommen und Weg-
fall finanzieller Anreize der Verbrauch weiter steigen. Das 
Schadstoffproblem stellt sich in diesem Bereich weniger. Durch 
den verstärkten Einsatz "sauberer" Energien wie Strom und Gas, 
durch die Anforderungen an den Schwefelgehalt des leichten Hei-
zöls, liegt der Anteil dieser Verbrauchergruppe bei allen 
Schadstoffarten mit Ausnahme des Kohlenmonoxids unter 10 vH. 
Umweltpolitik kann hier nur indirekt im Sinne von Maßnahmen zur 
Energieeinsparung wirksam werden. 



(1) Der Begriff Strukturwandel bezieht sich hier zunächst auf 
eine veränderte sektorale Zusammensetzung der Volkswirt 
schaft, meint also Verschiebungen zwischen den Branchen. 

(2) Dabei muß jedoch angemerkt werden, daß sich hierin immer 
noch die Folgen des intrasektoralen Strukturwandels 
verbergen. In der Industrie und gerade auch in den 
energieintensiven Bereichen hat ein Veredelungsprozeß der 
Produkte stattgefunden, der Anteil der weiterverarbeitenden 
Bereiche ist gestiegen. Der wertmäßige Anstieg der 
Produktion war also deutlich höher als der mengenmäßige. 
Auch hieraus resultiert ein deutlich geringerer 
Energiebedarf. 

(3) V g l . zum folgenden vor allem Rheinisch-Westfälisches Insti-
tut für Wirstschaftsforschung, Analyse der strukturellen 
Entwicklung der deutschen Wirtschaft - RWI-Struktur 
berichterstattung 1983. Gutachten im Auftrag des 
Bundesministers für Wirtschaft. Essen 1983, Band 2: 
Problembereich des Strukturwandels, S. 105 ff., dasselbe, 
Analyse der strukturellen Entwicklung der deutschen Wirt 
schaft - Strukturberichterstattung 1987. Zwischenbericht 
1986, S. 22 ff. 



Irene Schöne 

STRUKTURWANDEL DURCH ÖKOLOGISCHES ARBEITEN: 
VON DER OBJEKTVERFÜGUNG ZUR GANZHEITLICHEN SUBJEKTBEZIEHUNG 

Nach Auffassung der Bundesbürger sind UmweltZerstörung und Ar-
beitslosigkeit die beiden wichtigsten Probleme heutzutage, 
wobei sich diese Aussagen nicht aus einer einmaligen, sondern 
aus einer seit sechs Jahren kontinuierlich durchgeführten 
repräsentativen Befragung der bundesrepublikanischen 
Bevölkerung ergeben, die von der GfK in Nürnberg vorgenommen 
wurde. Dabei ist der Anteil derjenigen, die Arbeitslosigkeit 
als wichtigstes Problem benannten, von 41 % im Jahre 1979 auf 
7 6 % der Nennungen im Jahre 198 5 gestiegen, und der Anteil 
derjenigen, die Umweltzerstörung als wichtigstes Problem 
nannten, stieg von 14 % im Jahre 1979 auf 41 % im Jahre 1985 
an. Das Bewußtsein für die Notwendigkeit, die Umwelt zu 
schützen, hat in der Bevölkerung zugenommen, kann hieraus ge-
schlossen werden. 

Von einem gestiegenen Umweltbewußtsein geht auch das 
Umweltbundesamt aus, an das sich mit rund 100.000 Anfragen im 
Jahre 1985 rund doppelt so viele Bundesbürger wie noch ein Jahr 
zuvor wandten. 

Das gestiegene Umweltbewußtsein spiegelt sich ebenfalls in der 
Krimina 1statistik wider. Wurden zu Beginn der spezifizierten 
Auswertung von Umweltdelikten im Jahre 1976 3.395 solcher 
Delikte festgestellt, so stieg die Zahl der Fälle im Jahre 1984 
auf 9.805, und für das Jahr" 1985 wird mit über 12.000 Fällen 
gerechnet. Das heißt nun aber wahrscheinlich nicht, daß 1985 
drei- bis viermal so viele Umweltstraftaten begangen wurden, 
sondern eher, daß die Zahl der Anzeigen und strafrechtlichen 
Verfolgungen aufgrund eines gestiegenen Umweltbewußtseins 
zunahm, daß solche Handlungen nicht länger als bloßes 
Kavaliersdelikt gelten, die übrigens bemerkenswerterweise 
ausschließlich von einer besonderen Gruppe von Menschen, 
nämlich 40 bis 60 Jahre alten Männern, begangen werden (vgl. 
die Jahresberichte des Umweltbundesamtes von 1983 und 1985). 

Zur Kennzeichnung umweltfreundlicher Produkte gibt es seit 1978 
das Umweltzeichen, den sogenannten "blauen Engel", der 
inzwischen für über 37 Produktarten mit über 1100 Produkten 
vergeben worden ist. 

Wurde vor einigen Jahren bereits z.B. ein Waschmittel ohne 
Phosphate hergestellt, aber ohne daß der Hersteller dies in der 
Werbung besonders hervorhob, weil, er Umsatzrückgänge 
befürchtete, wenn die Hausfrauen angenommen .hätten, ohne 
Phosphatzusätze würde sein Produkt nicht weiß genug waschen, so 
stellt derselbe Hersteller jetzt ein anderes Produkt seines 
Hauses - "das Beste, das es je gab" - ausdrücklich als 
phosphatfrei und damit umweltschonend in seiner Werbekampagne 
heraus, weil er weiß, nicht länger sind Umsatzrückgänge zu 
befürchten, sondern die Umweltfreundlichkeit seines Produktes 
ist ein zusätzlicher Kaufanreiz. 



Mittlerweile ist das Bewußtsein der Konsumenten auch dafür 
gewachsen, daß "weniger Chemie im Haushalt" nicht auch weniger 
Sauberkeit bedeutet und daß die Aufschrift "Bio-..." auf einem 
Etikett auf ein eher umweltschonendes Produkt schliessen läßt. 
Auch gibt es besondere Bio- bzw. "grüne" Läden, die 
ausschließlich "biologische" Produkte anbieten. Diesem Trend 
haben sich Kaufhäuser und Supermärkte insofern angepaßt, als 
sie besondere Angebote für naturbelassene Lebensmittel in ihr 
Sortiment aufnahmen. 

Dies alles heißt, daß die Verbraucher, vor allem die 
Hausfrauen, die im wesentlichen als Nachfragerinnen von 
Konsumgütern des täglichen Bedarfs auftreten, bei dem, was sie 
tun (was gemeinhin aber nicht als "Arbeit" gilt) in zunehmendem 
Ausmaß ein anderes Verhältnis zur Natur zu praktizieren 
versuchen, auf das Herstel1er und Handel mit einer Veränderung 
ihrer Angebotspolitik reagieren, dem zu entsprechen versuchen. 
Die nachfragenden Konsumenten scheinen demnach doch eine gar 
nicht so passive R o l l e , zu spielen, sondern können - wenn auch 
nur in gewissem Umfang - Einfluß auf die Gestaltung und das 
Angebot von Produkten nehmen. 

Ein weiteres Anzeichen für ein zunehmendes Umweltbewußtsein ist 
zu verzeichnen: Ein Hamburger Unternehmer hat durch seine 
Initiative den Anstoß zur Einstellung sogenannter 
"Umweltberater" gegeben. Diese sollen in die einzelnen privaten 
Haushalte gehen und die Verbraucher über ihr umweltfreundliches 
Wirtschaften aufklären. Dadurch konnten immerhin vierzig, wenn 
auch durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen f inanzierte 
Arbeitsplätze geschaffen werden. Und dies heißt auch, daß ein 
Unternehmen, das solche Anstrengungen nach außen hin auf sich 
nimmt, auch im eigenen Betrieb umweltfreundlich zu wirtschaften 
versucht. 

Diese Initiative ist meiner Ansicht nach ein gelungenes 
Beispiel dafür, wie durch Umweltschutz Arbeitsplätze geschaffen 
werden können, und nicht dafür, wie solche gefährdet werden. 
Aber diese Argumentation von Se iten der Wirtschaft scheint 
inzwischen ja auch widerlegt zu sein. Es 1iegen Schätzungen 
vor, wie die z.B. vom Ifo-Institut, die die durch Investitionen 
in den Umweltschutz geschaffenen Arbeitsplätze auf 190.000 bis 
400.000 beziffern. Umweltschutz ist inzwischen ein 
Wachstumsmarkt mit zweistel1 igen Zuwachsraten. 

Dem trägt auch eine veränderte Einstellung der Gewerkschaften 
Rechnung. Standen diese der Argumentation, daß Umweltschutz Ar-
beitsplätze schafft, früher eher skeptisch gegenüber, so heißt 
es in ihren Beschlüssen von 1982, daß sie für Umweltschutz u n 
d Arbeitsplätze eintreten, und in ihrem Programm "Umwe11schutz 
und qualitatives Wachstum" von 1985 sprechen sie sogar davon, 
daß nur ökologisch vertretbare Arbeitsplätze auf Dauer auch 
sichere Arbeitsplätze sind (vgl. W . Schneider, Hrsg., Arbeit 
und Umwe1t, Hamburg, 1986, S. 182-185). 

Das Bewußtsein, für die Notwendigkeit eines schonenden Umgangs 
mit der Umwelt ist also all enthalben gestiegen, der Wert, den 
man einer intakten Umwelt beimißt, hat zugenommen. 



Ein weiterer Wertewandel muß angesprochen werden: 

Nicht länger bilden Erwerbsarbeit und Leistung, Einkommen und 
berufliche Stellung die entscheidenden Werte, an denen-sich die 
Identitätsbestimmung eines Menschen in unserer Gesellschaft 
ausrichtet, wie repräsentative Befragungen ergeben haben (z.B. 
von Opaschowsky, BAT-Freizeitforschungsinstitut, Hamburg), 
sondern dies sind in zunehmendem Maße Familie, Freunde und die 
freie Zeit, in der man selbst etwas tun, das Leben genießen und 
glücklich sein will. Hier ist also eine BedeutungsVerlagerung 
weg von den materiellen Werten (Geld, Sachgüter) und der davon 
bestimmten Lebenszeit hin zu den sogenannten immateriellen 
Werten zu konstatieren. 

Mit einer solchen BedeutungsVerlagerung beschäftigen sich Theo-
rien , wie z.B. die von Engel, Fourastie und Bei1. Aber auch die 
dualökonomische Theorie (Beispiel: Binswanger, Frisch, 
Nutzinger u.a., Arbeit ohne Umweltzerstörung, Frankfurt, '1983) 
geht davon aus, wenn sie auf eine Aufwertung der informellen 
und eine Zurückdrängung der formellen Arbeit setzt, wobei die 
Ressourcenproduktivität statt der Arbeitsproduktivität erhöht 
werden soll. 

Das, was man selbst tut und selbst bestimmen kann, ohne daß ein 
anderer einem sagt, was man tun soll, allerdings auch ohne daß 
man dann dafür bezahlt wird, gilt in der ökonomischen Theorie 
bemerkenswerterweise bisher nicht als Arbeit, sondern als bloße 
Beschäftigung in der (von Arbeit) freien Zeit oder als 
Hausarbeit, die eher als eine "Äußerung der Natur" (Chr. 
Neusüß), denn als wirkliche "Arbeit" angesehen wird. 
Ökonomische Theorie geht bisher davon aus, daß nur im Bereich 
der durch monetarisierte Marktbeziehungen zustandekommenden 
Wirtschaft aktiv produziert wird. Die davon unabhängige freie, 
selbstbestimmte Zeit gilt als bloße passive Konsumzeit, in der 
sich die menschliche Arbeitskraft für diese Produktion zu 
reproduzieren hat. 

Wenn ökonomische Theorie die menschliche Arbeit damit nur als 
einen f remdbestimmten, dem Tauschwertkalkül unterworfenen 
Produktionsfaktor ansieht, mit dem seine Besitzer Handel 
treiben, ihn verkaufen, wie sein Erwerber ihn nach Belieben 
zerlegen und einsetzen kann, dann geht sie damit von einem 
zwiespältigen Menschenbild aus, denn einerseits thematisiert 
sie den selbständig wirtschaftenden Menschen, den Unternehmer, 
der autonom produzieren, zu diesem Zweck notwendige 
Produktionsfaktoren einkaufen und mit den hergestellten 
Produkten freien Handel treiben kann, andererseits sind die 
meisten Menschen aber keine selbständig wirtschaftenden 
Subjekte, weil sie außer ihrer Arbeitskraft über kein Vermögen 
verfügen, das sie zwecks Gewinnerzielung investieren könnten, 
sondern abhängig Tätige, wei1 sie ihre Arbeitskraft zwar 
freiwillig - und nur insofern sind sie selbständig Handelnde -
, aber gezwungenermaßen verkaufen müssen, und ihren Lohn setzen 
sie zur wirtschaftlichen Betätigung nur insofern ein, als sie 
produzierte Wirtschaftsgüter kaufen und zwecks Sicherung ihres 
Lebensunterhalts konsumieren. 



Findet nun eine Bedeutungsverlagerung von den materiellen 
Sachgütern und vom formellen, fremdbestimmten Bereich hin zum 
immateriellen, informellen statt, dann wird damit derjenige 
Bereich aufgewertet, in dem die meisten Menschen nicht länger 
als Produktionsfaktor Arbeit, als Objekt also, auftreten, 
sondern in dem sie Subjektstatus haben, in dem sie selbst 
darüber entscheiden, was sie mit wem wie lange und auf welche 
Weise tun wollen. 

Dieser "paradigmen shift" wird noch an zwei weiteren 
empirischen Tatbeständen deutlich: 

1. Es gibt eine zunehmende Anzahl von selbständig Tätigen im 
Dienstleistungssektor, in dem vorwiegend immaterielle 
Leistungen statt materieller Güter erzeugt werden. Vonderach 
bezeichnet diese als die "neuen" Selbständigen. 

2. Es gibt eine zunehmende Anzahl von sogenannten alternativen 
Projekten. Die entsprechenden Schätzungen schwanken hier 
zwischen 6.000 bis 18.000 Projekten mit 30.000 bis 360.000 
darin tätigen Menschen. Das sind ca. 1,5 % aller Erwerbstä-
tigen (Schätzungen nach J. Berger, Alternativen zur Lohnar-
beit? Bielefeld, 1985, alle anderen Schätzungen liegen in-
nerhalb dieser Größenordnung), wobei die dort vorfindbare 
Arbeit und die dort tätigen Menschen eher dem typischen 
Muster von selbständigen als dem von abhängig Beschäftigten 
entsprechen. Diese Projekte sind zu über 80 % ebenfalls im 
Dienstleistungssektor angesiedelt. Da sie wenig bzw. keine 
materiellen Ressourcen verwenden, arbeiten sie "per se" 
umweltfreundlich (Benoit). Dort, w o sie materielle Produkte 
herstellen,wollen sie es erklärtermaßen umweltschonend tun 

und¡umweltfreundliche Güter produzieren. 

Wie läßt sich nun dieser beobachtbare Strukturwandel 
interpretieren? Hierzu möchte ich Ihnen - mit aller gebotenen 
Vorsicht, weil die Datenbasis zu gering erscheint, als daß man 
von einer wirklichen Veränderung sprechen könnte, vielmehr sind 
nur Ansätze dazu zu beobachten - eine Erklärung anbieten, die 
vor allem die qualitativen Veränderungen aufzuklären versucht. 

Das für unsere industrielle Wirtsweise typische Muster von 
* Produktion und Konsumtion (Elias würde von einer 

"Konfiguration" sprechen) beruht auf dem sekundären Sektor der 
materiellen Güterproduktion. Dem Produktionsfaktor Kapital 
kommt dabei die wichtigste Funktion zu. Hierdurch wurde auch 
der für unsere Gesellschaft in Theorie und Praxis 
vorherrschende Arbeitsbegriff bestimmt. Dieses Muster besteht 
in einer durch Geld und den anonymen Markt doppelt 
vermittelten, Arbeit und Leben trennenden Wirtschaftsweise, in 
der das autonom wirtschaftende Subjekt über Quantität der 
Produktion standardisierter Güter entscheiden kann, ja sein 
Status, Subjekt sein zu können, definiert sich geradezu durch 
die ihm mögliche Verfügung über Objekte. 

Das für den tertiären Sektor typische Produktions- und 
Konsumtionsmuster, wie es sich im immateriellen 
Dienstleistungsprozeß zeigt, weicht allerdings erheblich von 



diesem sekundären Muster ab, wenn man sich einmal das Wesen 
dieses tertiären patterns verdeutlicht und es nicht lediglich 
bei einer Analyse der heutigen Erscheinungsformen der 
Dienstleistungen beläßt, die in einer nach dem sekundären 
Muster produzierenden und konsumierenden Gesellschaft die 
Dienstleistungen ebenfalls dem sekundären Muster unterwirft und 
sie damit industrialisiert, worauf vor allem Gershuny (Die 
Ökonomie der nachindustriellen Gesellschaft, Frankfurt, New 
York, 1981) hingewiesen hat. Wie sieht nun dieses "andere" 
Muster von Produktion und Konsumtion aus, das man als 
nachindustriell, tertiär, ganzheitlich-ökologisch, postmodern 
oder - was ich vorschlage, um all dies zusammenzufassen - als 
parabiotisch bezeichnen kann: 

Im tertiären Prozeß stehen sich Produzent und Konsument als 
gleichberechtigte Subjekte in einer direkten, unmittelbaren und 
unvermittelten räumlichen wie zeitlichen Beziehung dezentral 
gegenüber. Sie bringen sich beide als ganze Personen mit ihrer 
persönlichen Entwicklungsdynamik, ihrer Eigenbewegung, in 
diesen Prozeß ein. Der nach dem traditionellen Muster allein 
aktive Produzent als der professionelle Experte, dem ein 
lediglich passiver Konsument entspricht, tritt im 
parabiotischen Muster ein Konsument als ebenfalls aktives 
Subjekt entgegen, als Experte seines eigenen Lebens, könnte man 
sagen, der durch seine Nachfrage die Produktion erst auslöst 
und sie in Quantität und Qualität mitbestimmt (vgl. 
Gartner/Riessmann, Der "aktive" Konsument in der 
Dienstleistungsgesellschaft, Frankfurt, 1978). Das produzierte 
Produkt entsteht durch den wechselseitigen Austauschprozeß 
beider Beteiligter, in dem jeder von ihnen sowohl passiv 
Wahrnehmender als auch aktiv Handelnder ist. Je aktiver der 
herkömmlicherweise nur als Konsument Auftretende sich und seine 
besonderen Bedürfnisse in diesen Prozeß einbringt, umso besser, 
d.h. seinen Bedürfnissen angemessener, wird das entstehende 
Produkt sein. Dies verlangt ein Sich-Ein-Lassen-Können des 
herkömmlicherweise autonom Produzierenden auf die 
Persönlichkeit und Befindlichkeit des anderen und nicht die 
autonome Erstellung von fertigen, standardisierten Produkten, 
aus denen der Konsument lediglich auswählt, wie im für 
sekundäre Produktion und Konsumtion typischen Muster. 

Die von beiden produzierte Leistung, die immateriell und 
einmalig, nicht lagerfähig und nich wieder verkäuflich ist, 
wird im Moment der Produktion zugleich konsumiert. Herder-
Dorneich hat dafür den Begriff vom "uno-actu-Prozeß" geprägt, 
an dem - das folgt daraus - beide Teilnehmer verantwortlich 
beteiligt sind, während nach dem herkömmlichen Muster der 
Produzent nicht verantwortlich für den Umgang des Konsumenten 
mit dem Produkt, und der Konsument nicht verantwortlich für den 
Herstellungsprozeß ist. 

Während Konsument und Produzent - oder, wie Toffler sagt, beide 
Prosumenten, wei1 sie beide sowoh1 aktive als auch passive 
Aufgaben wahrnehmen - in eine unmittelbare persönliche 
Beziehung zueinander treten, ist der Tausch gegen Geld zum 
selben Zeitpunkt davon ausgeschlossen. Er erfolgt räumlich und 
zeitlich vom uno-actu-Prozeß entkoppelt, oder es wird überhaupt 
nicht gegen Geld getauscht. Das Tauschmittel spielt im 
parabiotischen Muster nur eine untergeordnete und indirekte 



Rolle. Daher kann es - theoretisch - hier nicht dazu kommen, 
daß, wie im industriellen sekundären Muster, das Mittel zum 
Ziel des Handelns wird und es dominiert. 

P a r a b i o t i s c h e s M u s t e r 

Prozeß der Erkennt«)satwlnnuM und der Produktion: 

mittels direkter, unvermittelter, ganzheitlicher, lebendiger Beteiligung 

Der Erkennende ist, wenn er Empfänger der Wahrnehmung ist, Objekt. 
Er ist Subjekt, wenn er das ihn gegepiiber Stehende beeinfluß'. 
Das ihn gegenüber Stehende ist Subjekt, wenn es den Erkennenden be-
einflußt, wie Objekt, wenn es yön ihm beeinflußt wird. Beide sind ein 
üanzes für sich, ein Holon, wie sie Teil des gesamten Austauschpro-
zesses sind. 

Das dem Erkennenden gegenüber S t e i d e ist nicht etwas völlig anderes 
und von ihn Getrenntes, sondern |iat etwas mit ihm gemeinsam, wodurch 
er be,i seiner Handlung als Subjekt, wejin er es beeinflußt, auch gleich-
zeitig sich/selbst beeinflußt. 

Obgleich beide in eine wechselseitige Beziehung von »ahrnchwung-und 
Handlung zueinander eintreten, Unterliegen sie doch noch einer eige-
nen dynamischen Entwicklung, die sjch ^us ihren selbständigen Lebens-
zusammenhängen ergibt. Durch',den s|cn'entwickelnden lebendigen Aus-
tauschprozeß wird nicht nur Neues erzeugt, sondern beide Beteiligten 
verKndern sich in ihm zugleich! 

Industrielles Muster 

Prozeß der Erjynntninewljuiunq: 

mittels quantitativ rationaler Ob-
jekt-Analyse 

Dem erkennenden Subjekt steht ein zif 
analy1sertnd#s Objekt gegenüber, das 
in seine einzelnen M s tandteile zer-
legt wird. Durch die'Konstitution des 
Objekts aus der ganzen WlrkljchjUjl:, 
mit der es verbunden/war und in jjfr 
es lebte, wird es als'statisch jbegfif-
fen, als zeitlos und ikicht-lebendigl 

Lediglich das Objekt r'als etwa; von) 
erkennenden Subjekt völlig 8etrpnn-
tes und.als etwas Andefei - steht 
Mittelpunkt der Erkenntnis. Es ist 
völlig unerheblich, wer üas erkennen-
de Subjekt ist und auf welche Hefse 
die Objekterkenntnis zustande koant. 

Prozeß der Produktion: 

Synt^esi 
quantitativ-rationaler Faktoren-

fiese 

ie. so. gekannten Bestandteile des Objekts !

"ien njjn in autonomer Verfügung des Sub-
s, *as an dem Produktionsprozeß eben-

...Js nicht ielbst beteiligt ist, sondern 
{hn lediglich Uberwacht, zu einem oder so 
v\elen"neuen Objekten/Produkten zusammen-
gefügt werden, wie Bestanoteile vorhanden 
sind. 

I 



Wäre nun das parabiotische und nicht das industrielle Muster 
für die gesamte Wirtschaftsweise typisch, dann müßten der 
primäre und der sekundäre Sektor entsprechend umgestaltet 
werden. Statt wie im industriellen Muster dem Kapital würde nun 
der menschlichen Arbeitsfähigkeit eine wesentliche Funktion 
zukommen, und das heißt, - da diese jetzt nicht länger als ein 
vom Menschen trennbares und handelbares Objekt, sondern als in 
ihm inkorporierte immaterielle Leistungsfähigkeit, als 
natürliche, lebendige Arbeitskraft, angesehen wird - dem 
Menschen. Die ökonomische Theorie müßte vom ganzen, lebendigen 
Menschen ausgehen, wie es Heinen u.a. fordern. Man kann sogar 
sagen, daß der Arbeitsmarkt - würde Arbeit nicht lediglich zu 
Preisen in die Güterproduktion eingerechnet - der typische 
Dienstleistungsprozeß ist. Auf Anordnung hin, "die auch in der 
Arbeitsorganisation vergegenständlicht sein kann, geben nämlich 
die Arbeitnehmer, die eigentlich dann Arbeit-Geber heißen 
müßten, weil sie ihre Arbeitskraft entäußern, eine ständige 
immaterielle Leistung ab, wofür sie nach der Erbringung dieser 
Vor-Leistung und entkoppelt davon einmal im nachhinein entlohnt 
werden. Es findet ja nicht ein ständiger Tausch von 
Arbeitsabgabe gegen Geld, sondern eine kontinuierliche 
Verausgabung von Arbeitskraft statt, die dann einmal bezahlt 
wird (bei Offe in seinem Buch "Arbeitsgesellschaft" finden sich 
in seinem Vergleich des Arbeitsmarktes mit anderen Märkten und 
des Arbeitsvertrages mit anderen Verträgen ganz ähnliche 
Überlegungen). Außerdem könnte so besser die aktive Rolle der 
als Nachfrager von Arbeitskraft am Arbeitsmarkt auftretenden 
Unternehmen, die die Arbeitskraft konsumieren, die heute als 
Arbeitgeber bezeichnet werden, weil sie bezahlte Arbeitsplätze 
anbieten, verstanden und erklärt werden. 

Bisher habe ich den Dienstleistungsprozeß als einen Prozeß der 
ganzheit1ichen SubjektbeZiehungen zwischen Menschen 
geschildert, in dem beide Beteiligte wechselseitig 
Subjektstatus einnehmen, womit die Fiktion der Objektverfügung 
durch ei.n a 1 lein selbständig wirtschaftendes Subjekt überwunden 
wäre, wobei zu den einsetzbaren Objekten nicht nur Kapital, 
sondern auch Boden, d.h. Natur, und Arbeit gehörten. Dies heißt 
einerseits, daß das neuzeitliche Menschenbild des selbständig 
wirtschaftenden Subjekts für alle Menschen Wirklichkeit werden 
kann - erst einmal in der ökonomischen Theorie, aber auch in 
der durch sie legitimierten Praxis - und daß der zwiespältige 
Arbeitsbegriff traditionel1er ökonomischer Theorie aufgehoben 
ist. Was aber bedeutet nun dieses parabiotische Muster für den 
Umgang des Menschen mit der Natur und inwiefern kann es 
Grundlage für ein umwe1tfreundliches Wirtschaften sein? 

Wenn das parabiotische Paradigma, das sich aus der Beziehung 
zwischen gleichberechtigten menschlichen Subjekten entwickeln 
läßt, auch für den Umgang des Menschen mit Natur typisch wird, 
dann heißt dies, daß das menschliche Subjekt, der natürliche, 
lebendige Mensch als Teil der Natur der Natur als Subjet 
gegenüber tritt, auf deren Subjektstatus Rücksicht zu nehmen 
ist. In einem wechselseitigen Wahrnehmungs- und 
Einwirkungsprozeß, der offen, dynamisch und seibsttätig 
verläuft, gehen beide eine ganzheitliche Beziehung zueinander 
ein, obgleich beide auch noch eine eigene Bewegung vol1 ziehen. 
Diese Beziehung des Menschen zur Natur, seine Einwir-



kung auf diese wie seine Wahrnehmung von ihr, entspricht dem, 
was Haeckel unter Ökologie verstanden wissen wollte. Er schrieb 
1866 in "Generelle Morphologie der Organismen": "Unter 
Oecologie verstehen wir die gesamte Wissenschaft von den 
Beziehungen des Organismus zur umgebenden Außenwelt, wohin wir 
im weiteren Sinne alle "Existenz-Bedingungen" rechnen können." 
(Hervorhebung im Original) Ökologie ist also nicht bloßes 
Synonym für Natur oder Umwelt, nicht bloßes Objekt, sondern 
meint immer die Beziehungen zwischen dem Menschen und seiner 
ihm äußeren natürlichen Umwe1t, und das heißt, da alle Menschen 
Tei1 der Natur sind, auch seiner mitmenschlichen. Unterstellte 
das Muster der ObjektVerfügung "in gewisser Weise, daß das 
verfügende Subjekt nicht Natur ist, ging es also von einer 
Spaltung zwischen Mensch und Natur aus, so geht das 
parabiotische Paradigma richtiger von natürlichen, 1ebendigen, 
selbsttätigen Menschen und einer lebendigen, in eigener 
Entwicklung befindlichen Natur aus. Und insofern könnte man 
dann, wenn dieses parabiotische, für den menschlichen 
Beziehungsprozeß zwischen gleichberechtigten Subjekten typische 
Paradigma auch für den Umgang des Menschen mit der Natur 
typisch wird, mit Marx von einer "Humanisierung der Natur" bzw. 
einer "Naturalisierung des Menschen" sprechen. 

Gewiß, dies kann eine mögliche theoretische Erklärung für das 
gestiegene Umweltbewußtsein von Produzenten und Konsumenten 
einerseits wie für den konstatierbaren Wertewandel hin zu 
Bereichen, in denen die Menschen als Subjekte tätig werden 
können, sein. Vor allem wird es darum gehen müssen zu 
beobachten, ob sich dieser Strukturwandel in Zukunft verstärken 
wird. 



Frank Springmann 

STEUERREFORM ZUR INITIIERUNG DES STRUKTURWANDELS 

Zusammenfassung 

Ausmaß und Richtung des wirtschaftlichen Strukturwandels werden 
wesentlich durch die Preise für die Inputfaktoren Arbeit, Kapi-
tal und Rohstoffe bestimmt. Steigende Rohstoffpreise und 
gleichzeitig sinkende Bruttolöhne bei konstant bleibenden Net-
tolöhnen veranlassen die Industriebetriebe, verstärkt rohstoff-
sparende und arbeitsintensive Technologien einzusetzen, weil 
diese bei veränderten Preisrelationen wirtschaftlich werden. 
Die Erhöhung der Rohstoffpreise bei gleichzeitiger Senkung der 
Bruttolöhne ist möglich, indem der Staat die Sozialabgaben der 
Arbeitgeber, die den Produktionsfaktor Arbeit belasten, verrin-
gert und stattdessen diese Einnahmeverluste durch eine Rohstof-
fabgabe wieder ausgleicht. Mit der vorliegenden Untersuchung 
werden die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer derartigen 
Steuer- und Abgabenreform am Beispiel der Bundesrepublik 
Deutschland größenordnungsmäßig quantifiziert. Es wird festge-
stellt, daß die Steuerreform den Abbau der Arbeitslosigkeit bei 
Verringerung der Umweltbelastung um fast ein Viertel der heuti-
gen Belastung mit positiven Auswirkungen auf die Volkswirt-
schaft bewirken würde. 

1. Konzept 

Der Mechanismus zur Auslösung des wirtschaftlichen Strukturwan-
dels zur Verringerung von Arbeitslosigkeit und Umweltbelastung 
ist die Veränderung der Preisrelationen für Arbeit, Kapital und 
Rohstoffe. Das Mittel für die Veränderung der Preisrelation ist 
eine Steuer- und Abgabenreform, im folgenden vereinfachend 
Steuerreform genannt. Der Staat beeinflußt die Preise für Ar-
beit und Rohstoffe durch die Erhebung von Abgaben. Wenn der 
Staat die auf dem Produktionsfaktor Arbeit lastenden Abgaben 
(Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung) senkt (d.h. 
Senkung der Bruttolöhne bei unveränderten Nettolöhnen) und 
zugleich Abgaben von der Rohstoffindustrie (Elektrizitäts-, 
Fernwärme-, Gas- und Wasserversorgungsunternehmen, öl- und koh-
leaufbereitende Betriebe, erze- und salzgewinnende Unternehmen, 
Nutzer von Grundwasser und Tropenholz sowie diejenigen Be-
triebe, die importierte Rohstoffe im Inland verteilen) in der 
Höhe der verzichteten Einnahmen aus den Sozialabgaben erhebt, 
dann verändert sich die Preisrelation zwischen Arbeit, Kapital 
und Rohstoffen zugunsten der Arbeit und zu Lasten der Roh-
stoffe. Die Rohstoffabgabe zahlt die Rohstoffindustrie in die 
Kasse der Sozialversicherung ein. Die Einnahmen der Sozialver-
sicherung sind damit gesichert. Sie werden in der Höhe der um-
verteilten Abgabenlast von der Rohstoffindustrie aufgebracht. 
Die Auszahlung der Beiträge für die Sozialversicherung erfolgt 
nach den gleichen Kriterien wie bisher. 



Die RohstoffIndustrie muß die Preise ihrer Produkte, d.h. der 
Rohstoffe entsprechend ihrer höheren Kosten erhöhen, während 
die Verringerung der an den Produktionsfaktor Arbeit gekoppel-
ten Sozialabgaben bei allen Betrieben kostensenkend und damit 
preismindernd wirkt. Steigende Rohstoffpreise und sinkende 
Bruttolöhne führen dazu, daß rohstoffsparende un arbeitsnut-
zende Technologien wirtschaftlich werden und deshalb zum Ein-
satz kommen. 

2. Modell zur Beschreibung der wirtschaftlichen Entwicklung 

Die hier besprochene Steuerreform ist schon häufiger in ähnli-
cher Form vorgeschlagen worden. Ich vesuche, die volkswirt-
schaftlichen Auswirkungen einer derartigen Steuerreform für die 
Bundesrepublik Deutschland zu quantifizieren. Mit Hilfe eines 
volkswirtschaftlichen Produktionsmodells wird die Abhängigkeit 
des RohstoffVerbrauchs, des Arbeits- und Kapitaleinsatzes und 
des Bruttosozialproduktes von der Preisrelation zwischen Ar-
beit, Kapital und Rohstoffen und damit dem umzuverteilenden 
Steuervolumen beschrieben. Damit können die Auswirkungen der 
Steuerreform auf die Arbeitslosigkeit, den Rohstoffverbrauch 
und das Bruttosozialprodukt untersucht werden. Um die Verände-
rung der verfügbaren Einkommen von Arbeitnehmern und Unterneh-
mern, der Exporte und Importe und damit der Außenhandelsbilanz 
sowie die Veränderung des Staatshaushaltes größenordnungsmäßig 
quantifizieren zu können, wird die Veränderung der sektoralen 
Güterpreise von zwölf verschiedenen Produktionssektoren der 
Volkswirtschaft und damit auch die Veränderung des durch-
schnittlichen Preisniveaus aller Konsumgüter mit Hilfe eines 
Preismodells berechnet. 

Zur Beschreibung der Zusammenhänge zwischen den Preisrelationen 
von Arbeit, Kapital und Rohstoffen und den jeweiligen Inputmen-
gen von Arbeit, Kapital und Rohstoffen werden neoklassische 
CES- (constant elasticity of substitution) Produktionsfunktio-
nen benutzt. In die beiden verwendeten Produktionsfunktionen 
geht als entscheidende Größe die als konstant angenommene Sub-
stitutionselastizität ein. 

Beim verwendeten Modell muß eineseits die Substitutionselasti-
zität zwischen Arbeit und Kapital und andererseits diejenige 
zwischen Rohstoffen und dem Output aller übrigen Sektoren der 
Volkswirtschaft zuverlässig bestimmt werden. Die in die Model1-
gleichungen eingehenden Parameter wurden empirisch geschätzt. 
Für die Substitutionselastizität zwischen Arbeit und Kapital 
wurde ein Wert von 0,6 in Rechnung gestellt, der auch durch Un-
tersuchungen mit Hilfe anderer Produktionsfunktionen bestätigt 
wird. Für die Substitutionselastizität zwischen Rohstoffen und 
den übrigen Produktionssektoren wurde 0,5 angesetzt, was auch 
durch zahlreiche andere Studien über die Höhe der Preiselasti-
zität der Endenergienachfrage gestützt wird. Die Preiselastizi-
tät der Endenergienachfrage ist mit der gesuchten Substituti-
onselastizität in der Realität praktisch gleich groß. 



Um zu überprüfen, inwieweit das verwendete Modell richtig be-
schreibt, wurde die tatsächliche Entwicklung der vom Modell be-
schriebenen relevanten Größen Rohstoffverbrauch, Kapitalstock 
bzw. Arbeitseinsatz und Bruttosozialprodukt in der Vergangen-
heit in den Jahren von 1970 bis 1980 mit der vom Modell simu-
lierten Entwicklung verglichen. Die graphische Darstellung der 
Ergebnisse kann Bild 1 entnommen werden. 
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Bild 1: Simulation der Entwicklung des Kapitalstock»« K, de« 
Bruttosozialproduktes BSP und des Beasourcenrerbrauebas 
B alt Hilf* da« Produktionaaodalla und Vergleich ait 
dar tatsächlichen Entwicklung 



Die Entwicklung des Kapitalstockes wird bei Vorgabe des Ar-
beitseinsatzes in den Jahren bis zur Rezession von 1975 vom Mo-
dell leicht überschätzt, während nach 1975 seine Entwicklung 
deutlich unterschätzt wird. Die Ursache hierfür ist darin zu 
suchen, daß in der Realität die Substitutionselastizität zwi-
schen Arbeit und Kapital nicht wie vom Modell unterstellt kon-
s t a n t ist sondern etwas schwankt. Für die Quantifizierung der 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen der Steuerreform in Bezug 
auf die Entwicklung der Arbeitslosigkeit ist es aber völlig 
ausreichend, wenn die Substitutionselastizität zwischen Arbeit 
und Kapital als konstant angenommen wird. Bei unabhängig von 
der Steuerreform ansteigendem Bruttosozialprodukt wird die 
Steuerreform in der Realität den Substitutionsprozeß von Arbeit 
durch Kapital verlangsamen. 

Weil die Entwicklung des Kapitalstockes in den Jahren nach 1975 
vom Modell unterschätzt w i r d , gilt das auch für die Entwicklung 
des Bruttosozialproduktes. Unterschätzungen des Bruttosozial-
produktes führen wiederum zur Unterschätzung des Rohstoffver-
brauches. Dennoch stimmt die vom Modell beschriebene Entwick-
lung des RohstoffVerbrauches gut mit der tatsächlichen Entwick-
lung überein. Das Modell überschätzt in den Jahren 1971 und 
1972 den Rohstoffverbrauch, weil es davon ausgeht, daß die real 
aufgetretenen RohstoffPreissenkungen sofort zu Verbrauchsstei-
gerungen geführt hätten. Umgekehrt wird in den Jahren 197 9 und 
1980 vom Modell die Höhe des Rohstoffverbrauchs unterschätzt, 
weil es davon ausgeht, daß die aufgetretenen RohstoffPreisstei-
gerungen zu sofortigen Rohstoffeinsparungen geführt hätten. Für 
die Beschreibung des Szenarios spielt auch dieser Effekt keine 
Rolle, wenn davon ausgegangen wird, daß das Szenario eine Si-
tuation beschreibt, in der die vollständige Anpassung der Men-
gen an die Preise erfolgt ist. 

Die durch die Steuerreform verursachten Verschiebungen der 
Preise der Endprodukte werden mit Hilfe eines Input-Output-Mo-
dells berechnet, wobei davon ausgegangen wurde, daß die Be-
triebe überhaupt nicht auf die veränderten Preisrelationen von 
Arbeit, Kapital und Rohstoffen reagieren. Zur Simulation der 
kurzfristigen Preisverschiebungen innerhalb weniger Monate nach 
Einführung der Steuerreform ist diese Annahme geeignet. Der 
Sinn der Steuerreform ist zwar gerade, daß die Unternehmen auf 
die veänderten Preise durch Umstellung der Produktionsprozesse 
reagieren, doch sind dann in der Realität die Preisverschiebun-
gen geringer als vom Modell simuliert w i r d . Das Modell be-
schreibt die Obergrenze der möglichen Preisveränderungen. 
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3. Ein Szenario: Wirtschaftlicher Strukturwandel durch 
Steuerumverteilung 

Der Zweck der Steuerreform ist der Abbau der Arbeitslosigkeit 
und der Umweltbelastung. Das Kriterium für die Höhe des umzu-
verteilenden Steuervolumens ist der Abbau der Arbeitslosigkeit 
durch die Steigerung der Zahl der Beschäftigten. Um Vollbe-
schäftigung zu erreichen, muß die Zahl der Beschäftigten um 
etwa 9,3 % ansteigen. Gemäß den Ergebnissen des Produktionsmo-
dells tritt das dann ein, wenn die durchschnittlichen Brut-
tolöhne um etwa 14 % sinken. Das entspricht einer Verringerung 
der Sozialbeiträge der Arbeitgeber um etwa 116 Mrd DM. Im Jahr 
1980 betrugen die an den Staat entrichteten Sozialbeiträge der 
Arbeitgeber 125 Mrd DM. Der durchschnittliche Rohstoffpreis 
würde um etwa 68 % ansteigen, wodurch Rohstoffeinsparungen von 
etwa 2 2 % ausgelöst würden. 

In der Vergangenheit sind durch RohstoffPreissteigerungen z.B. 
in den Jahren von 1974 bis 1980 Verluste bei der Steigerung des 
Bruttosozialproduktes von etwa 0,5 % /a aufgetreten, weil die 
RohstoffPreissteigerungen mit einem Kapitaltransfer ins Ausland 
verbunden waren. Bei der hier besprochenen Steuerreform entste-
hen die RohstoffPreissteigerungen durch Umverteilung von Abga-
ben im Inland, so daß die restriktive Wirkung der Rohstoff-
preissteigerungen durch die positive Wirkung des Abbaus der Ar-
beitslosigkeit auf die Entwicklung des Bruttosozialproduktes 
überausgeglichen wird. Die Steuerreform führt deshalb zu einem 
zusätzlichen Anstieg des Bruttosozialproduktes. Die Ergebnisse 
der Modellrechnungen können Bild 2 entnommen werden. 
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Die eben genannten Zahlen gelten unter der Annahme, daß die 
Höhe des Kapitalstockes durch die Steuerreform unbeeinflußt 
bleibt. D.h., daß genauso viel Kapital abgebaut wie aufgebaut 
wird. Sollte in der Realität der Kapitalstock absinken, dann 
ist zum vollständigen Abbau der Arbeitslosigkeit ein höheres 
umzuverteilendes Steuervolumen erforderlich. Wenn der Kapi-
talstock ansteigt, dann muß zum Abbau der Arbeitslosigkeit ein 
geringeres Steuervolumen umverteilt werden. Bild 2 spiegelt die 
Situation bei Durchführung der Steuerreform nach erfolgter 
vollständiger Anpassung der Mengen an die Preise wider. Das 
wird nach etwa sieben bis zehn Jahren nach Einführung der Steu-
erreform der Fall sein, wobei der größte Teil der Anpassungsre-
aktionen bereits in den ersten Jahren vollzogen w i r d . 

Es wurde angenommen, daß Richtung und Ausmaß des technischen 
Fortschrittes und die Arbeitszeitverkürzung nicht durch die 
Steuerreform beeinflußt werden. Das bedeutet, daß analog zur 
Entwicklung in den Jahren von 1970 bis 1980 die negativen Wir-
kungen des technischen Fortschrittes auf den Arbeitsmarkt durch 
die positiven Wirkungen der Arbeitszeitverkürzung praktisch ge-
nau ausgeglichen werden. 

Bild 3 gibt die vom Preismodell simulierten maximalen Veände-
rungen der Produktpreise bei Umverteilung eines Steuervolumens 
von 116 Mrd DM für zwölf Sektoren der Volkswirtschaft wieder. 
Mit Ausnahme des Rohstoffsektors liegen die Preisverschiebungen 
in der Regel bei +/- 2 bis 3 %. Größere Veränderungen sind nur 
bei der Eisen- und Stahlindustrie mit + 5 , 7 % und bei den nicht 
marktbestimmten Dienstleistungen mit - 9,6 % zu verzeichnen. 
Weil die Preisverschiebungen der Endprodukte relativ gering 
sind, wird sich auch die Güterzusammensetzung des privaten Kon-
sums und der Exporte und Importe praktisch kaum verändern. Die 
internationale Konkurrenzfähigkeit der Wirtschaft der Bundesre-
publik Deutschland wird also wenig beeinträchtigt. Außerdem 
sind die exportabhängigsten Sektoren der deutschen Wirtschaft 
arbeitsintensive Industrien, die durch die Steuerreform die 
Preise ihrer Produkte senken können und damit gegenüber dem 
Ausland eher Konkurrenzvorteile als Konkurrenznachteile erhal-
ten. Die Außenhandelsbilanz verbessert sich, weil weniger Roh-
stoffe ins Inland importiert werden müssen und damit weniger 
Geld für Importe insgesamt ausgegeben werden m u ß . 



Bild •*>_-. Freisindices bei konstanten Inputkoeffizienten 

und einem umverlagerten Steuervolumen von 116 Mrd DM 

Bezeichnung des Produktionssektors Preisindex 

Land- und Forstwirtschaft 1,027 

Rohstoffe 1,609 

Chemie/Steine/Erden 1,022 

Ei sen/Stahl/Nichteisen 1,057 

Stahlerzeugnisse 0,961 

Elektrotechnik 0,962 

Holz/Textilien 0,978 

Nahrung 1,002 

Bau 0,962 

Handel/Verkehr 0,968 

marktbestimmte Dienstleistungen 0,971 
nicht marktbestimmte Dienstleist. 0,904 

Quelle: eigene Berechnungen 

Das durchschnittliche Preisniveau für Güter des privaten Kon-
sums steigt um etwa 2 % bis 3 %. Dies liegt auch daran, daß die 
privaten Haushalte auf die starken RohstoffPreissteigerungen im 
Unterschied zu den Industriebetrieben nur mit geringen Rohstof-
feinsparungen reagieren. 

Insgesamt steigen die verfügbaren Einkommen von Arbeitnehmern 
und Unternehmern a n , weil auch das Bruttosozialprodukt an-
steigt. Das verfügbare Einkommen der Arbeitnehmer wird stärker 
ansteigen als das der Unternehmer, weil die zusätzlich einge-
stellten Arbeitslosen über mehr Geld als vor der Steuerreform 
verfügen. Dennoch kann der einzelne Haushalt über weniger Geld 
als vor der Steuerreform verfügen, weil das durchschnittliche 
Preisniveau der Konsumgüter ansteigt. Der Staat erzielt höhere 
Einnahmen aus der Sozialversicherung als bisher, weil die Sozi-
albeiträge seiner Angestellten nicht mehr von ihm sondern von 
der Rohstoffindustrie aufgebracht werden. Mit sinkender Ar-
beitslosigkeit vergrößert sich außerdem der Spielraum im Sozia-
letat. Aus diesen beiden Gründen ist ausreichend viel Geld d a , 
um die durch die durchschnittliche Preissteigerung für Konsum-
güter benachteiligten einkommensschwachen Haushalte zu stützen. 
Bei sinkender Arbeitslosigkeit erhält der Staat zusätzliche 
Mittel aus der Steigerung des Lohsteueraufkommens. 

Die spezifischen Rohstoffeinsparungen und der Abbau der Ar-
beitslosigkeit werden nur zu einem geringen Teil durch die Ver-
änderung der Güternachfrage bewirkt, sondern durch den wirt-
schafliehen Strukturwandel und die Änderung der Produktionspro-
zesse. Daher sind der Abbau von Arbeitslosigkeit und Umweltbe-
lastung bei steigendem Bruttosozialprodukt ohne Konsumverluste 
und ohne nennenswerte Probleme bzgl. der internationalen Kon-
kurrenzfähigkeit möglich. Die positiven Auswirkungen des ver-
ringerten spezifischen RohstoffVerbrauchs auf die Umweltbela-
stung werden teilweise wieder ausgeglichen, wenn unabhängig von 
der Steuerreform das Bruttosozialprodukt weiterhin stark an-
steigt. Bei Durchführung der Steuerreform ist ein unabhängig 
von der Steuerreform fortlaufender starker Anstieg des Brutto-
sozialproduktes zum Zweck des Abbaus der Arbeitslosigkeit unnö-
tig. 



Gesine Foljanty-Jost 

UMWELTSCHUTZ DURCH STRUKTURWANDEL? 
ÖKOLOGISCHE FOLGEN UND PERSPEKTIVEN VON STRUKTURWANDEL IN JAPAN 

Japan hat seit Jahren Aufmerksamkeit in der umweltpolitischen 
Diskussion der Bundesrepublik gefunden, seitdem offenkundig 
ist, daß dort die Schwefeldioxidbelastung der Luft in einem Um-
fang zurückgegangen ist, von dem man hier noch immer nur 
träumt. Bis 1983 meldeten 99,4 % aller Meßstellen Werte, die 
unterhalb der im internationalen Vergleich strengen Immissions-
norm 1agen (1). 

In den Ende der 60er Jahre höchst belasteten japanischen Mil-
lionenstädten ging die Schwefeldioxidbelastung zwischen 1970 
und 1985 zwischen 80 % und 89 % zurück (2). Wie eine Studie des 
Nationalen Umwe»l-tarnt s (3) zeigt, haben Gratiseffekte (Jänicke) 
aus dem Rückgang im Primärenergieverbrauch nach den beiden 01-
preiskrisen der 70er Jahre den höchsten Anteil an diesem Ergeb-
nis. Erst an zweiter Stelle folgen die positiven Effekte aus 
technischer Abgasreinigung und Brennstoffumstellungen. 

Dieser Gratiseffekt ist erstes Ergebnis einer industriepoliti-
schen Umorientierung, die unmittelbar nach der ersten Ölpreis-
krise beschleunigt eingesetzt hatte: Das Ministerium für Inter-
nationalen Handel und Industrie (MITI) legte 1974 einen Plan 
für die wirtschaftliche Entwicklung Japans bis 1985 vor, der 
Lösungsstrategien für die aktuellen Probleme der hohen Abhän-
gigkeit vom internationalen Rohstoffmarkt, sinkender Wachstums-
raten und ökologischer Krise der Industriestädte aufzeigte: 

Der Schlüssel für ein ökologisch verträgliches stabiles Wirt-
schaftswachstum auf hohem Niveau lautet seither: Wandel der ja-
panischen Industriestruktur von einer rohstoff- und energiein-
tensiven zu einer know-how-intensiven (4). 

Konkret heißt dies: Im Rahmen internationaler Arbeitsteilung 
sollen rohstoff- und energieintensive Industriezweige in den 
Förderländern angesiedelt werden. Japan selbst sieht seine 
Rolle in Entwicklung, industrieller Nutzung und Export neuer 
Technologien. Als Pfeiler der zukünftigen technologischen Ent-
wicklung sind die Erforschung und Erprobung neuer Werkstoffe, 
Informationstechnologien, Umweltschutztechnologien sowie Bio-
technik vorgesehen. 

Das Konzept leitete den Abschied von den alten Wachstumsbran-
chen der 60er Jahre ein, die sich strukturell zunehmend als 
dysfunktional erwiesen und propagierte sauberes Wachstum in ei-
ner "(Wirtschafts)plan-orientierten Marktwirtschaft". Das MITI 
überholte mit diesem Konzept das Nationale Umweltamt, das bis 
heute kein Konzept zur ursächlichen Lösung industriel1er Um-
welt bei astung vorgelegt hat, sondern seine Aufgabe in der tech-
nokratischen Bekämpfung von Umweltverschmutzung hat. 



Es ging auch vorbei an den Planungen des Nationalen Amts für 
Landesplanung (Kokudo-cho), das bis in die zweite Hälfte der 
70er Jahre noch an dem Konzept festhielt, die extreme Belastung 
der Ballungszentren durch eine Auslagerung der alten Schorn-
steinindustrien in unbelastete strukturschwache Regionen zu re-
duzieren (5) . 

Japan im Jahre 1983 zeigt, daß der 1974 anvisierte Strukturwan-
del gemessen an Primärenergie- und Stahlverbrauch im vollen 
Gang ist ( 6 K Dieser Rückgang wurde erzielt durch den gezielten 
Abbau von Überkapazitäten in einigen strukturschwachen Grund-
stoffindustrien, wobei dieser Prozess ohne eine eindeutige Ver-
nichtung von Arbeitsplätzen durchgesetzt wurde, wie das anhal-
tend hohe Beschäftigungsniveau zeigt (7). 

Der Rückgang im Primärenergieverbrauch pro produzierter Einheit 
Bruttosozialprodukt zwischen 1970 und 1980 um rund 20 % zeigt 
aber auch die bedeutende Rolle, die Innovationen im Fertigungs-
und Produktbereich erbracht haben (8). Vor allem schlägt hier 
offenbar der anhaltende Trend in der Unterhaltungselektronik, 
dem Werkzeugmaschinenbau und der denshi sochi zu kleinen und 
leichten, aber technisch hochentwickelten Anlagen und Produkten 
durch sowie der zunehmende industrielle Einsatz neuer Werk-
stoffe. 

Die positiven Effekte dieser Entwicklung für die Schwefeldio-
xidbelastung der Luft in Japan wurden bereits erwähnt. Über die 
Effekte der Auslagerung von Grundstoffindustrien nach Südosta-
sien liegen keine systematischen Erhebungen vor, ein beträcht-
licher Transfer von Umweltproblemen kann jedoch als sicher an-
gesehen werden (9). 

Für die weitere Entwicklung bis zum Jahr 2000 hat das Nationale 
Wirtschaftsplanungsamt (Keizai kikaku-cho) 1982 eine umfassende 
Rahmenkonzeption unter dem Titel "Japan im Jahr 2000" vorcrelecrt 
( 1 0 ) . 

Die Grundprämissen sind die gleichen geblieben: Es geht bei dem 
Konzept um die Reduzierung der Abhängigkeit Japans vom interna-
tionalen Rohstoffmarkt und gleichzeitig um die Sicherung stabi-
len Wirtschaftswachstums auf international hohem Niveau. Auch 
die Schlüsselworte für die Richtung des Strukturwandels wurden 
aus früheren Plänen und Konzepten übernommen: Die Gesellschaft 
wird geprägt sein durch die Ausrichtung auf Information, Aus-
tausch von menschlicher Arbeit und Dienstleistungen durch Robo-
ter sowie Ausweitung des Tertiärbereichs. Auch die geplanten 
Realisierungsschritte zeichnen sich durch konzeptionelle Konti-
nuität aus: 

- Die heute technisch überalterten, nicht, länger profitablen 
Industriebranchen Stahl, Schiffbau, Chemie, Metall (ohne 
Eisen) sollen weiter eingeschrumpft werden. Das in der 
japanischen Öffentlichkeit in den 70er Jahren heftig als 
"Export von UmweltZerstörung" kritisierte alte Konzept der 
Verlagerung dieser Branchen in die Nachbarländer Südostasiens 



wurde dagegen fallengelassen. Stattdessen soll der nicht zu 
deckende Bedarf durch Importe aus den Schwellenländern 
Ostasiens befriedigt werden. 

- Die gleiche Perspektive besteht für Branchen der Leicht-
industrie, insbesondere Nahrungsmittel, Textil und Holz und 
Holzverarbeitung. Auch hier soll der Bedarf zunehmend aus Im-
porten aus Ost- und Südostasien gedeckt werden, denen bereits 
heute in diesen Bereichen eine höhere Konkurrenzfähigkeit als 
den japanischen Produkten zugesprochen w i r d . 

- Neue Wachstumsbranche ist die Maschinenbaubranche, deren An-
teil am realen Bruttoinlandsprodukt bis 2000 auf knapp 29 % 
steigen soll. Dies ist die Folge der ständig steigenden Nach-
frage nach hardware durch zunehmende private und industrielle 
Nutzung neuer Technologien. Der anhaltende Trend zu leichten 
und kleinen Produkten sowie die industrielle Nutzung von neu-
en Fertigungsmethoden und Werkstoffen sollen jedoch weiterhin 
Produktivitätssteigerungen durch rohstoff- und energiesparen-
de Produktionsverfahren und Produkte garantieren. Als einzi-
ger Industriebranche wird in ihr bis 2000 in großem Umfang 
die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen erwartet (11). 

Wird diese Konzeption realisiert, ist bis 200 0 mit einer noch-
maligen Reduktion des Primärenergiebedarfs pro produzierter 
Einheit Bruttosozialprodukt um 26 % zu rechnen. Dies würde ins-
gesamt eine Einsparung im Primärenergiebedarf pro produzierter 
Einheit Bruttosozialprodukt zwischen 1970 und 2000 um rund 46 % 
bedeuten (12). 

- Parallel wird innerhalb des Tertiärsektors die Nachfrage nach 
Entwicklung und Bereitstellung spezialisierter Informations-
und Datenverarbeitungssysteme zunehmen. Hardware- und Soft-
ware-Produktion zusammen sollen bis 2000 60 % des realen 
Bruttoinlandsprodukts stellen (13). 

- Bei stabil hohem Beschäftigungsniveau wird sich die Be-
schäftigungsstruktur als Folge von Automatisierung und 
Schrumpfung weiterhin zugunsten des Tertiärsektors ver-
schieben. Im Jahre 2000 werden nach dem Konzept 62 % aller 
Beschäftigten im Tertiärsektor arbeiten. 

Das Konzept folgt dem alten (und bewährten) Muster: Es ver-
knüpft die Lösung aktueller Probleme, hier dem Abbau des viel 
kritisierten Handelsbilanzüberschusses und der drängenden For-
derung nach stärkerer Öffnung des japanischen Markts mit einem 
heuen Wachstumskonzept, das auf der geplanten funktionalen Zu-
ordnung der einzelnen Sektoren der Volkswirtschaft zu den neuen 
Wachstumsbranchen beruht. 

2. Innovation durch industriepolitische Steuerung 

Es sind eine ganze Palette von spezifischen Faktoren aufzuli-
sten, die ganz offensichtlich eine friktionsarme Umsetzung in-
dustriepolitischer Planungen begünstigen. Hierzu zählen eine 
hoch flexible Arbeitskraft, Konsensorientiertheit im Verhältnis 



von Arbeit und Kapital, Schwäche der organisierten Arbeiter 
durch Bindung an Betriebsgewerkschaften, um nur einige zu nen-
nen ( ) . 
Voraussetzung ist indes zunächst, daß staatliche Steuerungsin-
stitutionen bestehen, die nicht nur die Konzipierung produkti-
ver Krisenstrategien, wie sie in den verschiedenen industriepo-
litischen Konzeptionen zum Ausdruck kommen, ermöglichen, son-
dern auch deren Umsetzung. Ich möchte auf drei solcher Steue-
rungsinstitutionen hinweisen, die diese Funktion erfüllen: Mit 
dem Ministerium für Internationalen Handel und Industrie (MITI) 
besteht eine zentrale Steuerungsinstanz, die langfristig wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklungsperspektiven in 
enger Kooperation mit der Industrie entwirft und sie in Rahmen-
planungen fixiert. Die Umsetzung der Strukturplanung erfolgt in 
zweierlei Richtung: In Fortführung der industriepolitischen 
Tradition in der Modernisierungsphase Japans am Ende des letz-
ten Jahrhunderts übernimmt das Ministerium für die führenden 
Exportbranchen der Zukunft in Risikobereichen die Initialfor-
schung, Erprobung und Markterschließung (14). Mit den struktur-
schwachen Industrien bedeutet kooperatives Verhältnis, daß das 
Ministerium aktiv Kartellbildung, Preis- und Investitionsab-
sprachen betreibt, um Überkapazitäten abzubauen und Marktan-
teile neu und "gerecht" zu verteilen. Statt Erhaltungssubven-
tionen finanziert es Umsetzung bzw. Umschulung von Arbeitskräf-
ten und deren frühzeitige Pensionierung (15). 

Mit ständigen industriepolitischen Expertengremien, die dem Mi-
nisterium zuarbeiten, bestehen Institutionen zur Herstellung 
von Kooperation und Handlungskonsens zwischen Ministerialbüro-
kratie und Industrie. Die Mitglieder dieser Gremien setzten 
sich aus vom Minister ernannten Experten aus Wissenschaft, Po-
litik und Wirtschaft zusammen. Sie legen zu allen industriepo-
litisch bedeutsamen Fragen ihre Stellungnahme als Entschei-
dungshilfe dem Minister vor. Unter ihnen von besonderer Bedeu-
tung für den Kontext hier ist der Industriestrukturrat (sangyo 
kozo shingikai), der verantwortlich ist für die Vorbereitung 
von Investitionsentscheidungen und Verteilung der Forschungs-
und Entwicklungsmittel des Ministeriums (16). 

Mit dem Instrument der* "administrativen Empfehlung" liegt ein 
Instrument vor, mit dem konsenshaft staatliche Industriepolitik 
durchgesetzt werden kann. Die Übersetzung- "Empfehlung" signali-
siert, daß es sich hierbei nicht um regulative Verhaltenssteue-
rung durch Gebote oder Verbote handelt, deren Nichtbefolgen An-
regungen oder Aufforderungen der Verwaltung an die Industrie, 
bestimmte Handlungen zu unterlassen oder durchzuführen. Da die 
Verwaltung bei dieser Form informeller Steuerung keiner aus-
drücklichen Rechtsgrundlage bedarf, besteht mit dem Instrument 
der administrativen Empfehlung ein weites Feld flexiblen Ver-
waltungshandelns, das faktisch in den rechtsfreien Raum hinein-
reicht . 

Die faktische Akzeptanz dieses Instruments und seine anerkann-
termaßen hohe Effektivität ist u.a. damit zu erklären, daß fle-
xibles, angespaßtes Vorgehen der Verwaltung unter Vermeidung 
starrer Detailregelungen und rechtlicher Sanktionen ermöglicht 



wird, das den Adressaten die Chance eröffnet, ihre spezifischen 
Handlungsbedingungen in direkter Verhandlung geltend zu machen 
(17). Es war dieses Instrument, das unmittelbar nach der ersten 
Ölpreiskrise effektive und umgehende Energieeinsparungen ermög-
lichte, da die Verwaltung auf keine gesetzliche Ermächtigung 
für ihr Vorgehen warten mußte, sondern auf dem Wege der direk-
ten Konsultation mit Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen 
Einsparungen aushandelte. Auf gleiche Weise werden seit Anfang 
der 70er Jahre Investitions- und Preisabsprachen sowie Fusionen 
zum Abbau von Überkapazitäten in den von der Strukturkrise be-
troffenen Branchen ausgehandelt (18). 

- Die langfristige Orientierung des japanischen Managements, 
die Marktanteilen eine höhere Priorität zumißt als kurz-
fristigen Profiten, begünstigt Innovationsbereitschaft (19). 

Diese Mechanismen sind nicht neu, sie haben maßgeblich den 
Wirtschaftsboom der 6 0er Jahre mitbegünstigt. Die Annahme liegt 
nicht fern, daß sie auch die Realisierung des Konzepts "Japan 
im Jahr 2000" ermöglichen, da wie die Geschichte der industri-
ellen Entwicklung gezeigt hat, in wirtschaftlichen Krisenzeiten 
das Prinzip, nach dem das MITI auch heute noch handelt, nämlich 
Konsens statt Konflikt und Kooperation statt Konkurrenz stets 
wirksam w a r . Voraussetzung ist allerdings, daß die unhinter-
fragte Prämisse derartiger Konzepte weiterhin gilt, daß nämlich 
auch weiterhin ausreichend flexible und stets kooperative Ar-
beitskraft zur Verfügung steht. 

3. Umweltschutz durch Strukturwandel? 

Anders als noch 1974 auf dem Höhepunkt der Umweltkrise ist 
heute Umweltschutz keine Planungsdimension, wenn es um die 
wirtschaftlichen Entwicklungspespektiven geht. Es geht um die 
Sicherung vergleichsweise hohen Wirtschaftswachstums von real 
4% und dies mit einem möglichst geringen Bedarf an Rohstoffen 
und Primärenergie. Dies wird auch weiterhin umweltpolitische 
Gratiseffekte bewirken. Wenn es jedoch darüberhinaus um präven-
tiven Umweltschutz geht, muß Skepsis angebracht sein. Zu sehr 
erinnert der umweltpolitische Protektionismus, dessen sich ge-
genwärtig beispielsweise die Halbleiterindustrie erfreuen kann, 
an eine vergleichbare umweltpolitische Schonhaltung der Regie-
rung gegenüber den Wachstumsbranchen der 60er Jahre. Mit dem 
Hinweis auf die internationale Konkurrenzlage und die besondere 
Stellung der japanischen Halbleiterindustrie für die zukünftige 
Entwicklung hat das MTI bislang eine Pflichtige Offenlegung der 
verwendeten Chemikalien verhindert und eine "Behinderung" der 
Wettbewerbsfähigkeit der Branche durch Umweltschutzauflagen 
vermieden. Gleichzeitig mehren sich die Anzeichen, daß von dem 
Halbleiterbereich neue, bislang nicht bekannte Belastungen der 
Luft und des Wassers ausgehen (20). Auch wenn sie quantitativ 
nicht das Ausmaß der Belastungen durch die traditionellen 
Schornsteinindustrien haben werden, es ist die Parallele zu der 
umweltpolitischen Haltung des MITI in den 60er Jahren, die 
nachdenklich stimmt. 



Nachdenklichkeit ist auch angebracht, wenn man es nicht bei der 
Freude auf umweltpolitische Gratiseffekte beläßt, sondern den 
Umweltbegriff weiter faßt. Bereits jetzt zeichnet sich ab, daß 
die Hoffnungen, mit dem Strukturwandel auch eine Dezentralisie-
rung der Wirtschaftsstruktur zu realisieren, zu hoch angesetzt 
waren. Wenngleich die Fertigungsbetriebe weiterhin aus den Bal-
lungszentren ausgelagert sind, sind die langfristigen Beschäf-
tigungseffekte für die Standortgemeinden eher gering geblieben. 
Rekrutiert werden vor Ort unqualifizierte Arbeitskräfte für un-
qualifizierte Arbeit. Sofern qualifizierte Arbeit notwendig 
ist, wird sie aus der Mutterfirma für befristete Zeit transfe-
riert. Forschung und Erprobung ist weiterhin in den Firmen-
hauptsitzen konzentriert, die ihren Sitz in den Zentren haben. 
Unberührt von der Entwicklung geblieben ist die Orientierung 
auf die Bildungseinrichtungen und Großunternehmen, die ihren 
Sitz in den wenigen Zentren des Landes haben. Die Bevölkerungs-
entwicklung von Tokyo zeigt nach vorübergehender Stagnation 
neuerdings wieder eine steigende Tendenz. Nach dem Konzept han-
delt es sich hierbei jedoch um kein Übergangsproblem, sondern 
um eine zwangsläufige Entwicklung, die tendenziell bis zum 
Jahre 2000 zunehmen wird. Laut Konzept wird eine weitere Ter-
tiarisierung der Industriestruktur eine zwangsläufige Re-Zen-
tralisierüng von Arbeitsplätzen und Kapital in den bestehenden 
Ballungszentren zur Folge haben. Das regionale Gefälle zwischen 
hoch verdichteten städtischen Agglomerationsräumen und struk-
turschwachen ländlichen Gebieten, dessen Abbau jahrzentelang 
erklärtes Ziel regionaler Wirtschaftsförderungsprogramme w a r , 
wird wieder zunehmen (21). 

Zwar sollen Produktionsstätten weiterhin außerhalb der Bal-
lungszentren angesiedelt sein, zunehmende Automatisierung wird 
beschäftigungspolitische Effekte für die Standortgemeinden je-
doch weiter beschränken. Die neuen Wachstumsbranchen der elek-
tronischen Industrie und Software-Produktion werden sich in den 
Zentren konzentrieren, die durch die Nähe zu Institutionen der 
Forschung und Entwicklung, der Vermarktung, der staatlichen 
Wirtschaftsförderung etc. nach wie vor die günstigsten Stand-
ortbedingungen aufweisen. 

Wer die traditionellen Wirtschaftszentren Japans kennt, der 
kann sich einen erneuten Druck auf diese Städte nur in den dun-
kelsten Farben ausmalen: Eine kaum vorstellbare Potenzierung 
bereits nahezu unlösbarer Probleme des Verkehrs, des Müllauf-
kommens, der anhaltenden Unter- und Überbauung, der Wohnungs-
knappheit und des Verschwindens ohnehin rarer Frei- und Grün-
flachen. 

Die Frage ist wohl weniger, ob diese Folgen des Konzepts zum 
Strukturwandel durch eine parallele koordinierte Planung des 
Nationalen Landesplanungsamts und durch eine längst überfällige 
systematische Stadtplanung abgeschwächt werden könnten. Viel-
mehr ist die Frage, welches Ministerium sich innerhalb der Bü-
rokratie bei konkurrierenden Planzielen mit seinem Entwick-
lungskonzept durchsetzen wird. 
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(16) Vgl. Johnson 1983, S.48; Johnson kommt in seiner Unter-

suchung zu dem Schluß, daß das Parlament lediglich demo-
kratische Legitimationsfunktion hat und die eigentlichen 
politischen Entscheidungen zwischen diesen Expertengremien 
und den Ministerien stattfinden. 

(17) Vgl. Yamanouchi 1980 
(18) Vgl. Johnson 1982, S.303 
(19) Vgl. Vogel 1985, S.134ff. 
(20) Einzelne Präfekturen sind inzwischen dazu übergegangen, 

den Standortgemeinden den Abschluß von Umweltabsprachen 
mit den Betrieben zu empfehlen. Vgl. Asahi Shinbun 
Auch hier drängt sich die Paralle zu der Praxis der 
Kommunen in den 60er Jahren auf, regulative Defizite und 
Leerräume durch Absprachen mit den betreffenden Indus-
triebetrieben zu kompensieren. 

(21) Economic Planning Agency 1983, S.82 
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Lutz Mez 

UMWELTENTLASTENDER STRUKTURWANDEL IN DANEMARK: 
GRATISEFFEKTE DER DÄNISCHEN ENERGIEPOLITIK 

Dänemark gilt als Musterland für eine fortschrittliche Energie-
und Umweltpolitik. Von allen Industrieländern hat es - bezogen 
auf die Wirtschaftsleistung - den niedrigsten spezifischen 
Energieverbrauch. Der Primärenergieeinsatz von 1970 wurde ab-
solut nur noch 1979 erreicht. Der spezifische Energieverbrauch 
ist seit 1972 sogar um 30% gesunken. Seit den Ölpreiskrisen 
1973/74 und 1979/80 setzt Dänemark verstärkt auf Kraft-Wärme-
Kopplung. Der Wirkungsgrad der Stromproduktion stieg von 35,3% 
(1979) auf 37,4% (1984). 

Der Bruttoenergieverbrauch für Raumwärme konnte seit 197 3 um 
45% gesenkt werden. In verschiedenen Branchen verbraucht die 
dänische Industrie inzwischen 20-30% weniger Energie je produ-
zierte Einheit als die Konkurrenz im Ausland. Die ener-
gieintensivsten Betriebe haben ihren Energieverbrauch um ein 
Drittel reduziert. 

Diese Einsparungen hatten bei Luftschadstoffen wie Schwefeldio-
xid (S02) umweltentlastende Gratiseffekte zur Folge. Der Bei-
trag skizziert deswegen die Energiesituation unter besonderer 
Berücksichtigung des Stromerzeugungssektors und stellt den Be-
zug zur Umweltsituation her. 

Vom Anfang der 50er Jahre bis 1970 hatte sich der 
Primärenergieverbrauch in Dänemark mehr als verdreifacht. Er 
stieg von 272 PJ (1953) rd. 824 PJ (1970). Der höchste absolute 
Verbrauch wurde mit 869 PJ im Jahr 1979 erreicht. Im Jahr 1985 
lag der Bruttoinlandsverbrauch rund 10% unter diesem Wert (vgl. 
Tabelle 1). 

Die Struktur der Energieversorgung hat sich im Laufe der Zeit 
stark verändert. In der Vergangenheit war die dänische Energie-
situation durch eine einzigartige, nahezu totale Abhängigkeit 
von einem einzigen Energieträger, dem importierten Erdöl, ge-
kennzeichnet. Während 1953 noch 60% der Energieversorgung durch 
Steinkohle gedeckt wurden, deren Anteil in diesem Zeitraum auf 
12% absank, stieg das Erdöl von 30% auf 93%. Seit 1972 ist das 
Erdöl teilweise durch Kohleimporte substituiert worden. Nach 
den Ölpreiskrisen von 1973/74 und 1978/79 wurde der Mine-
ralölanteil forciert auf heute 55% reduziert. Der Steinkohlean-
teil verdoppelte sich bis Ende der 70er Jahre und erreicht in-
zwischen wieder 40%. 



Tabelle 1: Primärenergieverbrauch* in Dänemark, abs. (in PJ) 
und rel.(in % ) 

Energieträger/ 
Jahr 
198 5 

1963 1970 1975 1979 1981 1984 

Mineralöl 307 768 652 645 479 428 
422 

(63) (93) (87) (74) (66) (55) 
(55) 
Steinkohle 156 93 87 198 2 47 299 
304 

(32) (11) (12) (23) (34) (39) 
(39) 
Erdgas - - - - - 5 
23 

- - - - - (1) 
(3) 
Elektrizität 6 -38 3 12 20 18 

(1) (-5) (0) (1) (3) (2) 

Sonstige 19 3 10 14 16 22 
24 

(4) (1) (1) (2) (2) (3) 
(3 ) 

Insgesamt 
773 

488 

(100) 

824 

(100) 

752 

(100) 

869 

(100) 

747 

(100) 

772 

(100) 
( 1 0 0 ) 
Quelle: Eurostat Endenergiebilanzen; Energiministeriet 

* Die von Eurostat im Rahmen der "Endenergie"-Bilanzen ermit-
telten Daten des Brutto-Inlandverbrauches sind nicht immer 
identisch mit der nationalen Primärenergiebilanz. 

Dänemark verfügte über keine nennenswerte Kohle- oder Erdöl-
förderung; der Anteil der heimischen Energiequellen sank bis 
Anfang der 70er Jahre von 6% auf 1%. Seit 1983 hat sich Däne-
mark jedoch zu einem "mittleren Öl-Land" entwickelt. Durch die 
Förderung von Erdgas und Erdöl hat die dänische Eigenproduktion 
von Energie 1985 bereits wieder 24% erreicht. In den kommenden 
Jahren soll dieser Anteil noch zunehmen. Die heimischen Ener-
giequellen außer Erdöl und Erdgas aus der Nordsee sind Stroh, 
Holz, Abfall sowie Wind- und Sonnenenergie. Die regenerativen 
Energieträger trugen 1985 immerhin 24 PJ (3%) zum Energieauf-
kommen bei. 

Der Anteil der Elektrizität an der Primärenergiebilanz besteht 
aus Stromimporten bzw. -exporten. Unter anderem wird im Rahmen 
des Stromimports Atomstrom aus Schweden oder der Bundesrepublik 
ins Land geholt. 

Die dänische Stromversorgung ist auf 117 Energieversorgungs-
unternehmen (EVU) verteilt, von denen 5 3 im Besitz der Ge-
meinden sind, 54 sind gemeinwirtschaftliche Unternehmen u.a., 
10 sind Stiftungen mit Eigenkapital und 2 sind Aktienge-
sellschaften. 



Die installierte Nettokapazität der Kraftwerke betrug Ende 1984 
insgesamt 7.694 M W , die maximale Lastspitze rund 5.000 M W . Fast 
die gesamte Kapazität entfällt auf 18 Kraftwerke, die von zwölf 
EVU betrieben werden. Westlich des Großen Belts sind 4.005 MW 
im ELSAM-Netz und östlich 3.68 9 MW im ELKRAFT-Netz verbunden. 
Untereinander sind die Netze nicht verbunden, es bestehen aber 
Anbindungen zu Norwegen, Schweden und der Bundesrepublik. 

Die Kraftwerke sind zu 7.395 MW Dampfkraftwerke. Außerdem gab 
es Ende 1984 225 MW Gasturbinen, 6 3 MW Dieselaggregate, 10 MW 
Wasserkraftwerke und 1 MW Windkonverter. Daneben gibt es noch 
eine Vielzahl kleiner privater Windanlagen, deren Kapazität 
Ende 1985 bereits 6 2 MW betrug. Windenergie soll bis zum Jahr 
2000 etwa 10% des dänischen Primärenergieverbrauchs decken. 

In Kraftwerken mit zusammen 4.691 MW - etwa 6 5% der dänischen 
Kapazität - können verschiedene Brennstoffe eingesetzt werden, 
1.775 MW (23%) können nur Öl und 948 MW (12%) nur Kohle verfeu-

Der gesamte Brennstoffeinsatz für die Strom- und Fernwärmepro-
duktion betrug 1984 218,4 PJ. Das sind 3,3% mehr als im Vor-
jahr. Zur Verstromung kamen 183 PJ Steinkohle und 6,2 PJ Mine-
ralöl . Die Energiebilanz von 1984 der dänischen Stromerzeugung 
ist in Tabelle 2 wiedergegeben: 

Tabelle 2: Energiebilanz der dänischen Elektrizitätswirtschaft 
1984 in GWh 

Kohle 58. 782 
Mineralöl 1 . 890 
Wasser und Wind 29 
Import 7. 044 
Industrielieferungen 31 

Summe 6 7 . 776 
./. Verluste -32. 221 
davon 
Umwand!ungsverluste -30. 212 
Netzverluste -2. 009 

Endverbrauch 35.555 

Quelle: Dansk Elforsyning statistik 1984 

Die Nettostromproduktion betrug 1984 insgesamt 19.695 GWh, 31 
GWh wurden von Eigenproduzenten gekauft, 7.044 GWh importiert 
(davon 3.107 GWh Schweden, 3.79 9 GWh Norwegen und 138 GWh BRD) 
sowie 1.021 GWh exportiert (davon 182 GWh Schweden, 20 GWh 

ern. 

davon 
Fernwärme 
Haushalte 
Industrie 
Handel und Dienstl. 
Landwirtschaft und 
Gärtnereien 
Verkehr 
Sonstige 
Export 

10.794 
7 . 800 
6 . 620 
6 .600 

1.890 
140 
690 

1 .021 



Norwegen und 819 GWh BRD). Der Nettostromimport betrug 1984 so-
mit 6.02 3 GWh (davon 2.92 5 GWh Schweden, 3.77 9 GWh Norwegen und 
-681 GWh BRD). Das ergibt ein Gesamtstromaufkommen von 25.749 
G W h , dem ein Stromabsatz von 2 3.74 0 GWh gegenübersteht. Aber 
immerhin wurde 1984 ein Viertel des Stromaufkommens importiert. 
Der Durchschnittsverbrauch lag 1984 bei 5.035 kWh pro Einwohner 
bzw. 4.630 kWh pro Kunde. Die durchschnittliche Auslastung der 
Kraftwerke betrug 5.150 Stunden. 

Zwischen 1973 und 1979 ist der Stromverbrauch jährlich mit 
durchschnittlich 6,5% angestiegen. Die Wachstumsrate zwischen 
1979 und 1983 betrug dann allerdings nur 0,8%. Seitdem hat der 
Stromabsatz wieder stärker - 1984 um 4,6%, 1985 um ca. 6,5% und 
1986 um etwa 5% - zugenommen. Die Entwicklung des sektoralen 
Stromverbrauchs geht aus Tabelle 3 hervor: 

Tabelle 3: Stromverbrauch in Dänemark nach Sektoren 1981 - 198 5 „-abs. (in GWh) und rel. (in %) 
Sektoren Stromverbrauch 

1981 1982 1983 19 84 
1985 

Haushalte 7.380 7.420 7.460 7 .850 
8.360 

(33,7) (33,3) (33,0) (33,0) 
(32,9) 
Industrie* 5.880 6.130 6.210 6.620 
7.190 

(26,9) (27,5) (27,5) (27,8) 
(28,3) 
Handel u . Dienst- 6 .080 6.170 6.290 6.600 
6.910 
leistungsgewerbe (27,8) (27,7) (27,9) (27,7) 
(27,2) 
Landwirtschaft 1.770 1.800 1.860 1 .890 
2.050 
u . Gärtnereien (8,1) (8,1) (8,2) (7,9) 
(8,1) 
Transport • • 138 140 

(0,6) (0,6) 
Sonstige 780 750 632 690 
870 

(3,6) (3,4) (2,8) (2,9) 
(3,4) 

Gesamtverbrauch 21.890 22.270 22.580 23.790 
25.380 
Verbrauch pro 
Einwohner in kWh 4.270 4.350 4.420 4.650 
4.960 

* Zuzüglich einer Eigenproduktion von rd. 320 GWh pro Jahr 

Quelle: Elforsyningens tirsoversigt 1975-84; eigene Berechnun-
gen der Forschungsstelle für Umweltpolitik 



Die Reihenfolge der verschiedenen Verbrauchssektoren blieb na-
hezu unverändert. Mit einem Drittel des Stromverbrauchs liegen 
die Haushalte nach wie vor an der Spitze. Da sich der Stromver-
brauch der Industrie in den vergangenen Jahren überproportional 
erhöht hat, nimmt das Handel- und Dienstleistungsgewerbe jetzt 
den dritten Rang ein. Der Anteil des Verkehrs verharrte ebenso 
wie der von Landwirtschaft und Gärtnereien auf konstantem Ni-
veau. 

Die maximale Fernwärmekapazität betrug Ende 1984 3.725 M J / s , 
die Fernwärmeproduktion 38.855 TJ. Damit werden 40% der Fern-
wärme und etwa 2 0% der gesamten Heizenergie in den dänischen 
Heizkraftwerken produziert. Der Brennstoffeinsatz für die 
Kraft- und Wärmeproduktion veränderte sich im letzten Jahrfünft 
drastisch: Der Kohleeinsatz stieg von 151,6 PJ (1979) auf 211,6 
PJ (1984), während Öl von 88,6 PJ (1979) auf 6,8 PJ sank. Der 
Gesamtwirkungsgrad der Wärmekraftwerke stieg von 45% (1979) auf 
50,2% (1984) 

Die antropogene Emission von Schwefeldioxid (S02) und Stickoxi-
den (NOx) sind eine wesentliche Folge der Industrialisierung. 
Dänemark hat als typisches Agrarland erst Anfang der 60er Jah-
ren den industriellen "take off" erlebt. Die Entwicklung der 
SO2-Emissionen ist aus Tabelle 4 abzulesen. 

Tabelle 4: Entwicklung der S02-Emissionen in Dänemark bis 1995 
in 1.000 t 

Jahr 1964 1970 1974 1977 1980 
1985 1990 1995 
Menge 320 " 580 460 460 440 
399 361 230 

Quelle: Miljöstyreisen; ECE 

Zwischen 1964 und 1970 haben sich die S02-Emissionen von 320 kt 
auf 580 kt nahezu verdoppelt, um dann bis 1980 langsam auf 440 
kt (-24%) zurückzugehen. Der Gesamtausstoß ging bis 1985 noch-
mals um gut 9% auf 399 kt zurück. Bis 1995 sollen die S02-Emis-
sionen auf 230 kt gedrosselt werden. Das bedeutet gegenüber dem 
Ausstoß von 1980 einen Rückgang um fast 50%. 

Im Bereich der Kraft- und Kraftwärmewerke hatten sich die S02-
Emissionen von 1960 bis 1970 vervierfacht, um seitdem auf dem 
erreichten Niveau von rd. 200 kt zu verharren. Ähnlich verlief 
die Entwicklung bei den NOx-Emissionen. Tabelle 5 zeigt die 
Emissionsstruktur von 1980: 



Tabelle 5: Schadstoff-Emissionen (S02 und NOx) in Dänemark 1980 
in 1.000 t 

Emittent/ 
Schadstoff S02 NOx 

Kraftwerke 212 122 
Heizwerke 6 4 8 
Industrie 68 35 
sonstige Anlagen 76 13 
Verkehr 15 7 5 

Insgesamt 426* 2 53 

* Das dänische Emissionskataster berücksichtigt nur Emissionen 
über 500 t/a. Insgesamt wurden etwa 440 kt S02 ausgestoßen. 

Quelle: Miljöstyrelsen 

Entlastend wirkt auf die dänische Schadstoffbilanz natürlich 
der hohe Stromimport. Würde die derzeit importierte Strommenge 
mit den vorhandenen Kraftwerken im Inland produziert, wäre der 
S02-Ausstoß rund 75 kt höher. Realistischerweise ist also der-
zeit von 450 - 470 kt S02/a auszugehen. Da die meisten dänis-
vchen Kraftwerke keine kontinuierlichen Meßgeräte installiert 
haben, sondern die Emissionen über Brennstoffanalysen berechnet 
werden, ist hier eine weitere Veränderung gegenüber den offi-
ziellen Werten zu erwarten. 

Dänemark gehört zu den Initiatoren der ECE-Konvention, nach der 
die S02-Emissionen bis 1993 um 30% gegenüber dem Ausstoß von 
1980 gesenkt werden sollen. Für das Land bedeutet das ein Jah-
resniveau von 306 kt S02. Inzwischen sind aber weiterreichende 
Maßnahmen zur Emissionsminderung vorgesehen. 

Das Folketing hat im Mai 1984 beschlossen, daß die S02-Emissio-
nen der Kraftwerke bis 1995 halbiert werden sollen. Somit müs-
sen die Kraftwerke in den nächsten Jahren mit Rauchgasreini-
gungsanlagen zur Entschwefelung und Entstickung ausgerüstet 
werden. Damit soll der S02-Ausstoß der Kraftwerke bis 1995 auf 
125 kt jährlich gesenkt werden. Auch die übrigen Sektoren sol-
len in diesem Zeitraum durch die Regulierung des Schwefelge-
halts der eingesetzten Brennstoffe die S02-Emissionen von heute 
225 kt auf 105 kt senken. 

Fazit: Dänemark hat in den letzten 15 Jahren mit seiner Ener-
giepolitik eine effizientere Energienutzung sowie enorme Ener-
gieeinsparungen verwirklicht. Dadurch wurde die Umwelt um rund 
180.000 Tonnen S02-Emissionen jährlich entlastet. Der reale Ef-
fekt fällt jedoch geringer aus, wenn er um den Anteil des Im-
portstroms bereinigt wird. Bis 1995 sollen die Gesamtemissionen 
abermals um fast 5 0% reduziert werden. Würde in der Zukunft 
noch stärker auf dauerhafte Energiequellen gesetzt, könnte die 
Umweltentlastung viel größer sein. 



Wolfgang Hein 

ÖKOLOGISCHE STRUKTURPOLITIK AUS ÖSTERREICHISCHER SICHT 

Verursacher von Umweltschäden 

Die umweltrelevanten Strukturmerkmale der österreichischen 
Wirtschaft sind in groben Umrissen: 

Energieverbrauch 

Der Gesamtenergieverbrauch war bis 1973 ungebrochen steigend 
und erreichte 1979 seinen absoluten Höhepunkt. 
Der Anteil der Kohle hat sich in den letzten Jahren wieder ge-
ringfügig vergrößert, der des Erdöls ist tendenziell sinkend, 
Erdgas, Wasserkraft zur Stromerzeugung und Biomasse (Brennholz, 
Ablauge) steigen. 

Österreichisctier Gesamtenergieveroraucn nacn öiergietragern (Kumulative Darstellung) 

Ii I I I I I I I I I I I I I I I i i I I I I I I I I I I i • 

' ! ; ! ! ! ! ! ! I ! I I I I ! ! ! ! I : : ! : ! i i i. 
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JRHRE 

Bei der Elektrizitätserzeugung ist der Anteil der Wasserkraft 
von über 70 Prozent tendenziell eher im Steigen begriffen, die 
großen neuen Wärmekraftwerke stellen eher Ersatzinvestitionen 
dar. 
Die Kopplung des Energieverbrauchswachstums mit dem Wirt-
schaftswachstum existiert seit 197 3 nicht m e h r , der Stromver-
brauch wächst hingegen immer noch etwa im Ausmaß des BIP oder 
leicht darüber: 



Entwicklung des österreichischen BIP 
(Bruttoinlandsprodukt) 

irrt Vergleich zum Energie- und Stromverbrauch 

Die Aufgliederung des Energieeinsatzes bei den Letztverbrau-
chern zeigt ähnliche Tendenzen wie beim Gesamtenergieverbrauch: 
Der Rückgang der Kohle wurde gebremst, Erdölprodukte gehen wei-
terhin zurück, der Erdgasanteil stagniert seit 1976, Elektrizi-
tät steigt weiterhin, Brennholz wieder seit 1976. Fernwärme 
(1984 Anteil 2,6 Prozent) steigt, ist aber noch immer nicht 
sehr bedeutend, brennbare Abfälle sind stark gestiegen (sie 
sind im Fall der Ablauge Einsatz beim Letztverbraucher, im Fall 
der Müllverbrennung Einsatz für die Umwandlung zu Fernwärme). 

Der Endenergieverbrauch der Industrie fällt seit 1979 trotz 
Ausweitung der Produktion, teilweise wegen vermehrter Verwen-
dung von elektrischem Strom. Diese Tatsache trägt auch einen 
Teil zur stetigen Senkung des spezifischen Energieverbrauchs 
der Industrie bei. 



Endenergieverbraucti der Industrie in PJ n4 Spezifischer Energieverbrauch der Industrie 
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Verkehr 

Der weitaus größte Energieverbraucher (und Umweltbeiaster) un-
ter den Verkehrsträgern ist der Straßenverkehr: 

ENERGIEVERBRAUCH NACH VERKEHRSTRÄGERN 1982 

Bei der Beförderungsleistung im Güterverkehr sind die Bahn und 
der Straßenverkehr mit etwa zwölf Milliarden Tonnenkilometern 
im Jahr 1985 ungefähr gleich, die Donauschiffahrt erbringt etwa 
1,5 Milliarden Tonnenkilometer in Österreich, Rohrleitungen 
etwa acht Milliarden Tonnenkilometer. 

Beim Personenverkehr erbringt die Bahn etwa sieben Milliarden 
Personenkilometer pro Jahr, der PKW etwa 40 Milliarden Perso-
nenkilometer. Über andere öffentliche Verkehrsmittel habe ich 
keine Zahlen. 

Der PKW-Bestand steigt weiterhin, Ende 1985 waren es über 2,5 
Millionen (bei 7,5 Millionen Einwohner). Die Fahrleistung pro 
PKW geht zwar schon seit den frühen siebziger Jahren zurück, 
die Gesamtfahrleistung vorerst kaum. 

Generell kann gesagt werden, daß es in Österreich noch keinen 
ausgeprägten Trend zu umweltfreundlicheren Verkehrsmitteln 
gibt. Die Modernisierung der Eisenbahn, der U-Bahn-Bau in Wien 
sowie die Erneuerung der Omnibusflotten können insgesamt gerade 
zur Haltung des Anteils der öffentlichen Verkehrsmittel beitra-
g e n , der Fahrradverkehr steigt punktuell (in G r a z , Salzburg, 
Bregenz etwa) stark a n , hat insgesamt aber nicht annähernd die 
Bedeutung wie in den Niederlanden, Dänemark oder auch in Nord-
deutschland oder der Schweiz. 

Straße 
Schiene und Seilbahn 
Luftfahrt 
Rohrleitungen 
Schiffahrt 

88,2 Prozent 
6,7 Prozent 
2,1 Prozent 
2,4 Prozent 
0,6 Prozent 



Ein besonderes Problem für Österreich, insbesondere Tirol, ist 
der Transitverkehr. Während der Straßentransit durch die 
Schweiz auf unter 1,5 Millionen Tonnen pro Jahr gedrückt wurde, 
ist er in Österreich auf jetzt bereits über 18 Millionen Tonnen 
pro Jahr angestiegen. 

Der Huckepack-Verkehr, also der Transport ganzer LKW-Züge auf 
Niederflurwagen der Bahn, gewinnt erst sehr langsam an Bedeu-
tung. Immerhin konnte die Bahn ihre Transitleistung von 9,4 
Millionen Tonnen 1983 auf 11,4 Millionen Tonnen 1985 steigern. 

Straßengütertransitverkehr 1981 (Lkw/Werktag) 

Die Notwendigkeit, beim Transitverkehr die Struktur zugunsten 
der Bahn zu verändern, ist heute unumstritten in Österreich. 
Beim inländischen Güter- und Personenverkehr ist dies noch 
nicht allgemein anerkannt. 

Industrie 

Einen Hinweis auf die umweltrelevante Struktur der österreichi-
schen Industrie und deren Veränderung gibt der anteilige Ener-
gieverbrauch der einzelnen Branchen: 

Anteile der Branchen am Energieverbrauch der Industrie 

1964 1970 1973 1977 1984 

Eisenhütten 36.9 37,4 34,8 34.4 33,3 
Ne-Metallhütten 3.8 3,7 3.4 . 3,8 4.0 
Steine - Keramik 15.3 13,7 15,9 14,2 10,8 
Chemische Industrie 9,3 9,7 10.1 10,6 11,3 
Papierindustrie 9.3 10,2 9.5 11,6 16,9 
Nahrungs- und Genußmittel 7,2 6,1 6,1 6,3 6,4 
Restliche Branchen 18.1 19,1 20,2 19.1 17,3 

Quelle: WIFO-Datenbank. 



Die Konzentration des Energieverbrauchs auf die sechs größten 
Energieverbraucher hat sich von 197 3 bis 1984 leicht verstärkt: 
von 8 0 Prozent auf 8 3 Prozent. Innerhalb der Hauptverbraucher 
gab es allerdings einige Veschiebungen: Deutlich abgenommen hat 
der Anteil der Eisenhütten und der Steine-Keramikerzeugung, 
stark zugenommen hat der Anteil der Papierindustrie, merklich 
auch der der Chemieindustrie. Die Papierindustrie ist'aller-
dings ein spezieller Fall: Sie deckt bereits fast 40 Prozent 
ihres Energieverbrauchs aus den Abfällen ihres Rohstoffes 
(Holz), nämlich aus Ablauge und Rinde. Zöge man diesen Anteil 
von ihrem Verbrauch ab, so wäre der Anteil der Papierindustrie 
am Verbrauch der gesamten Industrie konstant geblieben. 

Die Ablaugeverbrennung bringt eine starke Entlastung der Flüsse 
mit sich, ohne neue Filter wird jedoch die Luft stark zusätz-
lich belastet (Schwefel). Durch Einsparung von Fremdenergie 
geht hier die Umweltbelastung zurück. 
Die wichtigsten Trends beim Energieendverbrauch der Industrie 
der letzten 15 Jahre sind, daß der Anteil der Mineralölprodukte 
von 3 9 Prozent auf 18 Prozent zurückgegangen ist, der Anteil 
der festen Brennstoffe nach einem Tiefstand 1975 auf 24 Prozent 
angestiegen ist, der Gaseinsatz von 2 3 Prozent auf etwa 3 0 Pro-
zent bis 1976 stieg und seither stagnierte. Elektrizität stieg 
von 17 Prozent auf 22 Prozent, sonstige Energieträger von 0,5 
Prozent auf sieben Prozent, wobei mehr als die Hälfte der sie-
ben Prozent die Ablauge aus der ZelIstoffindustrie ist. 

Nach dem Nettoproduktionswert setzt sich die österreichische 
Industrie folgendermaßen zusammen: 

Zusammensetzung der Industriesektoren* 

1970 1984 1984/70» 

Basissektor 22,3 16,1 0.7 
Chemie 11,2 14,6 5.1 
Baustoffbranchen 10.4 10.2 2.9 
Technische Verarbeitungsprodukte 30,1 36.8 4.6 
Traditionelle Konsumgüter 20.0 22.3 2.0 

Industrie insgesamt 100.0 100,0 3,1 
1 Gemessen am realen Nettoproduktionswert zu Preisen 1976. 
* Durchschnittlich« jährliche Wachstumsrate der einzelnen Sektoren. 

Quelle: WIFO-Dalenbank. 

Trotz dieses Rückgangs der Grundstoffindustrie ist die öster-
reichische Industriestruktur noch immer stark m i t umweltbela-
stenden Produktionstechnologien behaftet. Österreich ist Netto-
exporteur bei energie-, rohstoff- und umweltintensiven Gütern, 
während es bei technologie- und humankapitalintensiven Güter-
gruppen Nettoimporteur ist. 

Nach den vergleichenden Untersuchungen über Umwelteffekte durch 
Strukturwandel in den Industrieländern von Martin Jänicke und 
Harald Mönch, die hier in Berlin gemacht wurden, gehört Öster-
reich zu den Ländern mit relativen strukturellen Verbesserun-
gen. Die Produktionsstruktur wurde seit 1970 weniger umweltin-
tensiv, die Effekte wurden durch hohes Wirtschaftswachstum al-
lerdings mehr als kompensiert. 



Wirtschaftlicher Strukturwandel in Österreich 

Landwirtschaft 

In der Landwirtschaft gibt es seit Jahren eine krisenhafte 
Überproduktion, die Flächenerträge steigen weiter, das System 
der Abnahmegarantie für Getreide und der Stützung der Produzen-
tenpreise ist an der finanziellen Grenze angelangt. Noch immer 
erscheint als der einzige Ausweg, der durchsetzbar ist, die 
Stillegung von Ackerflächen und die Umwandlung dieser und auch 
von Grünland in Forstflächen. Die Pflanzung von Ölfrüchten zur 
Importsubstitution konnte in größerem Stil nicht finanziert 
werden, ebenso ist die Entwicklung zu raschwachsenden Energie-
wäldern noch ganz am Anfang. 

Die Beschränkung der Hektar-Erträge für Wein konnte auch nach 
dem Glykol-Skandal nicht durchgesetzt werden. Im Ackerbau ist 
die neueingeführte Düngemittelabgabe in der Größenordnung von 
etwa 20 Prozent auf Stickstoffdünger, Phosphat und Kali ein 
Schritt in Richtung einer Begrenzung der Mineraldüngung und da-
mit der Flächenerträge. Der eigentliche Zweck der Abgabe ist 
jedoch die Finanzierung der Exportstützungen, also nicht primär 
eine Reduktion der Überproduktion. 

Emissionsstruktur in Österreich 

Luft 

Schwefeldioxid 

Für 1980 wurden aus dem Energieverbrauch Emissionen von 324.000 
Tonnen geschätzt, davon 150.00 0 Tonnen Industrie, 95.000 Tonnen 
Wärmekraftwerke, 14.0 00 Tonnen Verkehr und 6 5.000 Tonnen andere 
Verbraucher. Die Gesamtemissionen in Österreich dürften bei 
etwa 400.000 Tonnen gelegen sein. Sie gingen bis 1985 auf etwa 
die Hälfte zurück, insbesondere die Wärmekraftwerke senkten ih-
ren Teil auf einen Bruchteil ab. 



Der größte Teil der SO 2-Reduktion geht auf einen Strukturwan-
del zurück, auf den Ersatz von schwerem Heizöl durch andere 
Energieträger, ein kleinerer Teil auf die Absenkung des höchst-
zulässigen Schwefelgehalts in den Heizölen. Rauchgasentschwefe-
lungsanlagen gibt es inzwischen in der R a f f i n e r i e , den neuen 
Kraftwerken und einigen Industriebetrieben. Die alten Anlagen 
versuchen eventuellen Auflagen durch Verwendung von Erdgas zu 
genügen. 
Mit diesen Erfolgen bei der SO 2-Emission haben auch die Immis-
sionen deutlich abgenommen 

v SCHWEFELDIOXID—JAHRESMITTELTfERTE IN WIEN 
von 1978 bis 1984 
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Stickoxide 

Bei der Emission von Stickoxiden von etwa 220.000 Tonnen 1980 
ist der Straßenverkehr mit 146.000 der Hauptverursacher, die 
Industrie trägt etwa 4 5.000 Tonnen b e i , die Wärmekraftwerke 
etwa 20.000 T o n n e n . Der Anteil des Verkehrs ist der einzige, 
der weiterhin steigt, wodurch auch die Gesamtemissionen bisher 
steigend w a r e n . 
Ab 1. Jänner 1987 für neue PKW über 1.500 Kubikcentimeter und 
ab 1. Jänner 1988 für die anderen gelten in Österreich die US-
Abgasgrenzwerte, ab da ist erst fallende Tendenz bei den NO X-
Emissionen zu e r w a r t e n . Die staatlichen Zuschüsse für Käufe von 
die neuen Grenzwerte erfüllenden Benzin-OKW vor dem gesetzli-
chen Termin haben bisher wenig b e w i r k t , der Autohandel in 
Österreich ist an einer Vorreiterrolle in Europa nicht interes-
siert . 
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Im Güterverkehr ist in den nächsten Jahren sicher mehr durch 
strukturelle Änderungen von der Straße auf die Schiene zu er-
warten als von der Erneuerung der LKW-Flotte, die noch wesent-
lich langsamer vor sich geht als bei den PKW und auch nicht so 
wirksam ist. Die österreichischen Bundesbahnen konnten ihr In-
vestitionsvolumen von etwa einem Fünftel desjenigen des Bundes-
straßenbaus 1970 auf immerhin die Hälfte 1985 anheben. Ein 
Strukturwandel zugunsten des Schienentransitverkehrs gehört zu 
den erklärten Absichten der österreichischen Regierung. 

KohlenwasserstoffVerbindungen 

werden heute mit Schwefeldioxid und Stickoxiden als dritte 
Hauptverursacher der Umweltschädigung durch Luftschadstoffe 
eingeschätzt. Grob geschätzt kommen dabei 120.000 Tonnen jähr-
lich aus dem Straßenverkehr und vielleicht 80.000 Tonnen durch 
Verdunstung von Lösungsmitteln von Lacken, Farben, Reinigern 
und ähnlichem. Der Umweltfonds hat hier eine Aktion zur Umstel-
lung der Chemisch-Putzer laufen, bei der Produktion von Lacken, 
Farben und ihrer Anwendung gibt es schon ausgereifte Technolo-
gien zur weitgehenden Vermeidung von Kohlenwasserstoff-Lösungs-
mitteln, der Durchbruch zu ihrer Anwendung ist aber noch nicht 
gelungen. 

Kohlenmonoxid 

ist der meistemittierte Luftschadstoff überhaupt, es wird mit 
etwa 700.000 Tonnen jährlich aus dem Straßenverkehr, davon etwa 
600.000 Tonnen von den Benzin-PKW, gerechnet. Der Auto-Kataly-
sator ist hier die wirksamste Maßnahme. 

Weitere 360.000 Tonnen jährlich kommen aus der Gebäudebeheizung 
und dem Gewerbe. Erfolge bei der Reduktion sind hier insbeson-
dere aus Strukturänderungen in den Ballungsräumen weg von fe-
sten Brennstoffen im Hausbrand zu erwarten. 

Wasser 

1980 wurde in Österreich erst ungefähr ein Drittel der produk-
tionsbedingten Wasserverschmutzung durch Kläranlagen aufgefan-
gen, bei den Haushalten waren es mehr als die Hälfte. Seit 1980 
hat sich eine Verbesserung der industriellen Abwassersituation 
ergeben, insbesondere in der Papier- und Zellstoffindustrie. 
Die Emissionen dieser Branche werden für 1985 auf 4,7 Millionen 
Einwohnergleichwerte BSB 5 und 11,7 Millionen Einwohnergleich-
werte chemischen Sauerstoffbedarfs geschätzt, die Prognosen für 
1990 lauten etwa eine Million Einwohnergleichwerte BSB 5 und 
3,6 Millionen Einwohnergleichwerte chemischen Sauerstoffbe-
darfs. Dies trotz beachtlicher Ausweitungen der Produktion von 
Zellstoff von 1,16 Millionen Jahrestonnen auf 1,38 Millionen 
Tonnen, von Holzschliff von 170.000 Tonnen auf 280.000 Millio-
nen Tonnen auf 2,67 Millionen Tonnen. Ein Teil dieser Verbesse-
rungen ist auf Verfahrensumstellungen zurückzuführen, ein Teil 
auf Reinigungsmaßnahmen. 



Ausblick 

Energie 

Obwohl die neuen Wärmekraftwerke wirksame Rauchgasreinigungsan-
lagen haben, erscheint ein weiteres Vordringen des elektrischen 
Stroms in den winterlichen Wärmemarkt nicht wünschenswert, da 
dieser besonders schlecht mit dem Wasserkraftdargebot harmo-
niert und den Bau neuer Wärmekraftkapazitäten in volkswirt-
schaftlich unrentabler Weise überproportional zum Verbrauch er-
zwingt. Das Vordringen der Fernwärme in Ballungsgebieten, al-
lerdings nur aus abgasgereinigten Werken, erscheint weiterhin 
vordringlich, das Instrumentarium zur Förderung nicht ausrei-
chend zu sein. 

Energiesparende Investitionen im Bereich von Haushalt und Ge-
werbe werden weiterhin getätigt, obgleich der Anreiz durch 
fallende Energiepreise geringer geworden ist. Die Bauordnungen 
sollten in dieser Hinsicht weiter verbessert werden. 

Verkehr 

In der Verkehrspolitik haben strukturelle Maßnahmen größte Be-
deutung. Der Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel und die Zu-
gestehung des notwendigen Raumes für Fußgeher und Radfahrer 
werden alleine nicht den Umschwung bringen. Vorerst muß zumin-
dest einmal der Ausweitung der Verkehrsflächen für den KFZ-Ver-
kehr Einhalt geboten werden, wo irgendmöglich sollten Straßen-
rückbau oder -auflassung erfolgen. 

Insbesondere der Straßentransitverkehr wird nicht ohne Ein-
schränkung auf die Schiene gebracht werden können. Die Schweiz 
mit ihrer Beschränkung auf 28 Tonnen, dem Nachtfahrverbot, 
Zeitfensterregelungen und ähnliches, sollte hier Vorbild sein. 

Industrie 

Industrieller Strukturwandel durch Änderung der Brachenstruktur 
muß nicht notwendig zu geringerer Umweltbelastung führen, es 
können neue Umweltprobleme auftreten. Es gibt keine konsisten-
ten Untersuchungen für Österreich, wie sich die Industrie 
strukturell in dieser Hinsicht entwickeln wird. 

Für den Aspekt Energieverbrauch gibt es eine Studie der der 
konservativen Volkspartei nahestehenden Österreichischen Ge-
sellschaft für Ökologie, deren Perspektiven eventuell auf die 
heute für wichtig erachteten Umweltbelastungen trendmäßig er-
weiterbar sind. 



Im Bereich Metallhütten wird hierbei angenommen, daß die öster-
reichische Aluminiumerzeugung von etwa 85.000 Jahrestonnen 
nicht erneuert, sondern aufgelassen wird. Dafür spricht auch 
aus unserer Sicht einiges, obwohl es grundsätzliche Probleme 
bei solchen Stillegungen gibt, es kann nämlich zu Produktions-
verlagerungen aus Ländern mit hohen Umweltauflagen zu solcher 
mit geringen kommen. Dadurch stiege die Umweltbelastung welt-
weit. Es wäre quasi eine Politik der hohen Schornsteine im wei-
teren Sinne. 

Jederfalls im Fall der Papierindustrie, deren Umweltinvestitio-
nen in Österreich besonders stark gefördert wurden, ist es um-
weltpolitisch sicher zielführender, den heimischen Rohstoff 
Holz durch auf dem letzten Stand der Technik stehende Produkti-
onsverfahren zu verarbeiten, als Schleifholz zu exportieren. 

Landwirtschaft 

Die prinzipiellen Probleme der Landwirtschaft in Österreich 
sind keine anderen als die der EG-Länder: Wachsende Überproduk-
tion, deren Verwertung immer schwieriger zu finanzieren ist, 
gepaart mit ökologischem Raubbau durch immer stärkere Intensi-
vierung in den Gunstlagen. Logische Konsequenz müßte Intensi-
tätsbeschränkung in den Bereichen der quasi-industriellen Land-
wirtschaft sein. Dazu gehören verschärfte Bestandsobergrenzen 
beziehungsweise Dichteregelungen für Tierhaltungsbetriebe oder 
das Verbot von bestimmten Gruppen chemischer Pflanzenschutzmit-
tel und Wachstumsregulatoren 



Thomas Ranneberg 

UMWELTEFFEKTE REGIONALER WIRTSCHAFTSPOLITIK IN BERLIN (WEST) 
EINE EXEMPLARISCHE UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 

1. Ansatzpunkte einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) von 
wirtschaftspolitischen Instrumenten 

Das ökonomische Gebot des schonenden Umgangs mit ökologisch be-
stimmten Knappheiten von Umwelt- bzw. Naturgütern führt konse-
quenterweise auch zu der Frage nach der Umweltverträglichkeit 
wirtschaftspolitischer Konzeptionen. Wie kann man sich dieser 
Frage nähern, v.a. wie kann man sie mit empirischen Mitteln be-
antworten. Viele Arbeiten kaprizieren sich diesbezüglilch auf 
Bewertungskalküle, die Aufwand und Ertrag einschließlich der 
Umweltbeschädigungen und deren Folgen erkennbar werden lassen 
sollen - mit unterschiedlichem, zuweilen zweifelhaftem Erfolg, 
wie man jüngst feststellen konnte (Wicke (1) und Rezensionen). 

Will man fragwürdig pauschalierende Hochrechnungen - etwa über 
Zahlungsbereitschaften - und allzu komplizierte Bewertungsrech-
nungen vermeiden - was schließlich auch eine Frage des vertret-
baren und finanzierbaren Aufwandes ist - , so ist von zwei we-
sentlichen Voraussetzungen auszugehen: 

(1) Überprüfbar sind nur wirtschaftspolitische Instrumente 
deren Effekte auf die Unternehmenspolitik empirisch 
nachvollziehbar sind. Solche .Intrumente können bestimmend 
für wirtschaftspolitische Konzeptionen sein. 

(2) Hinsichtlich der Bewertung muß man bereit sein, auf eine 
Quantifizierung, v.a. auf eine vereinheitlichende - etwa 
eine monetäre Quantifizierung zu verzichten. Das fällt 
Wirtschaftswissenschaftlern in der Regel schwer. Die Um-
weltplaner mußten sich damit längst abfinden: Wo die 
Wirkungsanalyse die komplexe Ökologie umweltsensibler 
Faktoren bestimmter Maßnahmen nicht simulieren oder nach-
vollziehen kann, da müssen Analogien und Risikoabschätzung-
en ausreichen. Das schließt kluge Bemühungen um geeignete 
Indikatoren nicht aus (vgl. etwa die vielschichtige und 
phantasievolle Kosten-Nutzen-Analyse eines Industrie-
Komplexes in Osaka). (2) 

Im Bewußtsein also, daß die UVP eine Wirtschaftspolitik nicht 
pauschal erfassen kann und hinsichtlich der Bewertung ökolo-
gisch bedingter Schäden eine gewisse Bescheidenheit angebracht 
ist, haben wir 1980 begonnen, im regionalen Maßstab die Mög-
lichkeiten für solche Verträglichkeitsuntersuchungen zu prüfen 
und zwar für die Industriepolitik in Berlin (West). 

Dieser Versuch war als umweltpolitische Ergänzung der öffentli-
chen Diskussion der Wachstums- und Beschäftigungseffekte der 



70er Jahre gedacht, die seinerzeit mit Blick auf eine Neuorien-
tierung und Novellierung des Berlin-Förderungsgesetzes recht 
bewegt geführt wurde. Ausgangspunkt war die These, daß mit dem 
Wandel der Berliner Wirtschaft nicht nur die beklagten Arbeits-
platz- und Wachstumsverluste verbunden waren, sondern darüber-
hinaus mit der erkennbaren Tendenz zu energie- und materialin-
tensiver Produktion auch die Umweltbelastungen entsprechen zu-
nahmen . 

2. Belastungsstrukturen des Verarbeitenden Gewerbes 

Untersucht und verglichen wurden umweltrelevante Emissions- und 
Verbrauchsmengen der 2 3 Wirtschaftsgruppen des Verarbeitenden 
Gewerbes; 4 0 Indikatoren insgesamt, zusammengefaßt zu 15 Bela-
stungsarten, darunter Schwefeldioxid, Stickoxid, Staub, Wasser-
verbrauch, Abwässer, Abfälle und Flächenverbrauch. Die zure-
chenbaren Veränderungen im Emissions- und Verbrauchsverhalten 
sollten den Hinweis auf die Umwelteffektivität wirtschaftspoli-
tischer Instrumente erbringen. 

Hinsichtlich der Beschränkung der Untersuchung auf die Indu-
strie muß man wissen, daß das Verarbeitende Gewerbe als einer 
der Hauptverursacher anzusehen ist. Im Durchschnitt entfallen 
etwa 60 % der fraglichen Emissions- und Verbrauchsmengen der 
Gesamtwirtschaft auf die Industrie (ohne mobile Quellen des 
Verkehrs und bei Umlegung der Positionen der Energieversorgung 
nach Maßgabe des Energieverbrauchs). 

Bewertungsgrundlage waren insofern nur Schadstoff- und Ver-
brauchsmengen; die Schadwirkungen im ökologischen Bereich 
selbst wurden für diese Faktoren diskutiert, aber zur Quantifi-
zierung nicht herangezogen; eine Zurechnung, zumal eine bran-
chenspezifische erschien ausgeschlossen. 

Auf die Branchendifferenzierung kam es aber gerade an: Gerade 
sie liefert die Möglichkeit einer strukturellen Beschreibung 
der Probleme durch die Anknüpfung an die branchenspezifischen 
Besonderheiten produktionstechnischer bzw. wirtschaftlicher 
Art. Die erwünschte stärkere Differenzierung war materialbe-
dingt nicht zu erreichen; leider verdeckt nämlich die produkto-
rientierte Zusammenfassung nach Wirtschaftsgruppen noch viele 
umweltanalytisch wichtige Umstände etwa bei den sehr heteroge-
nen, großen Branchen wie der Elektroindustrie oder dem Maschi-
nenbau. 

Die Emissions- oder Verbrauchsmengen einer Wirtschaftsgruppe 
müssen selbstverständlich im Verhältnis zu deren Größe bzw. Be-
deutung beurteilt werden. Zum Vergleich wurden Beschäftigung 
und Bruttowertschöpfung herangezogen. Die eigentlichen Kennzif-
fern der Branchen waren also die entsprechenden Emissions- oder 
Verbrauchsquoten je Beschäftigten bzw. je DM Bruttowertschöp-
fung. 



Um nun zu anschaulichen Strukturkennziffern und Möglichkeiten 
der Zusammenfassung der Ergebnisse aus den Analysen für die 
einzelnen Belastungsarten zu gelangen,.wurde ein kleiner mathe-
matischer Normierungstrick angewendet: Für jede Belastungsart 
wurde die Emissions- bzw. Verbrauchsmenge ermittelt, die ^ich 
ergibt, wenn man unterstellt, die Branche verhielte sich wie 
die gesamte Industrie im Durchschnitt. Zieht man von dieser hy-
pothetischen Menge bei "durchschnittlichem Verhalten" die 
tatsächliche ab, so ergeben sich für die verschiedenen Branchen 
jeweils Über- oder Unterschreitungsmengen, die ungünstige oder 
günstige Belastungsbeiträge markieren. Dies ermöglicht eine Um-
rechnung zu dimensionslosen Prozentwerten und die anschauliche 
Darstellung von Branchenprofilen bestimmter Belastungsarten 
oder für mehrere zusammengefaßte Belastungen. 

Die Graphik 1 enthält solch ein Profil für die zusammengefaßten 
Emissionsarten der Luftschadstoffe. 

Deutlich erkennbar sind die ungünstigen Verhältnisse bei der 
Baustoff-, NE-Metall, Gießerei- und Ernährungsindustrie; deut-
lich auch das günstige Abschneiden der relativ arbeitsintensi-
ven Elektroindustrie. Die Graphik 2 gibt die Verhältnisse für 
alle Belastungsarten wider. Hier treten v.a. die zusätzlichen 
Einflüsse der Brauchwasserintensität bei der Chemie und der Pa-
pier- und Pappeerzeugung hervor. Diese beiden Branchen'ergänzen 
die vorgenannte Gruppe; zusammen bilden diese Wirtschaftsgrup-
pen den besonders belastungsintensiven Teil der Berliner Indu-
strie - wenn man alle Belastungsarten zusammennimmt. 

CtaphiH: Branchenstruktur der Umweltbelastungen des 
Verarbeitenden Gewerbes in Berlin (West) 1979 

Graphik 2,: Branchenstruktur der Umweltbelastungen des 
Verarbeitenden Gewerbes in Berlin (West) 1979 
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3. Effekte der Wirtschaftsförderung 

Die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Mitteln aus der Wirt-
schaft sförderung setzt - je nach Gestaltung und in der Regel 
auch ausdrücklich - Akzente für die Entwicklung der Wirt-
schaf tsstruktur - nicht immer mit dem gewünschten Erfolg. Von 
besonderer Bedeutung ist in Berlin (West) die Regelung zur Kür-
zung der Umsatzsteuerschuld: Der Mitteleinsatz ist etwa so hoch 
wie die Summe der acht-prozentigen Arbeitnehmerzulagen und 
machte zum Zeitpunkt unserer Untersuchungen mit ca. 2,2 M r d . DM 
mehr als ein Drittel der gesamten Berlin-Förderung aus. 
(Graphik 1 und 2) 

Die Novellierung des Berlin-FG 1982 und die zuvor veröffent-
lichten Gutachten zeigten, daß dieses Gesetz strukturelle Ver-
schiebungen zu primär rohstoff- und kapitalintensiven, umsatz-
starken, aber wertschöpfungsschwachen Produktionen begünstigte. 
Dies hatte zugleich negative Folgen für Wachstum und Beschäfti-
gung in der Stadt. 

Für die Prüfung der Ümwelteffekte dieser Förderpraxis kann man 
nun im Sinne der plausiblen Interpretation einer Momentaufnahme 
die branchenspezifisch abgerufenen Fördermittel den entspre-
chenden Belastungsbeiträgen gegenüberstellen. Dabei erweist 
sich die umweltpolitische Kontrakproduktivität der Wirtschafts-
förderung . 

Hinsichtlich der Emissions- und Verbrauchsmengen je Beschäftig-
ten haben wir eine Fehlförderung in Höhe von 90 % zu verzeich-
nen; d.h. neunzig Prozent der umsatzabhängigen Fördermittel 
flössen an beiastungssteigernde Branchen. Legt man als Maßstab 
die Wertschöpfung zu Grunde, so gehen immerhin 63 % der Mittel 
zu Lasten umweltpolitischer Belange. 

Insgesamt ist also festzustellen, daß mit der eher quantitativ 
als qualitativ ausgerichteten Wirtschaftsförderung 1979/80 
deutliche umweltpolitisch negative Akzente gesetzt waren. Die 
Untersuchungen zur Entwicklung des Förderstruktur und des Ver-
arbeitenden Gewerbes zeigten aber, daß dies auch im Verlauf der 
70er Jahre so gewesen sein m u ß . Im übrigen haben sich die Ver-
hältnisse mit der Novellierung 1982 nur unwesentlich geändert. 
Ein entsprechender quantitativer Nachweis steht allerdings noch 
aus. 

Schlußbemerkung 

Angesichts der auch wirtschafts- und beschäftigungspolitisch 
unglücklichen Förderkonzeption in Berlin (West) drängt sich die 
hypothetische Frage auf, ob weniger nicht am Ende mehr gewesen 
wäre, ob nicht Subventionspolitik überhaupt mehr schadet, als 
nützt - hier mag der Verweis auf die EG-Agrarsubventionen und 
die enormen Umweltbeschädigungen durch die forcierte Intensi-
vierung der Agrarwirtschaft genügen. 



Die Hoffnung auf eine rationale und umsichtige Abstimmung öko-
nomischer und ökologischer Belange auf der Ebene strukturwirk-
samer Maßnahmen erscheint nicht sehr aussichtsreich. Zumindest 
für Berlin (West) läßt sich feststellen, daß der wirtschaftspo-
litische Erfolgszwang die umweltpolitische Diskussion oder gar 
Kontrolle der seit 1982 veränderten Berlin-Förderung behindert. 
Aus der Sicht unserer Untersuchungen ist dies auch für den 
Steuerzahler bedauerlich. Eine Journalistin brachte es auf die 
Formel: Bezahlt wird zweimal - zunächst für die Zunahme der Um-
weltbelastung, dann für den Umweltschutz. 

(1) Lutz Wicke, Die ökologischen Milliarden. Das kostet die Um 
weit uns so können wir sie retten; München 1986 

(2) Kenichi Miyamoto: Industriepolitik - Zentralismus und Gi-
gantomanie zu Lasten von Umwelt und Gesundheit; 
in:Tsuru/Weidner (Hrsg.), Ein Modell für uns: Die Erfolge 
der japanischen Umweltpolitik; Köln 1985, S.168 ff. 



AG 1 

UNTERNEHMERISCHE UND GEWERKSCHAFTLICHE BEITRÄGE ZU ÖKOLOGISCHER 
STRUKTURPOLITIK 

Uwe Schwarting -

Unternehmerische Beiträge zu einem ökologischen Strukturwandel 

Unsere Wirtschaft hat in den letzten 200 Jahren eine atemberau-
bende Expansion durchgemacht. Infolge dieser ökonomischen Ex-
pansion traten immer häufiger ökologische Schäden zutage, die 
in den letzten Jahren in den Mittelpunkt der Kritik rückten. 

Unbestritten ist, da/3 gerade die westlichen Industrienationen 
und Japan diese ökologische Gefährdung erkannt haben und längst 
begonnen haben, Maßnahmen zur Vermeidung dieser Probleme zu er-
greifen. Daß dies nicht nur den Kritikern zu langsam geht, son-
dern auch objektiv zu langsam ist, liegt in erster Linie an den 
ökonomischen Gegebenheiten. Umweltschutz kostet zunächst einmal 
Geld. Zum anderen liegt es daran, daß die Einsicht in die abso-
lute Notwendigkeit von Umweltschutzmaßnahmen, der Einblick in 
die globalen Zusammenhänge eines ökologischen Gleichgewichtes, 
oft noch fehlen. 

Immer mehr Unternehmen sind sich der Tatsache bewußt, daß Luft, 
Wasser und Boden keine frei verfügbaren und beliebig nutzbaren 
Güter sind, sondern daß sie begrenzt verfügbar sind und ihre 
Benutzung Kosten verursacht. Auch ist vielen klar geworden, daß 
die Schädigung der Umwelt letztlich volkswirtschaftlich ent-
schieden mehr kostet als die Verhinderung der Schadstoffbela-
stungen. Eines der erfreulichsten Ergebnisse einer Ökologie-Um-
frage des Bundesverbandes Junger Unternehmer ist, daß die soge-
nannte moral suasion, die Überzeugung zu mehr Umweltbewußtsein 
als Motor jeder Umweltpolitik in den Betrieben stark zugenommen 
hat und daß dadurch der Weg zu wirtschaftlichen UmweltSchutz-
maßnahmen geöffnet wurde. So hat jedes zweite Unternehmen die 
Umwelt in seine Unternehmensphilosophie eingearbeitet. 

Unternehmer wollen Umweltschutz - aber er soll auch wirtschaft-
lich tragbar und machbar sein. Dies setzt voraus, daß Prinzi-
pien bei der Durchführung eingesetzt werden, die marktwirt-
schaftlicher Natur sind. Wir meinen, daß gerade marktwirt-
schaftliche Instrumente zum effektivsten Umweltschutz beitra-
gen. Umweltzertifikatslösungen und Kompensationslösungen sind 
nur zwei Stichworte in der Diskussion um marktwirtschaftliche 
Instrumente. Generell sollte die Zielrichtung lauten: Die Un-
ternehmer müssen mehr Eigeninitiative und Eigeninteresse bei 
der Bewältigung der Umweltprobleme eingeräumt bekommen. Umwelt-
schutz, und zwar über das vom Gesetzgeber verlangte Maß hinaus, 
muß sich lohnen. 



Unsere Gesel1schaft befindet sich in einer Umbruchphase. Nach 
der sogenannten Fourastierthese gibt es einen Drei-Sektoren-Be-
reich, der früher sich wie folgt darstellte: Landwirtschaft als 
größter, Industriebereich als zweitgrößter und Dienstleistungs-
bereich als drittgrößter Bereich. Waren die letzten 40 Jahre 
dadurch gekennzeichnet, daß sich die Industrie zu Lasten der 
anderen Bereiche ausdehnte, so befinden wir uns derzeit an ei-
nem Übergang zu einer Dienstleistungs- oder auch Informations-
gesellschaft. 

Derartige Änderungen setzen Anreize für die Entwicklung der 
Wirtschaft in eine ganz bestimmte Richtung. Energiesparende, 
umweltfreundliche, informationsintensive Produktionen sind öko-
nomisch sinnvoller als rohstoff- und energieintensive Grund-
stoffindustrien. 

In der Regel geht in allen hochindustrialisierten Ländern der 
Beitrag der Grundstoff- und Schwerindustrie am Sozialprodukt 
zugunsten der "sauberen" Industrien und Dienstleistungen zu-
rück. Auch die Industrieproduktion selbst ändert ihren Charak-
ter: Während noch vor zwanzig Jahren in erster Linie schwerin-
dustrielle Produkte mit hohem Rohstoffeinsatz erzeugt wurden, 
nimmt der spezifische Rohstoffeinsatz bei den meisten Indu-
strieproduktionen seit Jahren erheblich ab. Hinzu kommen be-
trächtliche Erfolge der Unternehmen beim Umweltschutz selbst. 
So ging seit Anfang der siebziger Jahre der Schweieldioxid-Aus-
Stoff der Industrie um 3 4 Prozent zurück, während die Produk-
tion real um 45 Prozent zunahm. Der Staubauswurf konnte um über 
die Hälfte zurückgeführt werden. Durch den fortschreitenden 
Einsatz abfallarmer Produktionsverfahren wurde erreicht, daß 
zwischen 1977 und 1982 die Abfallmenge der proudzierten Indu-
strie lediglich um 1,5 Prozent wuchs, während im selben Zeit-
raum die Produktion real um mehr als 24 Prozent anstieg. Auch 
hat die Verwertung verbliebener Abfälle allein in diesem Zeit-
raum von 30 Prozent auf 35 Prozent zugenommen. Welche massiven 
Veränderungen durch neue Technologien z.B. durch den Ersatz 
konventioneller elektromechanischer Schaltungen durch minia-
turistische Elektronik ausgelöst wurden, kann heute nahezu je-
der an seinem Arbeitsplatz beobachten. 

Mit anderen Worten: Wir befinden uns schon auf dem Weg zur 
Minimierung des spezifischen Rohstoffeinsatzes, so daß gleich-
zeitig die volkswirtschaftliche Bedeutung der rohstoffintensi-
ven Bereiche abnimmt. Damit wird aber deutlich, daß unserer 
Wirtschaft ein Weg vorgezeichnet ist, der es ihr erlaubt, lang-
fristig zu wachsen, ohne deswegen nennenswert mehr Rohstoffe zu 
benötigen als heute. 

Wer Umweltbelastung verursacht, hat die Kosten für ihre Vermei-
dung oder Beseitigung zu tragen. Dieses Verursacherprinzip ist 
eine unverzichtbare Voraussetzung für einen zugleich v/irksamen 
und im Grundsatz marktwirtschaftlich ausgerichteten Umwelt-
schutz . Eine breite Anwendung des Gemeinlastenprinzips - also 
die Bezahlung der Umweltschutzkosten über den allgemeinen öf-



fentlichen Haushalt und damit durch den Steuerzahler - würde 
jegliche Anreize beim einzelnen blockieren, die Umwelt zu scho-
nen . 

Vor diesem Hintergrund spricht sich der BJU gegen Umweltschutz-
subventionen aus. Bestätigt wird unsere krasse Ablehnung hin-
sichtlich der Vergabe von Subventionen für Umweltschutzmaßnah-
men durch eine BJU-Subventionsumfrage. Auf die Frage, ob das 
betriebliche Vorhaben hinsichtlich Energie- und Rohstoffeinspa-
rung durch die Subventionsabgabe angeregt, beschleunigt bzw. 
nicht beeinflußt wurde, antworteten 60 Prozent nicht beein-
flußt, 14 Prozent beschleunigt und nur 26 Prozent angeregt. 

Die Konklusion daraus ist einfach: Mitnahmeeffekte überwiegen 
auch bei der Inanspruchnahme von Ökologie-Subventionen. Eine 
weitergehende Gefahr der Subventionsvergabe ist auch die, daß 
Umweltpolitiker in Bund, Ländern und Parteien sehr schnell 
überbordende Forderungen anmelden, weil sie blindlings darauf 
vertrauen, daß die nachteiligen Folgen ihres Tuns für Wirt-
schaft und Beschäftigung durch ein Füllhorn von Subventionen 
gehei1t werden. Für eine Ablehnung der Subventionen im Bereich 
des Umweltschutzes spricht ferner, daß die Selbstkontrolle beim 
Emittenten und beim Umweltpolitiker sonst verloren geht. 

Eine ökologisch sinnvolle Instrumentierung, die den Erforder-
nissen einer modernen Industriegesel1schaft entspricht, bein-
haltet dagegen Instrumente, die folgende Eigenschaften erfüllt: 

- Je bil1iger die Omweltschutztechnik ist, desto mehr wird sie 
nachgefragt. 

- Interessant wird die Umweltschütz-Technik für die Unternehmen 
dann, wenn sie im Vergleich zur Umweltverschmutzung weniger 
kostet 

- Marktwirtschaft!iche Instrumente, die den Unternehmen die 
Möglichkeit geben, den kostengünstigeren Weg im Umweltschutz 
einzuschlagen, fördern das Eigeninteresse und damit den 
Wettbewerb bei der Suche nach kostengünstigsten Lösungen. 

- Bei diesem Wettbewerb haben jene Erfinder die Nase vorn, 
denen es gelingt, nicht nur die Herstellungskosten zu senken, 
sondern vor allem die Folgekosten solcher Investitionen, die 
oft höher als die Investitionen selbst sind. 

Eine solche marktwirtschaftliche Politik kann von heute auf 
morgen nicht der "Stein der Weisen" sein. Ziel aller erforder-
1ichen Umweltschützaktivitäten muß sein, daß Umweltschutz, -
besser - die "Verbesserungen der Umweltqualität", schnei1, ef-
fizient sowie volkswirtschaftlich und betriebswirtschaftlich 
kostengünstig erreicht werden kann. 

Dabei bin ich mir voll bewußt, daß alle anstehenden Probleme 
nicht allein durch die Anwendung der Marktwirtschaft bewältigt 
werden können. Wir müssen ein Maßnahmenbündel anwenden, wobei 
allerdings die marktwirtschaftlichen Prinzipien Vorrang haben 
sollten. 



Karin Roth 

ümweltentlastung durch wirtschaftlichen Strukturwandel 
6 Thesen 

1. These 

Die bisherige Uniweltpolitik hat versagt: Statt Umweltvorsorge 
wird minimale Umweltreparatur betrieben. 

Obwohl die Grenzen der ökonomischen und ökologischen Belastun-
gen erkennbar sind, setzt sich der notwendige Erkenntnisprozeß 
nur sehr langsam in weiten Kreisen der Bevölkerung, aber vor 
allem nicht in einer entsprechenden Weise in der Umweltpolitik 
um. Zu sehr wird an traditionellen Wachstumsmaßstäben festge-
halten ohne auf die langfristigen Wirkungen für Menschen und 
deren Lebensqualität zu achten. Zu sehr wird Umweltnachsorge 
statt Vorsorge betrieben. 

Die bisherigen Investitionen im Bereich des Umweltschutzes kon-
zentrieren sich nach wie vor auf nachsorgende oder entsorgende 
technische Verfahren und Maßnahmen zur Reduzierung der Umwelt-
belastungen und der eingetretenen Schäden. Folgt man den amtli-
chen Statistiken, so entfallen rund 90 Prozent der Inlandsnach-
frage nach Bauten und Ausrüstungen für den Umweltschutz auf ad-
ditive Umwelttechnik, bei der mit Hilfe der Zusatzeinrichtungen 
vor oder nach dem Produktions- oder Konsumprozeß eine 
Schadstoffminderung, -Umwandlung und -beseitigung angestrebt 
wird. 

Diese primär symptombekämpfende und nachfolgende Umwelt-, Inve-
stitions- und Reparaturpolitik kann auf Dauer nicht genügen; 
sie ist irrational und völlig unzulänglich. Sie ist weder öko-
logisch noch ökonomisch vertretbar. 

In Zukunft geht es vielmehr um eine umweltpolitische Strategie, 
die die Vermeidung der Entstehung von Umweltlasten und Umwelt-
schäden in Milliardenhöhe, die in der Bundesrepublik vom Um-
weltbundesamt auf derzeit ca. 100 Milliarden DM beziffert wer-
den, zum Ziel h a t . Es geht um eine Technologie und Innovations-
politik, die den Gedanken der Umweltvorsorge bei der Entwick-
lung und Anwendung technologischer Verfahren integriert. Es ist 
gewiß sinnvoller, lärmarme Kraftfahrzeuge zu konstruieren als 
nachträglich die Straßen mit Lärmschutzwänden auszustatten, 
auch wenn dies Arbeitsplätze schafft. Es ist Sinnvoller, 
schadstoffarme Produktionsverfahren anzuwenden, als nachträg-
lich Recyclingverfahren für die Verwertung von Abfall zu ent-
wickeln bzw. Wasser und Boden von Schadstoffen zu reinigen. 



Jede Vermeidung von volkswirtschaftlichen Schäden und damit ge-
samtwirtschaftliche Kosten ist vernünftiger, als die nachträg-
liche Beseitigung. Auch wenn die Umweltreparatur Arbeitsplätze 
schafft, so ist jedoch aus gesamtgesellschaftlicher Sicht die 
Reduzierung der Reparaturinvestitionen anzustreben, weil da-
durch der gesellschaftliche Reichtum (nicht nur quantitativ 
sondern auch qualitativ) zunimmt und dadurch positive Vertei-
lungseffekte entstehen können. 

2. These 

Umweltschutz ist unentbehrlich für die Erhaltung der Gesundheit 
und des Wirtschaftsprozesses 

Umfassender Umweltschutz ist eine unentbehrliche Voraussetzung, 
um die Grundlagen des Wirtschaftsprozesses, die Natur und den 
Menschen zu erhalten. Eine Gesellschaft, die den ökologischen 
Kreislaufprozeß nicht berücksichtigt, beraubt sich langfristig 
seiner eigenen Produktionsgrundlagen. Die Beherrschung der Na-
tur durch den Menschen hat die Umwelt schon immer verändert, 
und dabei wurden Beeinträchtigungen der Natur ebenso in Kauf 
genommen wie Gesundheitsschäden bei der Bevölkerung. Das in der 
Gesellschaft weitgehends verbreitete lineare Denken reicht 
höchstens für die ökonomische Dimension der Umweltverschmutzung 
aus. Dadurch werden die komplexen Zusammenhänge, die Auswirkun-
gen multipler Schadstoffbelastungen auf das gesamte Ökosystem 
und die Gesundheit völlig unzureichend erkannt und bewertet. 
Die vielfältigen Wechselwirkungen konnten trotz den Schwächen 
und Schwierigkeiten der Epidemiologie,' zwischen Umwelt-
schadstoffen und Krankheiten besser erforscht werden. Die Ge-
fährdungen des Immunsystems durch Umweltschadstoffe werden in-
ternational zunehmend diskutiert, wobei besonders Fragen der 
Radioaktivität und der Auswirkungen der Kohlenwasserstoffe Be-
achtung finden. 

Die Vernetzung verschiedener Politikbereiche mit der Umweltpo-
litik ist daher unumgänglich. Weder die "EinzelstoffIdeologie" 
trägt den Anforderungen Rechnung noch die kurzsichtige be-
triebswirtschaftliche Kostennutzenrechnung. Eine integrierte 
Umweltpolitik, die die Entwicklung von sozial- und umweltver-
träglichen Technologien fördert, ist eine wesentliche Voraus-
setzung, um die Umwelt- und Lebensqualität der Menschen zu ver-
bessern. 

Eine auf ökologischen und letztlich ökonomischen Interessen ba-
sierende Technologie- und Innovationspolitik sollte sich an 
folgenden Kriterien orientieren: 
1. Umwe1tvorsorge oder Vermeidung von Belastungen und Verminde-

rung von Ressourcennutzung 
2. Umwelt- und Energie- und Ressourcenschonung durch Einsparung 
3. Umweltentlastung durch Wiederverwertung, also Recyclingmaß-

nahmen von Abfall bis Abwasser etc. 
4. UmweltSanierung durch Entsorgung und Reparatur. 



3. These 

Umweltverträglichkeit und Umweltüberwachung - eine Herausforde-
rung an die Technologie 

Die Entwicklung umweltfreundlicher Technologien erfordert Um-
denken und Kreativität sowie die Änderung der Anforderungen an 
die Technik. Die derzeitigen Kriterien zur Prüfung der Umwelt-
verträglichkeit von Technologien, Produkten und Projekten sind 
unzureichend entwickelt. Vielfach beschränkt sich die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung - sofern sie überhaupt veranlaßt und 
vorgenommen wird - auf die Auswirkungen einzelner Umweltmedien 
(Wasser, Boden, Luft etc.) ohne den wechselseitigen Wirkungszu-
sammenhang der einzelnen Bereiche zu erforschen und zu bewer-
ten. Die Erarbeitung von wissenschaftlichen Kriterien zur Be-
wertung der Umweltverträglichkeit von Produkten und Produkti-
onsverfahren, gehört daher zu den wichtigsten vorausschauenden 
Maßnahmen eines integrierten/vorsorgenden Umweltschutzes. Die 
von der Europäischen Kommission erlassene Richtlinie zur Ent-
wicklung von Umweltverträglichkeitskriterien erfordert natio-
nale Regelungen, die nicht nur politisch, sondern vor allem 
wissenschaftlich technisch umgesetzt werden müssen. 

Durch gezielte Forschungsaufträge des Staates könnten die Defi-
zite der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf dem Sektor der Um-
weltverträglichkeit und Gesundheitsverträglichkeit gemindert 
werden, sodaß auf der Basis von Umweltstandards künftig die Um-
weltverträglichkeitsprüfungen vorgenommen werden können. Die 
Einhaltung der Auflagen durch staatliche Kontrollen und effek-
tive Strafverfolgung muß mehr als bisher gewährleistet v/erden. 
Daher müssen neben umfassenden Forschungs- und Entwicklungspro-
jekten Meßmethoden und -verfahren entwickelt werden, die zum 
rechtzeitigen Eingreifen der staatlichen Überwachungsorgane 
führen. Gleichzeitig können dadurch Gesundheitsrisiken vermin-
dert werden. 

Diejenigen Unternehmen, insbesondere die Elektroindustrie, die 
Meß- und Regeltechniken für den Umweltsektor entwickeln oder 
aber umweltfreundliche integrierte Technik anbieten, können in 
Zukunft mit hohen Absatzchancen rechnen. Nicht nur in der Bun-
desrepublik, sondern in Europa - weltweit - wächst der Bedarf 
an umweltfreundlichen Technologien und effizienten Umwelttech-
niken. 

4. These 

Die ökonomischen Steuerungsinstrumente werden unzureichend an-
gewandt bzw. reichen nicht aus, um die ökologische Zerstörung 
auf zuhalten 

Das umweit- und wirtschaftspolitische Instrumentarium reicht 
nicht aus, um den Gesichtspunkten der Umweltverträglichkeit, 



Ressourcenschonung und einer integrierten, auf Vorsorge abge-
stellten Technologie und Produktentwicklung Rechnung zu tragen. 
Die Anwendung des Verursacherprinzips soll zwar zur Minderung 
der Umweltbelastung beitragen, jedoch funktioniert dies nur 
dann, wenn jedem den entsprechenden umweltpolitischen Auflagen 
(Ge- und Verbote) die einzelbetrieblichen Kosten zur Beseiti-
gung der Umweltschäden höher sind als die Kosten für Umwelt-
schutzinvestitionen. Solange für die einzelnen Unternehmen die 
Zerstörung und Belastung der Umwelt billiger ist als präventive 
Umweltmaßnahmen, solange ergibt sich aus der Sicht der einzel-
betrieblichen Rentabilitätsrechnung kein Bedarf an emissionsar-
men Produkten und Produktionsverfahren. Hinzu kommt, daß mit 
Rücksicht auf die einzelbetrieblichen Gewinninteressen, verbun-
den mit dem Argument der angeblichen Gefährdung internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit, die Bundesregierung und die Landesregie-
rungen oft auf Auflagen entsprechend dem möglichen "Stand der 
Technik" verzichten und dabei vermeidbare Umweltschäden bewußt 
in Kauf nehmen. Früher oder später sind jedoch die Kosten für 
die Beseitigung der Schäden zu finanzieren, sofern sie dann 
noch überhaupt reparabel sind. Dies führt dazu, daß die eigent-
lichen Verursacher der Umweltschäden weder dafür verantwortlich 
gemacht werden können noch die Kosten bezahlen. Der negative 
Verteilungseffekt wird weiter fortgesetzt: Vergesellschaftung 
der Folgekosten der Produktion, der Krankheitskosten usw. Erin-
nert sei in diesem Zusammenhang an alte Mülldeponien und kon-
terminierte Standorte (Altlasten), deren Sanierung nach Schät-
zungen von 17 Milliarden DM kosten w i r d . Die Finanzierung ist 
nach wie vor offen. Nach Auffassung des DGB muß die Industrie 
die Kosten der Sanierung durch einen Altlasten-Sanierungsfond 
(Umlage) bezahlen. Die Industrie allerdings hat ihren Wider-
stand gegen eine solche Lösung bereits angekündigt und verlangt 
die Beteiligung des Staates. 

Die Durchsetzung des gesellschaftlichen Interesses, die Erhal-
tung der natürlichen Lebensgrundlagen und einer Reduzierung der 
gesamtgesellschaftlichen Kosten der Umweltzerstörung erfordert 
daher ordnungspolitische Rahmenbedingungen, die zur Beachtung 
der gesellschaftlichen Interessen zwingen und Eingriffe in die 
bisherige alleinige Entscheidungsfreiheit der Unternehmen über 
die Bedingungen der Produktion vorsehen. Klare rechtliche Vor-
gaben, Auflagen (Ge- und Verbote) sowie Abgaben sind dafür un-
verzichtbare Steuerungsinstrumente. Darüber hinaus muß das Sy-
stem der Umwelthaftung weiter ausgebaut werden. Im Falle der 
Nichteinhaltung von Umweltgesetzen muß die Sicherung der Exi-
stenz der Arbeitnehmer gewährleistet werden, damit diese nicht 
erpreßbar sind. Arbeitnehmer, die Verstöße gegen Umweltbestim-
mungen anzeigen, ist ein Schutz vor Kündigungen einzuführen. 
Ebenso muß mehr als bisher die Einhaltung der Umweltgesetze 
kontrolliert werden.. 

Im Kern der gesellschaftlichen Auseinandersetzung über die öko-
logische Gestaltung des Produktionsprozesses und des Konsums, 
also der Steuerung des Wirtschaftsprozesses geht es um die Mög-
lichkeiten und Formen gesellschaftlicher Machtausübung und Be-
teiligung der abhängig Beschäftigten. Es geht um die Frage, in 



welchem Rahmen der betrieblichen und außerbetrieblichen Ent-
scheidungen die Gewerkschaften und die Arbeitnehmer Einfluß auf 
die Entwicklung von Umwelt und sozialverträglichen Technologien 
nehmen können, die zur Umstrukturierung von Produktionsberei-
chen und Produktionsverfahren führen. Neben betrieblichen Kon-
zepten zur Umstellung der Produktion sind betriebsübergreifende 
Konzepte erforderlich, die den gesellschaftlichen Interessen 
der Arbeitnehmer Rechnung tragen und die so gestaltet sind, daß 
die kurzfristig gegensätzlichen betriebs- oder branchenbezogene 
Belange der Beschäftigten so geregelt werden, daß diese nicht 
kontraproduktiv zum gesellschaftspolitischn Ziel der Gewerk-
schaften steht. Die Ausweitung der Mitbestimmung ist auch für 
die ökologische Gestaltung von Arbeit und Produktion ein wich-
tiges Element und Voraussetzung für eine Änderung des Wirt-
schaf tsprozesses . 

5... These 

Die regionale Strukturpolitik muß sich am ökologischen Bedarf 
orientieren. Umweltmaßnahmen schaffen Beschäftigung. 

Bei allem Kontroversen über die Instrumente der Wirtschaftspo-
litik dürfte unbestritten sein, daß es die generelle Aufgabe 
des Staates und damit auch der Kommunen ist, in solchen Berei-
chen des Bedarfs, der autonom von dem Markt nicht oder nur un-
zureichend gedeckt w i r d , die Nachfrage zu organisieren. Wenn 
durch eine regionale Strukturpolitik, verbunden mit einer vor-
ausschauenden Umweltplanung, errreicht wird, daß umweltpoliti-
sche Kriterien bei der Produktion berücksichtigt werden, dann 
erfolgt für die Betriebe in der Region ein positiver Technolo-
gieeffekt, der sich letztlich trotz einzelbetrieblicher Kosten-
belastung langfristig auszahlt. 

Die Kopplung betrieblicher Initiativen mit überbetrieblichem 
regionalem Strukturprogramm durch aktive Einflußnahme auf die 
Kommunal- und Regionalpolitik bewirkt neben einer Verbesserung 
der Umweltsituation auch positive Beschäftigungseffekte. Bei 
der Entwicklung von regionalen Konzepten zur Energie- und Um-
weltpolitik geht es nicht nur um Entwicklungspotentiale der Re-
gion, sondern um rechtzeitige Maßnahmen zur Umweltentlastung 
und Verbesserung der Lebensqualität. 

« 

Eine umweltorientierte Regionalpolitik sollte auf der Grundlage 
einer Umweltanalyse und einer integrierten Umweltplanung fol-
gen. Die Umlenkung öffentlicher Ausgabenströme ist sinnvoller 
als die Finanzierung von Arbeitslosigkeit. Bisher wurde leider 
nicht oder nur unzureichend die Be- und Entlastungswirkungen 
eines regionalen Umweltbeschäftigungsprogramms von den poli-
tisch Verantwortlichen in ihre Überlegungen einbezogen. Viel-
leicht auch deshalb, weil die Kosten für die Arbeitslosigkeit 
und die Umweltschäden auf unterschiedliche Institutionen und 
Einrichtungen verteilt sind. Deshalb unterbleiben sinnvolle 
Maßnahmen, weil die direkten Belastungseffekte höher sind als 
die indirekten Entlastungseffekte. Die mangelnde Koordination 
und "Ausgleichszahlung" unterschiedlicher Haushalte muß daher 
durch "haushaltsübergreifende" Maßnahmen verbessert werden. 



6. These 

Umweltschutz muß im Betrieb beginnen 

Die gewerkschaftliche Arbeit im Bereich der Ökologie muß die 
betrieblichen und die politischen Handlungsfelder so verbinden, 
daß sich diese nicht auf den Charakter von Appellen und wohlge-
meinten Wünschen reduzieren lassen. Für die Gewerkschaften be-
ginnt deshalb der Umweltschutz im Betrieb. Er ist eine wichtige 
Voraussetzung, um die politischen Rahmenbedingungen zu verän-
dern. In der gewerkschaftlichen Betriebspolitik kommt es vor 
allem darauf an, zunächst die Belegschaft davon zu überzeugen, 
daß der Umweltschutz in vielfältiger Weise mit ihrem Interesse 
nach besserem Gesundheitsschutz verbunden ist. Deshalb ist der 
Gesundheitsschutz für betriebliche Aktionen Ausgangspunkt und 
gleichzeitig die Verbindung zwischen Umwelt- und Arbeitsschutz. 
Nur wenn die Arbeitsnehmer rechtzeitig über die Umweltgefahren, 
die die Produktion verursacht, informiert werden, können sie 
ihre Arbeits- und Umweltschutzbelange im Interesse der Erhal-
tung ihrer Gesundheit und Lebensgrundlagen wahrnehmen. Sie müs-
sen davon überzeugt werden, daß ein frühzeitiges Aufgreifen der 
Probleme bei umweltgefährdender Produktion und umweltschädli-
chen Produkten sinnvoller ist, als das Verdrängen der gesund-
heitsschädlichen Produktion bzw. Produkte, von denen sie auch 
indirekt betroffen sind. Zur Verbesserung des Informationssy-
stems für die Arbeitnehmer müssen daher die in den Umweltgeset-
zen vorgeschriebenen Umweltberichte den Belegschaften zur 
Kenntnis gegeben werden. Bisher erfolgt eine Berichterstattung 
seitens der Unternehmensleitung nur in den wenigsten Fällen. 
Ausgehend von der Analyse der betrieblichen Gefährdungsbereiche 
in Verbindung mit dem Arbeitsschutz und unter Einbeziehung der 
jährlich zu erstellenden Umweltberichte können die betriebli-
chen Interessensvertreter ökologisch orientierte Schlußfolge-
rungen ziehen, die dazu führen, daß die Produktionsverfahren 
umgestellt bzw. Ersatzstoffe in der Produktion eingesetzt wer-
den. Deshalb benötigen die betrieblichen Interessenvertreter 
ein Informations- und Entscheidungssystem, das sie in die Lage 
versetzt, die betrieblichen Umweltbelastungen zu bewerten und 
Entscheidungen zu fällen. Die IG Metall will daher für die Be-
triebsräte ein Informationssystem erarbeiten, das zur Einfüh-
rung eines betrieblichen Umweltkatasters führt. Die Einführung 
eines Informations- und Kontrol1 systems über die Vorschriften 
und Einhaltung der Umweltgesetze ist eine wichtige Vorausset-
zung, um betriebliche und branchenbezogene Konzepte zur Umstel-
lung der Produktion zu erarbeiten. Deshalb wird die IG Metall 
in Industriebereichen mit hoher Umweltbelastung zur Umsetzung 
der umweltpolitischen Belange die Bildung von Arbeitskreisen 
"Arbeit und Umwelt" fördern und ihre Informations- und Bil-
dungsarbeit ausweiten. 



AG 2 

AUSSENWIRTSCHAFTLICHE ASPEKTE VON STRUKTURWANDEL UND ÖKOLOGI-

SCHER STRUKTURPOLITIK ^ _ - -

Elmar Altvater' 

Einleitende Bemerkungen 

Daß die "Sachzwänge des Weltmarkts" mit den ökologischen Repro-
duktionsbedingungen und politischen Zielsetzungen von Regierun-
gen der Nationalstaaten und gesellschaftlichen Organisationen 
nicht unbedingt kompatibel sind, ist inzwischen eine zur Bin-
senweisheit reduzierte Wahrheit. Die "Logiken" der Funktions-
räume Weltmarkt und Nationalstaat sind in vielfacher Hinsicht 
nicht identisch. Dies wird schon deutlich, wenn wir die Koordi-
naten natürlicher Entwicklung und menschlichen Handelns, näm-
lich Raum und Zeit, betrachten. Die Zinsbewegungen auf dem mo-
netären Weltmarkt beispielsweise erfassen in kürzesten Zeitab-
schnitten alle Regionen des globalen Raums. Zeit und Raum sind 
für Kredit oder - die jüngsten Finanzinnovationen in Rechnung 
gestellt - verbrieftes Kapital ein lästiger, aber wegen der te-
lematischen Reformen des "electronical banking" fast zu ver-
nachlässigender Faktor. Ganz anders ist dies allerdings beim 
produktiven, in Produktionsmittel investiertem Kapital, dessen 
Rentabilität von strukturellen Bedingungen abhängig ist: Von 
der Technologie, der Verteilung zwischen Lohnarbeit und Kapi-
tal, staatlich gesetzten infrastrukturellen Rahmenbedingungen 
etc.. Es ist unmittelbar einleuchtend, daß strukturelle Fakto-
ren dieser Art keineswegs m i t der Geschwindigkeit geändert wer-
den können, wie die Zinsbewegungen fluktuieren. Die räumliche 
Bindung des produktiven Kapitals ist größer und die zeitliche 
Fixiertheit dauert länger, als dies bei anderen funktionalen 
Kapitalformen (Kredit und Geld) der Fall ist. 

Noch klarer wird die zeitliche und räumliche Bindung freilich 
bei Betrachtung der Produktion als Prozeß der Stoff- und Ener-
gietransformation, der notwendigerweise räumlich situiert und 
für einen mehr oder weniger langen Zeitabschnitt fixiert ist. 
Bei der Produktion geht es also nicht nur um Verwertungshan-
deln, sondern um die Wirkungsweise von ökologischen Naturgeset-
zen, die in ihrer Komplexität noch immer nicht voll bekannt 
sind. Die räumliche und zeitliche Reichweite mancher Produktio-
nen ist gar nicht erforscht, sie ist nur zu vermuten. In der 
Ökonomie beweist Relation (Maße der Produktivität und der Ren-
tabilität), die es zu maximieren, bzw. unter restriktiven Ne-
benbedingungen, zu optimieren gilt. Nur von dieser Warte her 
betrachtet, läßt sich Produzieren als Prozeß der Kombination 
von Produktionsfaktoren interpretieren. Jedoch ist Produktion 
m e h r , nämlich Veränderung ihrer und mithin der Menschen natür-



liehen Grundlagen. Diese Veänderungen erscheinen einerseits in 
der Transformation der Inputs in Outputs, andererseits erfolgen 
sie als "Throughput", durch den beim Produzieren das System der 
natürlichen Ressourcen räumlich über die Kontrollgrenzen und 
zeitlich über den Zeithorizont einzelwirtschaftlichen Entschei-
dens und Handelns hinaus affiziert wird. Damit sind die wohlbe-
kannten "externen Effekte" des Produzierens und Konsumierens 
angesprochen. Daß Treibgase im Haarspray die Ozonschicht der 
Erde gefährden, ist noch nicht sehr lange bekannt. Über die 
räumliche und zeitliche Reichweite eines Atomsupergaus existie-
ren verdrängte Berechnungen; Tschernobyl hat deutlich gemacht, 
welche Konsequenzen die atomare Energieproduktion als "by-pro-
duct" trägt. Daß mit der Anlage eines Hafens zur Erzverschif-
fung in Maranhao (Brasilien), um die Eisenerzvorkommen der in-
zwischen größten Erzmine der Welt (Carajas) auf den Weltmarkt 
werfen zu können, die Mangrovenküste gefährdet wird, ist vor-
stellbar. Daß aber dadurch die kanadische Vogelwelt in ihrer 
Existenz bedroht w i r d , da deren Brutquartiere zerstört werden, 
ist nicht ohne ornithologische Forschungen herauszubekommen. 
Mit anderen Worten: Ökonomisch ist der Weltmarkt schon seit 
Jahrhunderten, seit Heraufkunft des kapitalistischen Weltsy-
stems im "langen 16. Jahrhundert" (Braudel) hergestellt worden, 
und wir sind es daher gewohnt, innerhalb des kapitalistischen 
Weltsystems über ökonomische (Inter)dependenzen "ebenso wie über 
internationale Politik von Nationalstaaten zu reden. Daß die 
zeitliche und räumliche Reichweite moderner Produktionsprozesse 
ebenfalls global geworden ist, ergibt sich freilich aus neuen 
technologischen Entwicklungen der jüngeren Vergangenheit. Dies 
hat aber zur Folge, daß nicht nur außenwirtschaftliche Aspekte 
ökologischer Strukturpolitik zu berücksichtigen sind. Vielmehr 
geht es umgekehrt inzwischen auch um die ökonomischen Konse-
quenzen globaler ökologischer Schädigungen und Katastrophen. In 
das System internationaler Beziehungen, das durch ökonomische 
und politische Interpedenzen - bei ganz formaler Betrachtung -
reproduziert w i r d , interferieren mehr und mehr die ökologischen 
Interdependenzen. Die "Räumlichkeit" der Produktion ist also 
global und die die "Zeitlichkeit" so, daß der "throughput" 
durch die natürlichen Ressourcen immer weniger in einer fernen, 
uns nicht interessierenden (aprés nous le deluge) Zukunft an-
fällt. 

Die Verlagerung von umweltbelastenden Industrien 

Die ökologische Zerstörung ist ja nicht nur für die "Qualität 
des Lebens" relevant, sondern sie gefährdet in manchen Branchen 
und Regionen die ökonomische Rentabilität im engen betriebs-
wirtschaftlichen Sinn. Im brasilianischen Bundesstaat Minas Ge-
rais geht die Eisenerzverhüttung einem baldigen Ende zu, da für 
die Hochöfen auf Holzkohlenbasis der Rohstoff fehlt: Die Wälder 
sind abgeholzt und die Aufforstungsprogramme gescheitert. Ein 
ähnliches Schicksal droht im übrigen in der Region Amazonien, 
wo entlang der neuen (im Februar 1985 eingeweihten) 890 km lan-
gen Eisenbahnlinie von der Erzmine Carajas zum Atlantikhafen 
Sao Luis Eisenhütten errichtet werden (sollen), die ebenfalls 



mit aus dem Holz des Regenwaldes gewonnener Holzkohle das Erz 
zu Gußeisen, Eisenblöcken und Eisenpellets prozessieren sollen. 
Beispiele dieser Art aus den entwickelten Industrieländern 
könnten ebenfalls vorgetragen werden. Zeit- und Raumhorizonte 
des Verwertungshandelns von Unternehmen werden also trotz Fast-
Blindheit der Agenten für das natürliche Ambiente, also für die 
zeitliche und räumliche Reichweite des produzierten "through-
put", erweitert. Bekanntlich wird diese Notwendigkeit den Agen-
ten des Verwertungshandelns "aufgeherrscht": Durch Umweltbewe-
gungen und staatliche Aktion. 

Für eine Reihe von Industrien besteht freilich die Möglichkeit, 
sich dem Aufherrschen ökologischer Begrenzungen von Verwer-
tungshandeln durch Produktionsverlagerung ins Ausland zu ent-
ziehen. Ein ganz typisches Beispiel dafür ist der Strukturwan-
del in der Welt-Aluminiumindustrie. Während viele Fabriken in 
den industrialisierten Ländern in den vergangenen Jahren wegen 
der stagnierenden Weltmarktpreise für Aluminiumoxid und Alumi-
nium und den nach den "Ölschocks" steigenden Energiepreisen ge-
schlossen worden sind, wurden im Norden Brasiliens zwei neue 
Produktionskomplexe errichtet, der eine (Alumar) in der Nähe 
von Sao Luis in Maranhao, der andere (Albras und Alunorte) in 
der Nähe von Beiern in Para. Der Komplex der Alumar - ein Kon-
sort ial unternehmen der Alcoa (60 %) und der Billiton Me-
tals/Shell (40 %) - soll nach vollständigem Ausbau drei Millio-
nen Jahrestonnen Tonerde (Aluminiumoxid) und 3 80.000 Jahreston-
nen Aluminium produzieren. Die Investitionssumme des Komplexes 
hat bislang den Betrag von ca. 1,4 Milliarden US Dollar er-
reicht. Der Aluminiumkomplex von Barcarena bei Beiern wird von 
einem joint venture zwischen dem brasilianischen Staatsunter-
nehmen Companhia Vale do Rio Doce und der japanischen Nippon 
Amazon Aluminium Company (NAAC) betrieben. Geplant war die Pro-
zessierung des am Rio Trombetas (ca. 700 km von der Amazonas-
mündung stromaufwärts) lagernden Bauxits in einer Tonerdefabrik 
(Alunorte) zu 800.000 Jahrestonnen Tonerde zu prozessieren, um 
in der Aluminiumfabrik Albras daraus 320.000 Jahrestonnen Alu-
minium für den Export herzustellen. Die Investitionskosten 
sollten für die Tonerdefabrik 580 Mio US Dollar und für das 
Aluminiumprojekt Albras 1,3 Milliarden US Dollar betragen. In 
der Feasibility-Studie über das Projekt aus dem Jahre 1976 wird 
vorgeschlagen, die Tonerde-Fabrik aus der Aluminium-Produktion 
zu desintegrieren - ein Schritt, der sich heute als höchst ne-
gativ für die regionale Entwicklung herausstellt, da infolge 
des Verfalls des Weltmarktpreises für Tonerde der "break-even" 
Preis (von 150 US S/to) weit unterschritten wird (ca. 100 US 
$/to). Die Folge ist, daß die Tonerde-Fabrik, die bereits vor 
dem Aluminiumkomplex die Produktion aufnehmen sollte, nicht 
mehr weitergebaut wird und als Investruine und als Monument des 
Scheiterns nachholender Industrialisierung nun die amazonische 
Flußlandschaft ziert. 

Der wichtigste Grund für die Lokalisierung der Aluminiumhütten 
im brasilianischen Amazonien ist das vergleichsweise billige 
und reichliche Angebot von Elektroenergie. Das hydroelektrische 
Potential der Flüsse des östlichen Amazonien wird auf etwa 



25.000 MW geschätzt. Das inzwischen vom brasilianischen Staat 
für ca. 4 Milliarden US Dollar errichtete hydroelektrische 
Kraftwerk von Tucurui (Stausee mit einer Fläche von 2 430 Qua-
dratkilometern) soll nach Fertigstellung sämtlicher 24 Turbinen 
7960 MW (zum Vergleich: das größte westdeutsche Kraftwerk 
Scholven produziert ca. 4000 MW) liefern. Seit Flutung des 
Stausees im Jahre 1984 beziehen beide Aluminiumkomplexe ihre 
Energie bereits ganz (Albras) oder teilweise (Alumar) vom Was-
serkraftwerk Tucurui, allerdings zu Tarifen, die weit unter den 
Produktionskosten der Elektroenergie liegen. Der Liefervertrag 
der Elektroenergie sieht vor, daß erst dann, wenn der Welt-
marktpreis für Aluminium auf 1600 US Dollar je Tonne ansteigt 
(gegenwärtig ca. 1.200 US $), über die Tarife neu verhandelt 
werden kann. Wie billig die Energieversorgung durch das Kraft-
werk von Tucurui im internationalen Vergleich selbst ohne Sub-
ventionen wäre, ergibt sich daraus, daß in Japan zu Beginn der 
80er Jahre die Kilowattstunde Elektrizität die Aluminiumindu-
strie zwischen 36 und 41/1000 Dollar kostete. 

An dieser Stelle werden bereits einige zentrale Probleme des 
Strukturwandels mit seinen regionalen Implikationen deutlich: 

Erstens sehen w i r , daß die regionale Lokalisierung von Produk-
tionsstätten mit der globalen Veränderung der Struktur einer 
Industrie zu tun hat, zumal in einer hochgradig oligopolisier-
ten Industrie wie im Falle des Aluminiums. Zu einem bedeutenden 
Teil ist der Strukturwandel Resultante von Marktprozessen, zum 
Teil aber auch die Konsequenz von energie- und umweltpoliti-
schen Maßnahmen, auf die die mikroökonomischen (besser: meso-
ökonomischen) Entscheidungsträger reagieren. 

Zweitens. Auf den ersten Blick scheint es sinnvoll zu sein, daß 
hochgradig energieintensive Produktionsprozesse wie diejenigen 
von Aluminium dort lokalisiert werden, w o der Gebrauch erneuer-
barer Energie möglich ist. Jedoch ist der Prozeß der Isolierung 
einer Ressource (Wasserkraft) zum Zwecke ihrer produktiven Nut-
zung notwendigerweise mit der Destruktion anderer Ressourcen 
verbunden. Im Fall der Errichtung eines Stausees ist es die 
Vernichtung von Land, sind es die schwerwiegenden Eingriffe in 
das Ambiente der terrestrischen, aquatischen und Avifauna, die 
tektonischen Gefährdungen und möglicherweise die regionalen und 
darüber hinausgehenden klimatischen Veränderungen. In den Tro-
pen kommen noch die Veänderungen der Wasserqualität infolge der 
Überwucherung der Seeoberfläche mit aquatischen Pflanzen, die 
Entstehung von Brutstätten der Anopheles-Mücke am stehenden Ge-
wässer mit der Folge, daß die Malaria sich wieder ausbreiten 
kann, und - da die Biomasse vor Flutung des Stausees nur unzu-
reichend geräumt worden ist - die Bildung von Faulgasen hinzu. 
Von allen diesen ökologischen Veränderungen wird aber auch eine 
regionale Gesellschaft betroffen, und zwar nicht unbedingt im 
positiven Sinne. Der Strukturwandel der Weltaluminiumindustrie 
hat also eine regionale Komponente im ökologischen und sozialen 
System. 



Drittens. Hinzu kommen natürlich noch die bei der Produktion 
von Tonerde und Aluminium anfallenden Rückstände: Das davon 
ausgehende Gefährdungspotential für die Umwelt ist nicht hoch 
genug einzuschätzen, auch wenn insbesondere das Albras-Projekt 
angibt, 200 Millionen US Dollar für Umweltschutzmaßnahmen auf-
gewendet zu haben und die Kontrollkriterien der Umweltver-
schmutzung sich an der japanischen Umweltschutzgesetzgebung 
orientieren. Im Fall der Alumar, die schon länger als der Kom-
plex von Barcarena fungiert, haben sich aber schon heute, we-
nige Jahre nach Aufnahme der Produktion, gravierende Verände-
rungen der Böden und des Wassers, einschließlich der Mangroven-
küste von Sao Luis, herausgestellt. Die Konsequenzen für die 
lokale Bevölkerung sind negativ: Verlust der Protein-Versor-
gung, da die Krebsfischerei eingeschränkt werden m u ß . Vergif-
tung der lokalen pflanzlichen Mitwelt durch die bei der Produk-
tion anfallenden Abgase. 

Folgen des Verlustes der "Zinssouveränität" 

Ein vierter Punkt kommt hinzu. Es zeigen sich auch konterkarie-
rende, gegenläufige Tendenzen im ökonomischen Prozeß der glo-
balen Umstrukturierung einer Branche. Dabei handelt es sich um 
Widersprüche im ökonomischen System selbst, und nicht erst um 
Interferenzen aus dem InterdependenzZusammenhang von Ökonomie 
und Ökologie. Die Rentabilität der Aluminiumproduktion hängt im 
hohen Maße vom Preis für Elektroenergie ab. Zur Umwandlung der 
Tonerde in Aluminium ist der Aufwand von ca. 16.400 Kilowatt-
stunden notwendig (Verfahren Hai1-Herout). Da die Wasserkraft 
als solche kostenlos zur Verfügung steht, hängen die Kosten der 
Energieproduktion ausschließlich von den Investitionen zur Er-
richtung des Staudamms und des Kraftwerks sowie zur Installie-
rung eines effizienten Hochspannungsnetzes ab,«um die Energie 
vom Produktionsort an die Verbrauchsorte zu transportieren. Es 
handelt sich dabei um kapitalintensive Investitionen, so daß 
der Zins zum entscheidenden Kostenfaktor w i r d . So wird also der 
auf dem monetären Weltmarkt gebildete Zins zum Steuerungsfaktor 
des globalen Strukturwandels. Dabei kommen die unterschied!i-
chen Zeitregimes auf dem monetären Weltmarkt und im regionalen 
Produktionsprozeß, die oben kurz angedeutet wurden, voll zum 
Tragen. Die Zinshausse und der Rohstoffpreisverfal1 der vergan-
genen Jahre hätten es verhindert, daß die Aluminiumindustrie 
sich im Norden Brasiliens angesiedelt hätte, sofern nicht der 
brasilianische Staat durch TarifSubventionen die Wirkung der 
Zinssteigerungen auf die Aluminiumproduzenten abgefangen hätte. 

Innerhalb der InterdependenzbeZiehungen zwischen Ökonomie und 
Ökologie gibt . es also Steuerungsgrößen, die Interdependenzbe-
ziehungen in Dependenzbeziehungen verwandeln können. Wenn erst 
einmal die "Zinssouveränität" verloren gegangen ist, sind wirt-
schaftspolitische Maßnahmen - beschäftigungspolitische ebenso 
wie umweltpolitische - nur noch unter Berücksichtigung der re-
stringierenden Größe Zins möglich. Darauf haben sowohl Wirt-
schaftspolitiker in Brasilien als auch in der Bundesrepublik 



Deutschland (und natürlich in anderen Ländern) hingewiesen. 
Nicht nur, daß mit der Höhe der Zinsen die Investitionskosten 
von Projekten positiv korrelieren, und nicht nur, daß mit der 
Höhe der Zinsen die Belastung des Staatshaushalts ansteigt; bei 
fallender Durchschnittsrentabilität des Kapitals, werden bei 
steigenden Zinsen Finanzanlagen gegenüber produktiven Anlagen 
interessant. Die erste Hälfte der 80er Jahre hat diesen Mecha-
nismus eindringlich gezeigt. 

Wenn generell infolge der Zinsentwicklung weniger investiert 
wird - und die Investitionsquote sowohl am Bruttoinlandsprodukt 
gemessen als auch auf den Nettobetriebsüberschuß bezogen ist in 
allen Industrieländern dramatisch zurückgegangen - , dann wird 
auch weniger in UmweltSchutzmaßnahmen investiert. Daß in Zeiten 
fallender Realkapitalrentabilität und hoher Geldkapitalrentabi-
lität bei liquider Anlage im internationalen Bankensystem diese 
Einsparungen eine größere Bedeutung haben als in Phasen niedri-
ger Zinsen und hoher Kapitalrentabilität, dürfte eine plausible 
Hypothese sein. 

Die weltwirtschaftliche Konservierung von Strukturen durch Um-
welt S c h u t z m a ß n a h m e n 

Auf eine andere Dimension außenwirtschaftlicher Bedingtheit von 
ökologischem Strukturwandel sei kurz hingewiesen. In dem Maße, 
wie Umweltschützauflagen in der Produktion (aber auch im Kon-
sumtionsprozeß ) weltweit erlassen und teilweise normiert wer-
den , entsteht natürlich ein Markt für umweitschützende Maschi-
nerie undd Anlagen. Einzelnen Industriezweigen und Ländern wird 
die Entwicklung dieses Marktes durchaus zugute kommen. Es ist 
also nicht ausgeschlossen, daß sich im Rahmen der neuen inter-
nationalen Arbeitsteilung neue Märkte mit neuen Produkten bil-
den , die die "traditionelle" internationale Arbeitsteilung mit 
dominanten Sektoren dominanter Industrieländer stärken. Von 
dieser Tendenz dürften Unternehmen exportintensiver Länder wie 
die Bundesrepublik Deutschland und Japan profitieren und - so-
fern sie die angesprochene Tendenz nutzen - auch zukünftig ihre 
Anteile am Welthandel halten oder gar ausbauen können. Die ein-
schränkende Bedingung ist freilich zu machen, daß durch Ver-
schuldungskrise und Protektionismus nicht überhaupt der Welt-
markt eingeschränkt wird. 

Allerdings muß auch der Charakter der auf diesem Markt gehan-
delten Waren in Rechnung gestel1t werden, der von den sonstigen 
Waren doch recht verschieden ist: Denn weder handelt es sich um 
konsumierbare Güter noch um Mittel zu ihrer Produktion (Produk-
tionsmittel , Produktionsgüter, Investitionsgüter), sondern um 
flankierende Mittel zur Verhinderung der Produktion von "by-
products" bzw. ihrer weitgehenden Neutralisierung, Eindämmung 
oder Entsorgung. 

Auf längere Frist wird freilich gar nichts anderes übrig blei-
ben . Nicht nur wegen der viel diskutierten "Krise des Fordis-
mus" sondern wegen des Charakters der Umweltschutzgüter mit 
konservativer Zwecksetzung (zur Reparatur und Entsorgung): Die-



jenigen Industriezweige, die diese Güter herstellen, finden 
zwar einen Markt; die Unternehmen jedoch, die diese Güter als 
Produktions- und Investitionsgüter einsetzen müssen, erhöhen 
ohne Zweifel die Kapitalintensität und senken, sofern die Ar-
beitsproduktivität nicht kompensierend ansteigt, die Kapital-
produktivität mit negativen Konsequenzen für die Entwicklung 
der Profitrate. Der von der OECD festgestellte negative Trend 
der Profitraten in den Industrieländern würde dadurch einen 
weiteren Impuls erhalten und eine Überwindung der Stagnation 
der 80er Jahre erschweren. Das Argument, auch wenn es ideolo-
gisch zur Umdefinition politischer Optionen in "Sachzwänge" 
verwendet w i r d , ist deshalb ja nicht grundsätzlich falsch: Daß 
der Umweltschutz durch Internalisierungsstrategien Kosten ver-
ursacht, die dann als schädlich für die Wettbewerbsposition auf 
dem Weltmarkt abzuwälzen versucht werden. Auch wenn also Um-
weltschutzmaßnahmen ergriffen werden, sorgt dieser bu.ilt-in Me-
chanismus dafür, daß sie auf jeden Fall suboptimal bezogen auf 
das gesetzte Ziel bleiben. Erst mit neuen Produktionsstrate-
gien, Produktpaletten und Konsummustern läßt sich ein Ausweg 
aus dieser Falle finden. 



Wolfgang Sachs 

Weltmarkt: High-Tech im Norden bedroht Exporte im Süden 

Ökologischer Strukturwandel, welches Gesicht er auch immer an-
nehmen m a g , beruht auf einer Affinität von ökologischer Per-
spektive und technologischer Innovation. Die Verwandtschaft 
beider wird darin gesehen, daß die Einführung von Mikroelektro-
nik, neuer Werkstoffe oder Biotechnologie dazu beiträgt, den 
volkswirtschaftlichen Durchsatz an Öl und mineralischen Roh-
stoffen zu reduzieren, indem Produktion und Konsum rationali-
siert werden oder das Gewicht wirtschaftlicher Tätigkeit sich 
mehr auf nicht-schwerindustrielle Bereiche verschiebt. Die Aus-
wirkung neuer Technologien auf die internationale Arbeitstei-
lung ist deshalb ein zentraler Aspekt der weltwirtschaftlichen 
Folgen eines ökologischen Strukturwandels. 

Entwicklungsländer sind von Umstrukturierungen in Industrielän-
dern in ihrer Eigenschaft als Importeure von Kapital- und Kon-
sumgütern wie als Exporteure von Agrarprodukten, Rohstoffen und 
Fertigwaren betroffen. Durch den Übergang zur High-Tech-Gesell-
schaft werden sie als Importeure mit einer neuen Stufe techno-
logischer Abhängigkeit konfrontiert, doch soll diese Seite der 
Auswirkungen hier weiter nicht behandelt werden. Als Exporteure 
haben sie es m i t einem Wandel in Struktur und Intensität der 
Nachfrage aus den Industrieländern zu tun; wie aber wird die 
Einführung neuer Technologien im Norden die Nachfrage nach ih-
ren Rohstoffen, Agrarprodukten und Konsumgütern beeinflussen? 

Die Nachfrage nach Öl und mineralischen Rohstoffen sinkt 

Der Verfall des Weltmarktpreises für Ö l , der schon Mexiko an 
den Rand des Bankrotts getrieben hat, ist nur die Anfangsphase 
einer zunehmend schlechteren Marktposition der ölexportierenden 
Länder. Energiesparen und ein Übergang zu erneuerbaren Energie-
trägern lassen den Vorteil, den diese Länder gerade erst in den 
70er Jahren gewonnen haben, in Zukunft wieder drastisch 
schrumpfen, während nicht-ölexportierende Entwicklungsländer 
sich davon eine Entlastung versprechen können. Neue Technolo-
gien zielen darauf ab, den Energiegehalt eines Produktes oder 
eines Produktionsprozesses zu verringern, was sich natürlich in 
sinkender Nachfrage nach Öl niederschlägt. Biotechnologische 
Verfahren nachen Öl als Rohstoff in der chemischen Industrie 
ersetzbar, während vor allem die Verbreitung von Mikroprozesso-
ren bis in die gesellschaftlichen Kapillarien hinein, an den 
Orten des Verbrauchs den Energiefluß vermindert und dazu führt, 
die Gesellschaft sozusagen einer energetischen Schlankheitskur 
zu unterziehen. Mikroprozessoren sorgen im Auto für effizienten 
Treibstoff verbrauch, auf Bildschirmen wird b<2i der Fertigung 
der Ressourcenfluß überwacht und Regelungselektronik stellt im 
Haus das Heizungs- und Kühlsystem nach Tageszeit, Außentempera-
tur und Nutzung der Räume ein. Die neuen Technologien trimmen 
den aufgeblähten Verbrauch der alten Technologien. 



Ähnliche Vorgänge lassen sich bei der Nachfrage nach minerali-
schen Rohstoffen absehen. Die Biotechnologie etwa verhilft 
dazu, einheimische Rohstoffvorkommen besser zu nutzen, weil mit 
den Verfahren der Bakterienauswaschung auch Vorkommen mit einem 
niedrigen Grad an Materialanteil ausbeutbar werden. Ebenso las-
sen sich in biologischen Recycling-Verfahren mehr wertvolle Ma-
terialien wiedergewinnen als mit herkömmlichen Methoden. Immer 
uninteressanter werden auf der anderen Seite des Materialver-
brauchs konventionelle Materialien wie Kupfer, Nickel oder 
Stahl. So werden Autos mit Kunststoffkarosserien und Keramikmo-
toren fahren und selbst Altstadtlampen sind heutzutage kaum 
mehr aus Gußeisen, sondern aus bronzebemaltem Hartschaum. Die 
Substitution von Kupferdraht mit Glasfaser im Telefondienst il-
lustriert besonders schön die gleichzeitige Ersparnis von Mate-
rial und Energie: 2 5-50 Kilogramm Glasfaserkabel übertragen 
etwa ebensoviel Telefonimpulse wie eine Tonne Kupferdraht, wäh-
rend sie noch dazu bei ihrer Herstellung nur 5 % der Energie 
brauchen, die eine Tonne Kupferdraht, während sie noch dazu bei 
ihrer Herstellung nur 5 % der Energie brauchen, die eine Tonne 
Kupferdraht benötigt. Darüber hinaus wird auch der Anteil von 
Materialien in Produkten geringer: Ihr Kostenanteil in einem 
Mikrochip macht 1-3 % aus, während in einem Automobil 4 0 % und 
in Töpfen und Pfannen 60 % der Kosten für Materialien zu veran-
schlagen sind. Insgesamt setzt sich damit die langfristige Ten-
denz fort, daß sich der Industriesektor zunehmend vom Rohstoff-
sektor abkoppelt; die Menge von Rohmaterial, die heute in eine 
Einheit Industrieproduktion geht, beträgt nur mehr 2/5 der 
Menge, die 1900 nötig w a r . 

Für manche Agrarprodukte findet sich Ersatz 

Sehr viel unübersichtlicher ist der Einfluß neuer Technologien 
auf die Nachfrage nach Agrarexporten aus der Dritten Welt, 
nicht nur weil der Weltagrarmarkt sehr komplex ist, sondern 
auch weil die industrielle Anwendung der Biotechnologie noch 
weithin Zukunftsmusik darstellt. Eine generelle Tendenz bio-
technischer Eingriffe liegt darin, daß die landwirtschaftliche 
Produktion von der Natur, das heißt von der Bodenbeschaffen-
heit, dem Klima und den Reifungszeiten, unabhängiger w i r d . Da-
mit können bestimmte Anbaugebiete ihre komparativen Vorteile 
verlieren, die Agrarproduktion ist nicht mehr so sehr standort-
gebunden, und die Gesetze des Marktes können eher die Position 
eines Exportprodukts unterminieren. Wichtiger aber ist in nähe-
rer Zukunft die Ersetzbarkeit mancher Erzeugnisse, die bisher 
angebaut wurden, durch künstliche Produkte, die fortan in Bio-
fabriken synthetisiert werden. Ein Beispiel wären Sojabohnen, 
ein Futtermittel, dessen Ersatz durch "single cell proteins" 
möglicherweise bald marktfähig wird, mit schweren Konsequenzen 
für einige Exportländer. Ansonsten steigt sicherlich die Aus-
tauschbarkeit von Basisrohstoffen, wobei dasselbe Endprodukt 
aus unterschiedlichen Stoffen wie Ö l , Bambus, Milch oder Zuc-
kerrohr gewonnen wird. Ein spektakulärer Fall ist hier die Sub-
stitution von Rohzucker durch Mais oder Kartoffeln, welche be-
reits den Preis für Zu'cker in den Keller sacken ließ. 



Konsumgüter verlieren Vorteil geringer Lohnkosten 

Die 70er Jahre hatten den Einbruch der sogenannten Schwellen-
länder in den Exportmarkt für Industrieerzeugnisse gesehen. 
Dieser Gewinn beruhte zu einem guten Teil auf dem komparativen 
Vorteil niedriger Lohnkosten, die besonders bei arbeitsintensi-
ver Massenherstellung ins Gewicht fallen. Die Verlagerung sol-
cher Industrien in Billiglohnländer stand folglich auf der Ta-
gesordnung. Mit zunehmender Automatisierung der Produktion je-
doch sinkt der Anteil der Lohnkosten an den gesamten Produkti-
onskosten, so daß der Wert dieses Vorteils schwindet. Zudem 
steigen bei Automatisierung die Ansprüche an die durchschnitt-
liche Qualifikation der noch Beschäftigten, was wiederum Ent-
wicklungsländer ins Nachtei1 bringt. 

Flexible Automation läßt auch jene globale Strategie hinfällig 
werden, in deren Kontext manche Produktionsverlagerung erst ih-
ren Stellenwert erhalten hatte: Für ein Weltprodukt sollten die 
jeweiligen Komponenten im je faktorgünstigsten Land hergestellt 
werden. Denn flexible Fertigung löst die Verknüpfung zwischen 
Automation und Massenproduktion, womit "economies of scale" die 
Nachteile wie geringe Nachfrageflexibilität, Innovationsfeind-
lichkeit und Bindung von Kapital nicht mehr wettmachen. Der 
Verdacht ist nicht von der Hand zu weisen, daß es sich bei der 
"neuen internationalen Arbeitsteilung" schon um Schnee von ge-
stern handelt. 

Grundlage von Entwicklungstheorien entfällt 

Der Übergang zu neuen Technologien im Norden droht die Position 
von Dritte-We1t-Ländern auf dem Weltmarkt, vielleicht mit Aus-
nahme der asiatischen Vier, drastisch zu verschlechtern. Die 
abzusehende Exportschwäche für Agrarprodukte und Rohstoffe wird 
besonders die am wenigsten entwickelten Länder treffen, deren 
Export besonders daraus besteht, und die schwächere Nachfrage 
nach Öl besonders die OPEC-Länder. Die Schwellenländer haben 
darunter weniger zu leiden, so daß die Polarisierung innerhalb 
der Dritten Welt zunehmen wird, zuma1 der Verfal1 des Lohnko-
stenvorteil s für die Zukunft kaum mehr den Einstieg in eine ex-
port- orientierte Industrialisierung gestatten wird. Damit ent-
fällt die Grundlage herkömmlicher Entwicklungsstrategien, die 
auf einer Integration in den Weltmarkt über den Export, sei es 
der von Rohstoffen oder neuerdings der von lohngünstigen Mas-
sengütern, gesetzt hatten. 

Entwicklungsländer sind unter dieser Perspektive gut beraten, 
von export-orientierten Strategien Abstand zu nehmen und sich 
auf eine innen-geleitete Strategie zu konzentrieren.."Self-Re-
liance" wird endgültig von einer Frage der Moral zu einer des 
Überlebens. Gleichzeitig scheint der Spielraum dafür größer zu 
werden, als die Ressourcen der Dritten Welt für die Industrie-
produktion des Nordens weniger wichtig werden und damit mögli-
cherweise die Zeit des Imperialismus im eigentlichen Sinne an 
ihr Ende gekommen ist. 



AG 3 

DIE TECHNISCHE SEITE DES WIRTSCHAFTLICHEN STRUKTURWANDELS UND MÖGLICHER 
UMWELTENTLASTUNG 

Antje Theißen 

Strukturwandel, und umweltentlastender technischer Fortschritt 
am Beispiel der bundesdeutschen Stahlindustrie 

1. Einleitung
 : 

Die Industrialisierung von Volkswirtschaften ist gekennzeichnet 
durch einen wachsenden Grundstoffverbrauch. Verbrauchsdaten 
über Energie, Stahl, Zement u.ä. wurden über lange Zeit hinweg 
geradezu als Erfolgsindikatoren wachsender Wirtschaften angese-
hen. In den letzten Jahren aber nimmt die Nachfrage nach vielen 
Grundstoffen trotz Wirtschaftswachstum in den Industrieländern 
ab. Diese Abkoppelung der Nachfrage vom Wirtschaftswachstum 
scheint vor allem für den Stahlsektor zuzutreffen. 

In der Bundesrepublik Deutschland befindet sich die Stahlindu-
strie seit Mitte der 70er Jahre in einer Krise, die weitgehend 
auf sektorale Strukturveränderungen zurückgeführt werden k a n n . 
Im gleichen Zeitraum ist die Umweltintensität der bundesdeut-
schen Stahlproduktion sowohl absolut wie auch relativ zurückge-
gangen. Es stellt sich daher die Frage, ob dieser Rückgang der 
Umweltintensität allein durch die einsetzenden Umweltregulie-
rüngen oder zumindest teilweise auch durch den Strukturwandel 
erklärt werden kann. 

Bei einem durch Strukturwandel bedingten Rückgang der Produk-
tion sinken naturgemäß die absoluten Emissionen des betreffen-
den Sektors. Darüber hinaus wäre denkbar, daß durch den Struk-
turwandel sich in dem Sektor auch ein technischer Wandel voll-
zieht, der möglicherweise zur Senkung der spezifischen Emissio-
nen beiträgt. Ein technischer Fortschritt als Reaktion auf 
Nachfrageänderungen ist in zweifacher Weise möglich. Zum einen 
könnten die Sektoren neue Produkte entwickeln, die möglicher-
weise mit neuen Produktionstechniken hergestellt werden. Zum 
anderen könnten sie bemüht sein, ihre Produktionskapazitäten 
der veränderten Nachfrage anzupassen, d.h. unrentable Anlagen 
stillzulegen. Inwieweit die bundesdeutsche Stahlindustrie mit 
einem technischen Wandel auf die Strukturkrise reagiert hat und 
welche Umweltentlastungen möglicherweise mit diesem technischen 
Wandel verbunden waren, soll im folgenden skizziert werden. 

2. Strukturelle Gründe für die Entwicklung der bundesdeutschen 
Rohstahlproduktion seit 1974 und zugehörige absolute 
Staubemissionen 

Das absolute Produktionsmaximum der bundesdeutschen Stahlindu-
strie wurde 1974 erreicht und betrug rund 53 Mio t Rohstahl. 
1975 sank die Rohstahlerzeugung auf nur noch ca. 40 Mio t. 
Seither schwankte die Erzeugung stark; so stieg sie bis 1979 
wieder auf 46 Mio t, um danach bis 1983 auf 35,7 Mio t abzufal-
len. 1985 belief sie sich auf rund 40 Mio t. (vgl. Schä-
fer/Kreutzer/Anton, 1985, S. 1150) 



Rohstahlerzeugung in Deutschland und deren Aufteilung nach Verfahren ab 1945 für die Bundesrepublik Deutschland 

Der Rückgang der Stahlproduktion ist zum einen durch konjunktu-
relle Faktoren bedingt. Durch die Weltrezession des Jahres 1975 
verringerte sich die Investitionstätigkeit, die der Hauptträger 
des StahlVerbrauchs ist. Insbesondere die Automobilindustrie, 
der Schiffbau und die Bauwirtschaft fragten weniger Stahl nach. 

Gleichzeitig verstärkte eine Reihe struktureller Ursachen den 
Nachfragerückgang. So konnte Stahl aufgrund technischen Fort-
schritts bei der Stahl Verarbeitung eingespart v/erden, z.B. 
durch bessere Konstruktion von Stahlteilen. Außerdem wurde 
Stahl zunehmend durch andere Werkstoffe substituiert, bei-
spielsweise durch Kunststoffe und Leichtmetalle in der Automo-
bilindustrie. (vgl. Bartling 1984, S 444) 

Ein Ausgleich dieses binnenländischen Nachfragerückgangs durch 
verstärkten Export war und ist nicht möglich, weil die bundes-
deutsche Stahlindustrie bereits jetzt fast 40 % ihres Stahls 
exportiert und zunehmend auf Restriktionen und Handelsschranken 
stößt. Neue Märkte in den Entwicklungsländern weden sich kaum 
eröffnen lassen. Zwar wird der Stahlverbrauch dieser Länder in 
den kommenden Jahren voraussichtlich überproportional zu ihrem 
Wirtschaftswachstum steigen. Gleichzeitig wird die Rohstahler-



zeugung aber in vielen Entwicklungsländern ausgeweitet; so hat 
sich seit 1974 der Anteil der Entwicklungsländer an der Welt-
stahlerzeugung von 4 % auf 10 % erhöht, während der Anteil der 
Industrieländer von zwei Drittel auf die Hälfte zurückging, 
(vgl. Vondran 1985, S. 545) 

"Wie steht nun diese Entwicklung der Stahlproduktion im Verhält-
nis zu der Entwicklung der Staubemissionen? Im Zeitraum 1974 
bis 1980 gingen die absoluten Staubemissionen aus der Roh-
stahlerzeugung fast kontinuierlich zurück. Während sie sich 
1974 noch auf 46.000 t beliefen, betrugen sie im Jahr 1980 rund. 
17.000 t. 

U B A Staubemissionen aus der Rohstahlerzeugung lU-Eml 
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Damit könnte ein umweltpolitischer Gratiseffekt als Folge der 
strukturell bedingten Verminderung der Stahlproduktion vermutet 
werden. Der absolute Rückgang der Stahlproduktion und damit der 
absoluten Emissionen dieser Branche sagt aber nichts über den 
Umweltnettoeffekt für die Volkswirtschaft aus. Der Rückgang der 
stahlspezifischen Emissionen und die absolute Umweltentlastung 
wären nur dann identisch, wenn die Nachfrage nach Stahl sich 
gleichsam ersatzlos reduziert hätte. Für die Bereiche, in denen 
Stahl aufgrund höherwertiger Qualitäten und/oder besserer Ver-
arbeitung eigespart werden konnte, trifft dies zu, nicht jedoch 
in jenen Bereichen, in denen Stahl durch andere Stoffe substi-
tuiert wurde. Hier muß vielmehr die Umweltintensität der Pro-
duktion von Substituten mit derjenigen der Stahlerzeugung verg-



liehen werden. Dabei kann nicht ausgeschlossen werden, daß die 
Produktion der Substitute mit größerer Umweltintensität als 
derjenigen des Stahls erfolgt. Ein Rückgang der absoluten Emis-
sionen eines Sektors aufgrund Strukturwandels bedeutet also 
nicht zwangsläufig eine Umweltentlastung für die gesamte Volks-
wirtschaft. 

3. Auswirkungen des Strukturwandels auf die Produktionstechnik 
von Stahlwerken und die damit verbundenen spezifischen 
Emissionen 

Vergleicht man die Entwicklung der absoluten Staubemissionen 
mit der jeweiligen Stahlproduktion, so zeigt sich, daß die 
Staubbelastung auch in den Jahren abgenommen hat, in denen ein 
leichter Anstieg bei der Rohstahlerzeugung zu verzeichnen war. 
Dies deutet darauf hin, daß im gleichen Zeitraum die spezifi-
schen Staubemissionen nicht unerheblich gesenkt werden konnten. 

Für diese Entwicklung gibt es sicherlich eine Reihe von Ursa-
chen; nicht zuletzt die Tatsache, daß 1974 erstmals von Seiten 
der Bundesregierung Instrumente zur Luftreinhaltung, wie bei-
spielsweise das BImSchG und die TA Luft, verabschiedet wurden. 
Ein wesentlicher Grund dürfte aber auch der technische Fort-
schritt in den Vefahren zur Rohstahlerzeugung gewesen sein, 
insbesondere der Ersatz des Siemens-Martin-Stahls durch Blas-
und Elektrostahl. 

Im Jahr 1975 wurde der Rohstahl in der Bundesrepublik Deutsch-
land mittels drei Verfahren hergestellt: Dem Siemens-Martin-
Verfahren (SM-Verfahren), dem Blasstahlverfahren und dem Elek-
trostahl verfahren . Das Blasstahlverfahren weist gegenüber dem 
SM-Verfahren eine Reihe von Vorteilen auf. So ist seine Ener-
gieausnut zung wesentlich besser und die Ausbringung an Rohstahl 
höher (über 9 0 %). Darüber hinaus sind mit dem Blasstahlverfah-
ren metallurgische Vorteile und damit Qualitätsverbesserungen 
verbunden. Es lassen sich die Vorteile des mittels ausgereifter 
Hochofentechnologie verbesserten Roheisens nutzen und reinerer 
Rohstahl herstellen. 

Elektrostahlwerke haben gegenüber SM- und Blasstahlwerken den 
Vorzug, daß sie von Hüttenwerken, insbesondere von Hochofenwer-
ken unabhängig sind, weil in ihnen nur Schrott und/oder Eisen-
schwamm eingesetzt wird. Da es sich um wesentlich kleinere An-
lagen als bei Hüttenwerken handelt, sind ihre Baukosten absolut 
und relativ geringer und sie können leichter den wechselnden 
Wirtschaftslagen angepaßt werden. 

In Elektrostah1werken können aufgrund der hohen mit dem Licht-
bogen erzielbaren Schmelztemperaturen und den reduzierenden 
Ofenbedingungen hoch legierte Edel stähle hergestellt werden. 
Dies ist in SM- und Blasstahlwerken nicht möglich. 

Blas- und Elektrostahlwerke sind nicht nur aus Produktivitäts-
bzw . Qualitätsgründen vorteilhafter als SM-Werke; sie sind 
gleichzeitig auch umweltfreundlicher. Dies verdeutlicht ein 



Vergleich der spezifischen Staubemissionen. Während die spezi-
fischen Staubemissionen eines SM-Stahlwerks 1974 rund 1,4 kg/t 
Rohstahl betrugen, beliefen sich diejenigen eines Elektrostahl-? 
werks auf 0,5 5 kg/t Rohstahl und die eines Blasstahlwerks auf 
rund 0,5 kg/t Rohstahl. (vgl. Graphik §) 

Zurückzuführen ist dies in erster Linie darauf, daß Blas- und 
Elektrostahlwerke wesentlich einfacher mit Entstaubungsanlagen 

U B A Entwicklung der mittleren Emissionsfaktoren LU-Emi 
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Die Graphik 1 verdeutlicht, daß sich die bereits seit den 60er 
Jahren vollziehende Verdrängung des SM-Stahls durch den Blas-
stahl, und teilweise auch durch den Elektrostahl, nach 1975 
wieder beschleunigte. Die SM-Stahlprodu.ktion ging stetig zurück 
und wurde 1982 völlig beendet. Im Zeitraum 1975 bis 1981 stieg 
die Blasstahlproduktion an und stagnierte dann. 

Diese Beschleunigung der Verdrängung von SM- durch Blasstahl 
könnte auf strukturelle Faktoren zurückzuführen sein, da in ei-
ner Krise zunächst die älteren und weniger wirtschaftlichen An-
lagen stillgelegt werden dürften. Insofern kann bei den spezi-
fischen Emissionen von einem strukturell bedingten umweltpoli-
tischen Gratiseffekt als Folge von Stillegungen umweltintensi-
ver Techniken gesprochen werden. Allerdings ist dieser Gratis-
effekt als relativ bescheiden anzusehen, weil er lediglich aus 
der Beschleunigung eines sich bereits weitgehend vollzogenen 
Prozesses resultiert. Immerhin wurden bereits 1974 rund 70 % 
des Rohstahls in Blasstahlwerken hergestellt und nur ca. 17 % 
in SM-Werken. 



Ein zweiter, wenn auch wesentlich geringerer Verdrängungseffekt 
beim SM-Stahl ergibt sich durch den vemehrten Einsatz von Elek-
trostahlwerken. Während der Anstieg der Blasstahlproduktion 
überwiegend durch Stillegungen im SM-Bereich zu erklären ist, 
konnte die Produktion der E1ektrostah1werke nicht nur relativ 
sondern auch absolut gesteigert werden. Deutlich wird dies auch 
an dem Anstieg der Zahl der Elektrolichtbogenöfen von 52 im 
Jahr 1974 auf 66 im Jahr 1983; wobei anzumerken ist, daß die 
neueren Öfen ein größeres Fassungsvermögen haben, die Produkti-
onskapazitäten durch sie also überproportional gesteigert wur-
den. (vgl. Wuppermann, G.Th. 1985, S.26) 

Die positive Entwicklung der E1ektrostah1werke ist mit der zu-
nehmenden Substitution des Stahls durch andere Werkstoffe zu 
erklären. Infolge dieser Substitution waren die Stahlhersteller 
gezwungen, neue Stahlqualitäten zu erzeugen, die mit den Eigen-
schaften der Substitute konkurrieren konnten. Der Anteil der 
Grundstähle an der bundesdeutschen Stahlerzeugung ist zurückge-
gangen. Heute machen technisch anspruchsvolle Produkte, insbe-
sondere die nur in Elektrostahlwerken herstellbaren Edelstähle, 
mehr als zwei Drittel der deutschen Stahlerzeugung aus. (vgl. 
Vondran 1985, S.545f) Da die umweltfreundlicheren Elektrostahl-
werke teilweise die SM-Werke verdrängten, hat sich ein umwelt-
politischer Gratiseffekt ergeben. 

Bei den sich aus dem verstärkten Einsatz von Blas- und Elektro-
stahlwerken ergebenden Umweltgratiseffekten darf eines nicht 
verkannt werden: Die Umweltfreundlichkeit dieser Techniken re-
sultiert in erster Linie aus der Tatsache, daß beide Techniken 
im Vergleich zu SM-Werken einfacher nachträglich entstaubt wer-
den können. Ob diese Entstaubung aber durchgeführt wird, ist 
nicht Folge eines Strukturwandels, sondern Reaktion auf gesetz-
liche Umweltvorschriften. Insofern kann zwar die Tatsache, daß 
Blas- und Elektrostahlwerke eingesetzt werden, dem Strukturwan-
del zugeschrieben werden, nicht aber die Tatsache, daß diese 
Werke umweltfreundlicher sind. Letztere ergibt sich eher zufäl-
lig aus der Art der eingesetzten wirtschaftlichen Techniken 
bzw. aus gesetzlichen Umweltschutzvorschriften. 

4. Schlußbemerkungen 

Das Beispiel der bundesdeutschen Stahlwerke zeigt: Strukturwan-
del im Sinne des Rückgangs der Nachfrage nach den Produkten 
einzelner Sektoren bewirkt zwar den Rückgang der absoluten 
Emissionen dieser Sektoren. Dies kann aber solange nicht unein-
geschränkt als umweltpolitischer Gratiseffekt angesehen werden, 
wie kein Vergleich mit bei der Produktion von Substituten frei-
werdenden Emissionen stattfindet. 

Der Rückgang der spezifischen Emissionen eines Sektors ergibt 
sich aus den gesetzlichen Umweltauflagen bzw. eher zufällig aus 
der Art der eingesetzten wirtschaftlichen Techniken und kann 
nicht ursächlich mit dem Strukturwandel in Verbindung gebracht 
werden. 



Für eine ökologische Strukturpolitik folgt daraus im Prinzip 
das gleiche wie für jede andere vorausschauende Strukturpolitik 
auch: 

Sie sollte darauf ausgerichtet sein, zunächst alle strukturkon-
servierenden Effekte, die zugleich dem Rückgang der absoluten 
Emissionen entgegenstehen, abzubauen, damit der sich abzeich-
nende Strukturwandel nicht behindert wird. 

Eine ökologische Strukturpolitik müßte darüber hinaus der "Zu-
fälligkeit" umwelttechnischen Fortschritts Rechnung tragen. 
Eine Senkung der spezifischen Emissionen eines Sektors dürfte 
sich am ehesten durch gezielte Innovationsanreize erreichen 
lassen. Eines der wichtigsten Instrumente einer ökologischen 
Strukturpolitik sollte daher eine gezielte F+T-Politik sein, 
die die Betriebe anreizt, sich mit vorzugsweise umweltfreundli-
chen neuen Techniken und/oder Produkten an den Strukturwandel 
anzupassen. 
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Arnim von Gleich 

Entgiftung durch "Sanfte Chemie" und Rückgriff auf naturnahe 
Werk- und Rohstoffe 

Die fast alltäglichen Meldungen über neue Einleitungen von Gif-
ten in den Rhein in den Wochen nach der Katastrophe bei Sandoz 
in Basel haben unser Augenmerk wieder verstärkt auf die alltäg-
liche Vergiftung gerichtet. Die schleichende Belastung von 
Mensch und Umwelt, v . a . durch Anreicherungsgifte, krebserre-
gende, erbgut- und fötusschädigende Stoffe, stellt nach wie vor 
eines der zentralen Probleme der Umweltpolitik dar. 
Zu den problematischsten Stoffen gehören die Schwermetalle so-
wie völlig naturfremde (xenobiotische) synthetische Substanzen. 
Substanzen also, die normalerweise in der Biosphäre nicht vor-
kommen, die die Natur nicht kennt und für die sie evolutionär 
auch keine Stoffwechselwege des Abbaus bzw. der Verarbeitung 
entwickeln konnte, also z.B. die ganze große Gruppe der chlo-
rierten Kohlenwasserstoffe und der organischen Phosphorsäuren, 
die sich meist durch extreme Giftigkeit auszeichnen. Haupter-
zeuger und -verarbeiter der synthetischen xenobiotischen Stoffe 
ist die Chemische Industrie. Haupterzeuger und -Verbreiter der 
Schwermetalle ist hingegen die Grund- und Werkstoffindustrie, 
sind vor allem die Metallhütten und Galvanisierbetriebe aber 
auch die Glashütten und die Zementindustrie. An der Chemischen 
Industrie und der Grundstoffindustrie muß also eine Entgiftung 
primär ansetzen. Wirkliche Entgiftung und nicht nur eine Ver-
schiebung der Gifte aus den Abgasen in das Abwasser, bzw. aus 
dem Abwasser in die Giftmülldeponie ist in beiden Bereichen 
notwendig. Das h.eißt, es muß der Gesamtumschlag dieser Stoffe 
drastisch verringert werden, und es muß nach Alternativen in 
der (Roh)-Stoffbasis gesucht werden. 

1. Muß es wirklich immer Stahl, Glas, Plastik und Beton sein? 

Einer der großen Vorteile von Glas, Plastik, Metallen und Beton 
liegt ohne Zweifel in ihrer guten maschinellen Verarbeitbar-
keit, wenn sie erst in weitgehend homogener bzw. pasteuser Form 
vorliegen. Die hierfür notwendige Homogenisierung und Reinigung 
dieser Stoffe aus natürlichen Stoffgemischen führt aber dazu, 
daß alle natürlichen Begleitsubstanzen als Abfall anfallen. Wer 
aus komplexen Naturstoffgemischen einige Substanzen konzen-
triert, anreichert und reinigt, reichert notwendig auch deren 
Begleitsubstanzen an. Bei der Metal1Verhüttung sind dies eben 
auch Schwermetalle. Erst durch den großen Cadmiumabfal1 bei der 
Zinkherstellung stellte sich z.B. die Frage nach profitablen 
Wegen für dessen Weiterverarbeitung. Die Sache hatte Erfolg, so 
daß wir heute Cadmium in Farben, Kunststoffen, Batterien usw. 
finden und nach der Zwischenstation Müllverbrennungsanlage auf 
unseren Böden anreichern. Auch das Umweltbundesamt (UBA) hat 
inzwischen erkannt, daß hier das an sich sinnvolle Prinzip des 
Recycling bzw. Weiterverarbeitung von Abfällen ein Irrweg w a r , 
der das Problem nur verschlimmerte. Das UBA empfiehlt heute das 
Aufkaufen der Cadmiumabfälle durch den Staat zum Zwecke der 
"sicheren" Endlagerung. Doch auch das ist wieder nur ein Bei-
spiel für das Veschieben von Problemen. 



Eine grundsätzlicher ansetzende Entgiftungsstrategie muß sich 
die Frage stellen, ob nicht auf die Reinigung und Homogenisie-
rung von Stoffen in vielen Fällen verzichtet werden kann. Muß 
es wirklich in allen derzeit dominierenden Anwendungsbereichen 
tatsächlich immer Stahl, Glas, Plastik, Preßspan oder Beton 
sein, oder kann nicht (fast) genausogut mit naturnahen Werk-
u n d R o h s t o f f e n wie Holz, Pflanzenfasern, Leder, Naturstein, 
Lehm usw. gearbeitet werden? Wenn es stimmt, daß ein wesentli-
cher Grund für die bisher dominierende Stellung gereinigter und 
homogenisierter Stoffe darin lag, daß diese einfacher mit star-
ren Maschinen verarbeitet werden können, so ist darüber hinaus 
die Frage zu stellen, ob nicht heutzutage mit erheblich fle-
xibleren Werkzeugmaschinen wieder verstärkt ungereinigte und 
nicht homogenisierte Naturstoffe auch maschinell verarbeitet 
werden können. Im Hausbau könnte man zum Beispiel fast völlig 
auf der Basis solcher naturnaher Stoffe arbeiten, wenn die Vor-
verarbeitung von Naturstein, Lehm, Holz oder Pflanzenfasern, 
bzw. die Herstellung von Verbundwerkstoffen aus diesen, maschi-
nell und damit zu einem akzeptablen Preis erfolgte. Die Forde-
rungen sowohl der Baubiologie als auch einer landschaftsgerech-
ten Architektur könnten so erfüllt werden. 

2. Entgiftung der Chemischen Industrie 

Von den Problemen aus dem Umkreis der formenden Prozesse gehen 
wir nun über zu den stoffumwandelnden Prozessen. Die Vorstel-
lungen zur Entgiftung der Chemischen Industrie, die vor allem 
im Zusammenhang mit der Entgiftungskampagne der Grünen entwic-
kelt wurden, beinhalten drei strategische Schwerpunkte: 1. Ab-
bau von bzw. Verzicht auf besonders problematische Produktions-
und Produktlinien, insbesondere solchen, in deren Zusammenhang 
Dioxine, Dibenzofurane und Phosgen entstehen; 2. Umbau der be-
stehenden chemischen Produktion. Die Konversionsvorstellungen 
reichen hier vom reparativen Umweltschutz durch Filter, Kläran-
lagen usw., über die Umstellung auf risikoärmere Produktions-
verfahren bis zur Produktkonversion (Polyethylen statt PVC) 
oder zur Verwendung von Ersatzstoffen (Silikone statt PCBs). 
Der dritte Schwerpunkt aber beinhaltet den Aufbau einer unab-
hängigen Alternative, den Aufbau einer "Sanften Chemie". 

Dem Konzept der "Sanften Chemie" kommt dabei ein ähnlicher 
strategischer Stellenwert zu, wie ihn die regenerativen Ener-
giequellen in der Energiedebatte hatten. Sie dokumentieren das: 
"Es geht auch anders!". Der Verlauf und das vorläufige Ergebnis 
der Energiedebatte ist aber noch in einer weiteren Hinsicht 
Vorbild für die Entgiftungsdiskussion. Die Kritik entzündete 
sich bekanntlich zunächst an den Atomkraftwerken. Sehr bald ka-
men aber schon die sanfteren und dezentral nutzbaren Energie-
quellen ins Spiel und schließlich wurde die Technikzentrierung 
der Diskussion ganz aufgebrochen. Es war klar geworden, daß das 
gesamte Verbrauchsniveau gesenkt werden m u ß , daß nicht derselbe 
Energieverbrauch durch sanftere Techniken gedeckt werden kann. 
An die Stelle der technikzentrierten trat die bedürfniszen-
trierte Diskussion über Raumwärme, Warmwasserbereitung und En-
ergiesparmöglichkeiten. Zum Schluß dominierte aber eine wirt-
schafts- und strukturpolitische Diskussion über die Regionali-

sierung und Kommunalisierung der Energieversorgung und Energie-
wirtschaft. 



Auch das Konzept einer "Sanften Chemie" verfolgt einen bedürf-
niszentrierten und regionalorientierten Ansatz. Es wird von Be-
dürfnissen und Problemen ausgegangen. Erst dann erhebt sich die 
Frage, ob überhaupt und wenn ja welche Technik bei der Lösung 
zur Anwendung kommen soll. 

Sowohl das Konzept der Verarbeitung naturnaher Werkstoffe durch 
flexible Maschinen als auch das Konzept einer "Sanften Chemie" 
zeichnen sich zudem durch die primäre Orientierung auf regio-
nale Ressourcen und möglichst nachwachsende Rohstoffe und auf 
deren dezentrale Verarbeitung aus. Es würde auch eine erhebli-
che Wiederaufwertung des "ersten", des Agrarsektors zulasten 
des "zweiten", des industriellen Sektors bedeuten. Nicht nur 
die Stoffströme, auch die Waren- und Geldkreisläufe sollen in 
der Region möglichst geschlossen werden. Mehr Autonomie, eine 
größere Unabhängigkeit von Weltmarktzwängen, Konzernen und vom 
Zentralstaat ist schließlich eine notwendige Voraussetzung 
sowohl für eine größere Natur- als auch für eine größere Sozi-
alverträglichkeit der regionalen Produktion. 

3. Harte versus sanfte Farbenchemie - ein Beispiel 

Die Herstellung synthetischer Farben war historisch der Ein-
stieg in die großtechnologische Synthese naturfremder Stoffe, 
vor allem der chlorierten Kohlenwasserstoffe und in die chemi-
sche Großindustrie, die in Deutschland nicht zufällig den Namen 
IG Farben trug. Die größten ökologischen und gesundheitlichen 
Probleme der Herstellung, Verwendung und Entsorgung syntheti-
scher Farben liegen 1. im Bereich der Lösemittel (und zwar 
nicht nur der chlorierten). Hier geht es um Hirnschädigungen 
und um photochemischen Smog; 2. der anorganischen Pigmente. 
Hier geht es um Cadmium, Chrom, Blei, Arsen und um die Dünnsäu-
reproblematik; 3. der synthetischen organischen Pigmente, also 
der Anilinfarben bzw. deren Weiterentwicklungen. Hier geht es 
um zum Teil extreme Giftigkeit, um 7 kg Sondermül1, die entste-
hen, wenn 1 kg Farbe produziert wird und um extrem hohen Ener-
gieverbrauch bei der Synthese; 4. der Bindemittel, das sind vor 
allem Alkyd- Polyester-, Epoxid- oder Polyurethanharze, also 
Kunststoffe mit ihren jeweils speziellen Umwelt- und Gesund-
heitsproblemen; 5. der Entsorgung von Farbresten, Pinelreini-
gern usw.. 

Eine bereits existierende und selbst unter den derzeitigen öko-
nomischen Rahmenbedingungen erfolgreich produzierende Alterna-
tive stellen demgegenüber die Naturfarben dar. Die Naturfarben-
hersteller verwenden fast ausschließlich Naturstoffe, haupt-
sächlich Pflanzenstoffe, also nachwachsende Rohstoffe. Als Lö-
semittel werden aus Baumharz destilliertes Terpentinöl oder Zi-
trusfruchtschalenöl, ein Abfallprodukt der Fruchtsaftherstel-
lung, verwendet. Die -anorganischen Pigmente sind gebrannte Er-
den, allerdings vorläufig mangels Alternativen im Grund- und 
Weißbereich auch Chrompigmente und Titanweis. Die organischen 
Farben werden aus Färbepflanzen wie Krapp, Färberwaid, Reseda 
.usw. ausgekocht. Als Bindemittel werden natürliche Harze ver-
wendet. 



Die hier praktizierte Chemie ist eine vergleichsweise ungefähr-
liche Küchenchemie. Sie kommt ohne hohe Drücke und aggressive 
Chemikalien aus. Die Bearbeitung der Stoffe beschränkt sich im 
Wesentlichen auf das Trennen und Mischen natürlicher Stoffgemi-
sche. "Sanft" heißt hier also weitestgehende Naturbelassenheit 
bzw. eine schonende, sozusagen an der Oberfläche verbleibende, 
nicht bis ins Innerste des Molekülaufbaus vordringende Bearbei-
tung von Stoffgemischen. 

Ein Vergleich zwischen synthetischen Farben und Naturfarben in 
den Bereichen Rohstoffverbrauch, Produktion, Verwendung und 
Entsorgung (siehe Kasten/Tabelle), zeigt die haushohe Überle-
genheit der Naturfarben im Hinblick auf Natur- und Sozialver-
träglichkeit, wobei gewisse Einschränkungen in der Ge-
brauchstauglichkeit z.B. bezüglich der Pflegeleichtigkeit und 
auch eingeschränkte Anwendungsbereiche, zum Beispiel im Hoch-
temperaturbereich nicht verschwiegen zu werden brauchen. 

Das Grundprinzip einer "Sanften Chemie" ist die Verwendung mög-
lichst naturbelassener Stoffe. Die Synthese hochmolekularer 
Substanzen wird gänzlich den Pflanzen überlassen. Sie vollbrin-
gen diese Leistung im Vergleich zur Chemischen Industrie gera-
dezu mühelos, mit der Sonne als Energiequelle und mit Luftsau-
erstoff als "Abfall". Die "Sanfte Chemie" setzt auf die "Mit-
produktivität der Natur" (Bloch). Sie reicht somit schon sehr 
weit an das Ziel heran, das in den USA m i t "Ko-Evolution" oder 
von Bloch mit "Allianztechnik" bezeichnet wurde. 

Ein weiteres Beispiel für die Nutzung dieser Mitproduktivität, 
das auch wieder auf die Zuchtleistungen unserer Altvorderen zu-
rückgreift und das weniger an Inhaltsstoffen denn an pflanzli-
chen Strukturen ansetzt, wäre die Wiedereinführung von Flachs 
als Faserpflanze in Mitteleuropa. Flachs besticht sowohl durch 
mögliche Bodenverbesserungen bei seinem Anbau, als auch durch 
seine mögliche Mehrfachnutzung. So können die Langfasern in der 
Textilproduktion, die Kurzfasern als Asbestersatz in Verbund-
werkstoffen Verwendung finden. Das Leinöl kann als Nahrungsmit-
tel, als Medizin und als Rohstoff für Lacke oder Waschmittel 
eingesetzt werden. 



Das Beispiel Farbenchemie 

Lösemittel 

anor-
ganische 
Pigmente 
(v.a. für 
Loske, A n -
streichfor-
b e n u n d 
zur Kunst-
stof fe infär-
bung) 

organ. 
Farbstoffe 
(v.a. für 
Textil- u n d 
Druck- , 
f ä r b e n i 

Binde-
mittel 

Zusatz-
stoffe 

synthetische Farben 

Stoffe/Verfahren 

a romat i s che Koh len-
wasserstof fe w ie Xy-
lo!, Toluol, Benzo l (als 
Ve runre in igung) Test-
b en z i n (Benzover-
unr.), z.T. s oga r ch lo-
r ier te Koh lenwasser -
stoffe 
A ce t on 
W a s s e r 

zah l re i che schwerme-

ta l lha l t ige P igmente 

An i l in - bzw. A z o f a r b -
stoffe uncj Fo lgep ro -
dukte 

Kunstharze w ie A l -
kyd-, Polyester-, 
Polyurethan-, Epox id -
u n d Ac r y l ha r z e 
PVC 

zum Teil ho chp rob l e -
mat i sche Zusätze als 
B ioz ide, Emu lga to ren , 
Fung iz ide , Hautver -
hinderer, Korros ions-
schutz, Trockenhi l fs-
stoffe, Ver laufsmitte l , 
We i chmache r , Topf-
konserv ie re r v.a. in 
d e n neuen wasser lös-
l i chen l a c k e n 

ProblemeWirkungen 

A r o m a t e n aus Stein-
koh len tee r bzw. E rdö l -
raf f iner ie, be i de s mit 
g r o ß e n Umwe l t - und 
Gesundhe i t sp rob l e -
men , Benzo l : krebser-
z eugend ; a n d e r e A r o -
ma ten : Ve rdach t au f 
Knochenmark s s chä -
den , a l le fe t t lösenden 
Lösemittel: narkot i s ie-
r end u n d nervenschä-
d i gend , Geh i r n s c hä -
d e n be i M a l e r n u n d 
Lack ierern 

z .B. sechswert iges 
C h r o m : k rebse r zeug . , 
d re iwer t iges C h r o m : 
K rebsve rdach t 
Blei: Blutgift 
C a d m i u m : N i e r eng i f t , 
übe r Mü l l v e r b r ennung , 
An r e i c he r ung au f 
B ö d e n 

T i tanwe iß: Dünnsäu re -
p rob lemat i k 

synthetis iert aus Stein-
koh len teer f rak t ion 
schon Rohsto f fgewin-
n u n g mit immensen 
U mwe l t p rob l emen ; 
Synthese mit Energ ie -
v e r b r au ch u n d hoch-
g i f t igen Stoffen; 
au f 1 kg Farbstof f kom-
men 7 kg nicht ver-
we r tba re r Sondermüt ! 

Rohs to f fgew innung mit 
e rheb l i chen Umwel t -
u n d Gesundhe i t sp ro -
b l emen ; 

G e f a h r du r ch M o n o -
mere be i d e r Anwen -
d u n g 

Stoffe u n d G e w i n -
nungsve r f ah ren z.T. un-
bekann t 

Naturfarben 

Stoffe/Verfahren 

Ba l somte rpen t i nö l 
aus H a r z von 
N a d e l b ä u m e n , 
Z i t rusfruchtöl , Leinöl , 
W a s s e r 

g eb r ann t e Erden, 
a b e r a u ch b isher 
mange l s A l te rnat iven: 
T i tanwe iß und 
C h r o m g r ü n 

P f l an zen fa rben 

N a t u r h a r z e 

Probleme/Wirkungen 

nachwachsende Roh-
stoffe! 
de l t a -3 -ca ren aus be-
st immten N a d e l b ä u m e n 
ve ru r sachen Hau tek -
z eme (Ma le rk rä t ze ) 
V e rwendung v o n 
de l to -3 -ca ren- f re iem 
BTÖ empf ieh l t sich 

E rden öko l og i s ch u n d 
gesundhe i t l i ch unbe-
denk l i ch . 

T i tanweiß: a u ch be i 
Dünnsäure - recyc l i ng 
Ab f a l l p r ob l eme , 
G i f t igke i t von Chrom-, 
g r ün 

na chwach sende Roh-
stoffe! 
wäss r i ge r Auszug , A b -
fä l le kompos t i e rba r , 
ke ine Gesundhe i t»- und 
U mwel tge fährdunc j 

n a chwach sende Roh-
stoffe! 
Dest i l lat ion; 
ke ine Gesundhe i t s -
o d e r Umwe l t ge f äh r -
d u n g be i P roduk t i on 
u n d A n w e n d u n g 

(nach Zeschmar, Lahl 1986 und Linden 1986) 

Weitere Beispiele für "Sanfte Chemie" und Allianztechnik liegen 
im Bereich der Waschmittel, wobei sich das Interesse zunehmend 
auf schon in Pflanzen direkt vorkommende waschaktive Substanzen 
konzentriert. So wurden zum Beispiel erste vielversprechende 
Versuche mit Roßkastanien gemacht. Als Alternative zu syntheti-
schen Pestiziden wird v.a. in den Ländern der Dritten Welt in-
tensiv über die interessanten spezifisch insektiziden Wirkungen 
des Neembaumes und vor allem seiner Samen gearbeitet. Auch hier 
wird das Prinzip verfolgt, "von Natur zu lernen", also darauf 
zu achten, wie sich natürliche Organismen gegen Befall schüt-
zen. Schon die Verwendung von Baumharzen im Holzschutz oder 
viele Techniken des biologischen Landbaus beruhen auf diesem 
Prinzip. 



Ein erster Überblick läßt vermuten, daß vor allem die Bereiche 
Wohnen/Bauen, Kleiden/Waschen/Kosmetik sowie Landwirt-
schaft/Essen und NahrungsmittelVerarbeitung weitgehend regiona-
lisiert und auf die dezentrale Produktion und Verarbeitung na-
turnaher bzw. nachwachsender Rohstoffe umgestellt werden kön-
nen. In diesen Bereichen existieren auch heute noch am ehesten 
individuelle Handlungsspielräume für Produzenten und Konsumen-
ten. Hier wäre somit noch am ehesten ein Umstellen auf "Sanfte 
Chemie" und "Sanfte Biotechnik" möglich, ohne daß erst lange 
auf große staatliche Maßnahmen und Programme gewartet werden 
müßte. 

4. Naturverträglichkeit und Sozialverträglichkeit ? 

An dieser Stelle muß aber, um Mißverständnisse zu vermeiden, 
der hier vorgeschlagene Wiederanbau von Färbe- und Faserpflan-
zen in Mitteleuropa von der Zielsetzung der zur Zeit ebenfalls 
stattfindenden Debatte über "Nachwachsende Rohstoffe" für 
Biosprit oder für die Chemische Industrie sowie gegen gewisse 
Ambitionen, die Gentechnologie zu diesen Zwecken einzusetzen, 
abgegrenzt werden. Die staatlichen und industriellen Programme 
zu diesen Themen suchen nach anderen Verwendungsmöglichkeiten 
für Überschüsse aus dem Anbau vorhandener Nahrungspflanzen. Sie 
wollen aus der Misere des EG-Agrarmarktes heraus, ohne ihre auf 
Agrobusiness zielende Landwirtschaftspolitik ändern zu müssen. 
Auch die Chemische Industrie hat mittlerweile das hohe stoffli-
che Niveau von Pflanzenstoffen schätzen gelernt. Sie versucht 
nun die stoffliche Zusammensetzung vorhandener Nahrungspflanzen 
auf ihre Bedürfnisse hin gentechnologisch maßzuschneidern. Bei 
den hier gemachten Vorschlägen geht es dagegen um eine wirkli-
che Erweiterung der Fruchtfolge um Pflanzen, die auch von den 
Standort- und Nährstoffansprüchen her nicht direkt mit Nah-
rungspflanzen konkurrieren. Zudem geht es dabei um Pflanzen mit 
einer sehr langen kultur- und landwirtschaftsgeschichtlichen 
Tradition. Dies mildert auf jeden Fall mögliche Probleme einer 
Flächenkonkurrenz zwischen Nahrungs- und Nutzpflanzen, muß sie 
aber nicht gänzlich aufheben. Auch die Sanfte Chemie ist kein 
Allheilmittel gegen die Grenzen des Wachstums. Der derzeitige 
Textilverbrauch von über 20 kg/Person und Jahr in der BRD wird 
sich wohl kaum halten lassen, wenn auf Naturfarben umgestellt 
wird, damit würden sonst immerhin 400.000 ha allein für Textil-
farben beansprucht. Doch auch die Sozialverträglichkeit solcher 
Umstellungen in der Landwirtschaft und in den verarbeitenden 
Betrieben muß bedacht werden. Eine dezentrale Verarbeitung darf 
eine überhandnehmende Abhängigkeit der Bauern von industriellen 
Großabnehmern erst gar nicht aufkommen lassen, und sie soll 
auch den Rückfluß organischer Restsubstanzen auf die Äcker er-
möglichen. Außerdem dürfen beim Anbau und bei der Verarbeitung 
solcher Faser- und Färbepflanzen keine extremen Arbeitsbedin-
gungen entstehen. Immerhin stammt das Wort "Abrackern" aus den 
körperlichen Anstrengungen bei der Trennung der Fasern von den 
Flachspflanzen und auch die vorhergehende "Röste" zum mikro-
biellen Aufschluß ist, im größeren Maßstab betrieben, ökolo-
gisch ziemlich problematisch gewesen. Nicht zuletzt stammen die 
von Friedrich Engels in seinen Briefen aus dem Wuppertal be-



schriebenen beträchtlichen Verunreinigungen dieses Flüßchens 
noch von Färbebetrieben, die mit dem natürlichen Krapprot ar-
beiteten. Die gesamte Anbau- und Verarbeitungstechnologie ist 
für solche Pflanzen, sowohl was ihre Naturverträglichkeit, als 
auch was ihre SozialVerträglichkeit anbelangt, seit über 100 
Jahren nicht mehr weiter entwickelt worden. Hier eröffnet sich 
ein weites Feld für sinnvolle technische Innovationen. 

Ausführlichere Darstellungen in: 

Linden, Wolfgang: Konversion der Farbstoffindustrie; in: 
AK Chemische Industrie/Katalyse Köln, 
Hrsg.: Gift-Macht-Geld, Köln 1986 

von Gleich, Arnim: Harte oder Sanfte Chemie? In. AK Chemische 
Industrie/Katalyse Köln, Hrsg.: Gift-
Macht-Geld, Köln 1986 

Ders. : Färbe- und Faserpflanzen statt Biosprit. 
Ein alternativer Ansatz in der Debatte um 
nachwachsende Rohstoffe, in: Bauernblatt, 
August 1986 



PODIUMSDISKUSSION: "UMWELTENTLASTUNG DURCH TERTIARISIERUNG ?" 

Reinhard Pfriem, IÖW: Wir stellen uns den Ablauf heute so 
vor, daß wir zwei große Blöcke haben werden, und zwar soll im 
ersten Block der Frage nach dem analytischen Befund nachgegan-
gen werden, also inwieweit der stattfindende Strukturwandel 
bzw. die stattfindende Tertiarisierung Umweltentlastung produ-
ziert. 

Im zweiten Teil soll es dann um die Frage der Handlungsmöglich-
keiten gehen: Welche Möglichkeiten gibt es eigentlich durch 
Wirtschaftsstrukturpolitik, vielleicht auch durch bestimmte In-
strumente, umweltpolitisch wünschenswerten Strukturwandel zu 
befördern, Fragen also nach den Möglichkeiten der Politik. 

Für den ersten Teil haben wir den Diskutanten drei Fragen als 
Anregung mit auf den Weg gegeben: 
1. Welche wichtigeren Entwicklungstrends im Rahmen einer 

Tertiarisierung sind ökologisch sinnvoll, welche fragwürdig? 
Die Frage nach der Ambivalenz soll gestellt und kein vorder-
gründiges Verständnis gepflegt werden, als ob nur automa-
tisch Gratiseffekte, Umweltentlastungseffekte passieren. 

2. Wie steht es um die ökonomischen Expansionspotentiale 
ökologisch sinnvoller Dienstleistungen? D.h. stimmt ein Be-
fund, daß gerade umweltpolitisch wünschenswerte Bereiche 
sich ökonomisch entwickeln und insofern zu Umweltentlas-
tungseffekten führen. 

3. Welchen Stellenwert und welche Entwicklungschancen kann man 
speziell den Informationsökonomien beimessen? 

Martin Jänicke 

Was ist also Tertiarisierung und inwieweit kann man darauf um-
weltpolitisch oder wirtschaftspolitisch setzen. Das Problem bei 
diesem Begriff, der zunächst nichts weiter besagt, als daß die 
Dienstleistungen zunehmen, als Berufe zunehmen, oder daß der 
Dienstleistungssektor, der tertiäre Sektor in der Produktion 
zunimmt - das Problem daran ist, daß das eine absolut amorphe 
Kategorie ist, sowohl von der Struktur her als auch von der 
Funktion, die diese Dienstleistungen haben. Dienstleistung kann 
ja bedeuten, daß der Militärsektor zunimmt, daß der Gütertrans-
port zunimmt, daß die Zentralbürokratie wächst, daß die Versi-
cherungen wachsen, die von den Risiken der Industriegesell-
schaft leben, daß der Gesundheitssektor wächst, der z.B. von 
den Risiken der Chemieindustrie lebt. Die Sozialverwaltung wird 
ausgebaut, weil die Sozialprobleme zunehmen. Und die Umweltver-
träglichkeit wegen der wachsenden Umweltprobleme... Also das 
wäre ein Dienstleistungssektor, w o der eine Teil der Ökonomie 
die Probleme des anderen voraussetzt oder zur Geschäftsgrund-



läge geradezu hat. Das ist aber nur die eine Seite. Die Ambiva-
lenz der Sache ist außerordentlich groß und sehr interessant 
und verweist eben auf Strukturpolitik. Die andere Seite ist 
nämlich die - aus Zeitgründen sehr vereinfacht dargestellt -
daß es vor allem drei innovative Aspekte der Dienstleistungs-
entwicklung gibt. Einmal die Dienstleistungen, die Vor- und 
Eolgeleistungen für die Güterproduktion bringen. Das ist das 
was Gershuny u.a. sehr stark hervorheben, also die intermedi-
ären Funktionen für die Industrie. Die zweite Funktion, die dem 
Dienstleistungssektor auch seine Dynamik gibt, die halte ich 
für die wichtigste und am meisten unterschätzte, das sind näm-
lich Vor- und Folgeleistungen für den Dienstleistungssektor 
selber. Also wenn der Reinhard Pfriem unsereinen organisiert, 
ein neues Institut mit innovativen Funktionen, das vorhandene 
Dienstleistungen - nämlich Universitäten - dynamisiert, ihre 
Produktivität möglicherweise steigert indem man neue Fragestel-
lungen an diesen sklerotischen Apparat heranträgt, dann ist das 
so etwas, dann kann man daran auch gleich sehen: Es ist nicht 
nur eine Dienstleistung für den Dienstleistungssektor, sondern 
es ist in dem Fall auch angedeutet, daß da ein Innovationspo-
tential drinsteckt, also Forschung, Beratung, Entwicklung, in-
telligente Organisationsleistung etc.. Das ist eine wichtige 
Funktion, die nicht nur einen Teil des Wachstums, der Dynamik 
und auch der Produktivität des Dienstleistungssektors erklärt -
eine sehr neutrale Sache, die ich aber wichtig finde - nämlich 
der Dienstleistungssektor, da wo er dynamisch ist, setzt auf 
Produktionsmittel, die sehr stark ihrerseits wiederum dienst-
leistungsintensiv sind. Diese drei Dinge, denke ich, erklären 
nicht nur die Dynamik des Dienstleistungssektors und geben ihm 
ökonomisch eine Perspektive, sondern da sind möglicherweise 
auch politische Gestaltungsspielräume drin. Zu der dritten 
Frage, speziel1 Informationssektor : Es gibt ja im Grunde drei 
Typen von Rohstoffen. Der erste Typ ist der Bereich der nicht 
erneuerbaren, knappen, langfristig teuer werdenden Rohstoffe, 
der Bereich, wo die Umweltprobleme im besonderen Maße entste-
hen, also Öl, Kohle, Stahl, Erze usw.. Der zweite ist der Be-
reich der erneuerbaren Rohstoffe, wo zwar auch hier und da Um-
weltprobleme entstehen, also etwa bei der ZelIstoff industrie, 
aber insgesamt haben sie da geringere Probleme, insbesondere 
was die Abfallbeseitigung betrif ft. Und der dritte Bereich, der 
sehr wichtig ist, das ist der Bereich der Information, die Er-
zeugung , Verarbeitung, Veredelung, der Transport von Informa-
tionen, eine Sache, die ökologisch, bis hin zu der Abfallbesei-
tigung , extrem unproblematisch ist. Nun wissen wir alle, daß da 
eine enorme Ambivalenz darin steckt. Denn diese Ökonomie wächst 
zwar, aber sie wächst unter den Vorzeichen einer Kulturrevolu-
tion von rechts bzw. im Zeichen der Kommerzialisierung dieser 
Ökonomie. Dennoch sollté man auch da immer in diesem Zweistu-
fen-Schema argumentieren. Einerseits ist das ökologisch gesehen 
besser, aber im zweiten Schritt muß man nun sehen was man dar-
aus machen kann. So wie es läuft, ist es nicht akzeptabel und 
um sich Alternativen vorzustellen, sollte man ein bißchen viel-
leicht darüber nachdenken, wo überal1 im Schatten der Informa-
tionsüberf lutung , die wir haben, Informationen nicht da sind, 
nicht produziert werden oder wo diese Ökonomien Desinformation 
produzieren. Es gibt eine ganze Palette von Wissenschaften, die 



es nicht oder fast nicht gibt: Zukunftsforschung, Friedens- und 
Konfliktforschung, Epidemologie, Umweltwissenschaften in vielen 
Bereichen. Eine ganze Palette von Wissenschaften, wo man sich 
ein - durchaus sinnvolles - Wachstum vorstellen könnte, vor al-
lem außerhalb der Universitäten. Das ist auch interessant, daß 
die alten Institutionen gar nicht in der Lage sind, diese neuen 
Informationsbedürfnisse zu befriedigen. Ich bin auch nicht ge-
gen medizinische Datenbanken, auch nicht dagegen, daß man bei-
spielsweise ein EDT-System hat, wo man Preisvergleiche vorneh-
men kann im Pharmabereich oder wo man die Risiken von pharma-
zeutischen Produkten in Kurzform vergleichen kann. In vieler 
Hinsicht sind das hilfreiche Mittel und wenn jemand mit Daten 
operiert, wird er bestimmte Technologien in der Richtung auch 
nicht von vornherein dämonisch sehen, nicht nur dämonisieren. 
Also es gibt da einen Bereich auf den man setzen sollte unter 
dem Aspekt, daß man mit solchen Ökonomien andere Ökonomien sub-
stituieren kann - denn solange wir die Ökonomie haben, die wir 
haben, müssen wir auch immer Alternativen denken - und ich 
meine, in dem Bereich sind Alternativen auch denkbar. 

Frank Stille 

Ich beziehe mich im wesentlichen auf Thesen aus einem Aufsatz 
von Martin Jänicke und anderen, die er gestern hier zum Tei1 ja 
auch nochmal vorgetragen hat: "Umweltschutz durch Strukturwan-
del - eine Vorstudie über 31 Industrieländer". Und diese Lek-
türe war für m i c h , als ich das vor einem halben Jahr gelesen 
habe, doch ziemlich irritierend, wei1 das Argument der umwelt-
pol itischen Gratiseffekte, das dort herausgearbeitet worden 
ist, einer immer noch - nicht nur bei uns sondern auch global -
zunehmenden Umweltbelastung zuwiderläuft. Insofern war da für 
mich ein Impetus, diesen Argumenten mal nachzugehen. Die Anre-
gungen waren sehr nütz lieh, und ich möchte hier nur die Fragen 
zur Diskussion stellen, die mir im Laufe meines Nachdenkens 
hochgekommen sind. Die Autoren definieren qualitatives Wachstum 
als Wertzuwachs bei zumindest gleichbleibender Ressourcen-Bean-
spruchung bzw. als Wirtschaftswachstum bei gleitender oder sin-
kender Umweltbelastung mit der interessanten Einschränkung so-
weit es die Quantitäten der Ressourcennutzung betrifft, einer 
sehr entscheidenden Einschränkung. Die Autoren gingen deswegen 
vor a1lern im folgenden auf die stoffliche Seite der Produktion 
ein, so wie sie es nennen, und zeigten dann das Resultat, daß 
im Laufe des Strukturwandels die hochentwickelten Volkswirt-
schaften relativ zu ihrem Sozialprodukt oder zu ihrem Wohlstand 
- das würde einfach als Wohlstandsindikator genommen - einen 
geringeren relativen Beitrag der sogenannten harten Produkti-
onsfaktoren aufweisen. Diese Aussage trifft im wesentlichen zu, 
man hat hier das bekannte Phänomen - der Sachverha1t ist ei-
gentlich schon immer in der Literatur herausgearbeitet worden -
daß man eben in hochentwickelten Volkswirtschaften eine Ab-
nahme , eine relative Abnahme der GrundgüterinduStrien zu beob-
achten hat. Hier ist aber gleich zu fragen, wie steht es da um 
globale Prozesse, also Auslagerungsprozesse etc. Man kann aber 
tatsächlich konstatieren, daß eben durch die veränderten Input-
Output-BeZiehungen und durch EffizienzVerbesserungen tatsäch-



lieh Einsparungen des Materialverbrauchs im industriellen Sek-
tor durchgeführt und vorhanden waren. Insofern ist die Aussage 
in dieser Form nicht zu bestreiten. Dennoch fängt da erst die 
eigentlich spannende Frage an, nämlich was bedeutet dies für 
andere Input-Faktoren? Ist die Charakterisierung, die dort vor-
genommen worden ist, wirklich so überzeugend, daß man sich auf 
traditionelle Inputfaktoren beschränkt? Und ich würde meinen, 
daß man den Strukturwandel nicht nur, wie die Autoren es tun, 
als strukturellen Abkoppelungsprozess sondern auch als struktu-
rellen Ankoppelungsprozes versteht, d.h., es gibt eine Reihe 
von substitutiven anderen Stoffen, die in den Produktionspro-
zess eingefügt worden sind, die vielleicht in Gewichtseinheiten 
nicht kompensieren, die aber in anderen Meßeinheiten durchaus 
auch die Stofflichkeit der Produktion nicht in dem Licht er-
scheinen lassen, daß man davon ausgehen kann, absolute Einspa-
rungen vornehmen zu können, sondern allenfalls relative Einspa-
rungen. Das ist aber immer noch in der Vorstufe der Argumenta-
tion. Denn das eigentliche Argument kommt in der nächsten 
Frage: Wie hängt dieses Problem mit der Umweltbelastung zusam-
men? Sicher ist eine Reduzierung des Pro-Kopf-Energieverbrauchs 
positiv zu bewerten, aber wie steht es mit der Ge^amttoxizität 
und -Umweltschädlichkeit einer erwachsenen und sich ändernden 
Warenproduktion? Und ich vermute, daß zwar einige Schadstoffe 
relativ oder auch absolut abnehmen können, daß aber die Gesamt-
toxizität weiter zunimmt. Dieses Wahrnehmungs- und Meßproblem 
dürfte zwar schwer zu lösen sein, aber ich denke, eine Gesamt-
bilanzierung der sämtlichen mit der Produktion verbundenen To-
xizität - das ist die entscheidende Frage. Der umweltpolitische 
Gratiseffekt, den die Autoren herausstellen, relativiert sich 
dann ganz erheblich. Er ist einzig ein partikularer mengenmäßi-
ger Einspareffekt, der sich bei Verlangsamung oder nach Ab-
schluß des Industrialisierungsprozesses für einige stoffliche 
Inputs nachweisen läßt. Die These eines Gratiseffekts wäre na-
türlich erfreulicher und dann auch wahrscheinlich angreifbarer, 
wenn sie sich tatsächlich auf die gesamte Umweltbelastung in 
den betrachteten Volkswirtschaften beziehen würde und nicht al-
lein auf die Quantitäten von Inputs. 

Der nächste Punkt ist, daß es ja nicht nur darauf ankommen kann 
sich über bestimmte Input-Einsparungen Gedanken zu machen son-
dern man kann natürlich das ganze auch in anderen Dimensionen 
festmachen, z.B. in der Gesamtproduktion oder auch in der Ver-
änderung der Konsumstruktur innerhalb der einzelnen Volkswirt-
schaften. Dies führt zur nächsten Frage und der zentralen Frage 
dieser Tagung, nämlich der Zusammenhang von Strukturwandel und 
Umweltbelastung, wobei ich auch hier nur ganz vordergründig auf 
den wirtschaftlichen Strukturwandel, also die Veränderung in 
den Input-Output-Bezienungen eingehen kann. Hinter der Defini-
tion des qualitativen Wachstums steht die These, daß der soge-
nannte Tertiarisierungsprozess, d.h. der Strukturwandel in dem 
Dienstleistungen an Bedeutung gewinnen, mehr oder minder der 
Garant dieses qualitativen Wachstumsprozesses sei. Die Hoffnung 
des 20. Jahrhunderts hat soziologische, beschäftigungspoliti-
sche und last not least ökologische Ausprägungen erfahren. Ich 
bin in Bezug auf alle drei skeptisch. Weder sehe er die post-
industrielle Gesellschaft realisiert oder unmittelbar bevorste-
hend, noch ist die Massenarbeitslosigkeit der hochentwickelten 



Volkswirtschaften im tertiären Sektor verschwunden. Wie steht 
es mit den ökologischen Hoffnungen? Die Zunahme der Dienstlei-
stungen, grob gesprochen des tertiären Sektors - wir sind uns 
einig, daß dies alles sehr grobe Einteilungen und Charakteri-
sierungen sind und insofern alle einer differenzierenden Be-
trachtung bedürfen - die Zunahme des tertiären Sektors bedeutet 
keinen absoluten, sondern nur einen relativen Rückgang der 
Landwirtschaft und der Warenproduktion. Die hohen Produktivi-
tätsfortschritte in der Landwirtschaft und in der Warenproduk-
tion haben ja gerade den Spielraum für eine Expansion der 
Dienstleistungen eröffnet. Diese hohen Produktivitätsfort-
schritte gehen auch zu Lasten der Umwelt. Dies wird sich meines 
Erachtens noch fortsetzen. Ich erinnere hier nur an die ökolo-
gischen Folgen einer Intensivierung der landwirtschaftlichen 
Produktion. Dieses Umweltresultat der Landwirtschaft hat sich 
eingestellt obwohl der Anteil dieses Sektors drastisch zurück-
gegangen ist, weiter als ich mir heute einen Rückgang der Wa-
renproduktion vorstellen kann. Die Bruttoproduktion des sekun-
dären Sektors, also der Warenproduktion, hat sich innerhalb von 
zwanzig Jahren nominal vervierfacht, real mehr als verdoppelt. 
Dies wird dank des gestiegenen Umweltbewußtseins und auch des 
Strukturwandels innerhalb des sekundären Sektors nicht zu einer 
Verdoppelung der Umweltbelastung geführt haben, sie dürfte 
aber, und das ist entscheidend, zugenommen haben. Wenn man da-
von ausgeht, daß sich also die Umweltbelastung des sekundären 
Sektors zumindest nicht verringert sondern evtl. noch zugenom-
men hat, muß man auch in Betracht ziehen, daß zusätzlich durch 
die Produktion des tertiären Sektors ebenfalls noch Umweltbela-
stungen dazukommen, denn man muß sich immer vor Augen halten, 
daß der Output des tertiären Sektors nicht Substitution der Wa-
renproduktion ist, sondern zumindest in Teilen Komplement der 
Warenproduktion. In die Umweltbilanz müßten aufgrund seiner ge-
stiegenen Produktion auf jeden Fall zusätzliche negative Posten 
eingestellt werden. Ein weiterer Punkt, den ich kurz andeuten 
will: Auch wenn man die Entwicklung der privaten Nachfrage und 
die Struktur der privaten Nachfrage betrachtet, muß man sagen, 
daß die Struktur der Zunahme eines ohnehin hohen Pro-Kopf-Ver-
brauchs nicht erwarten läßt, daß sich ökologische Gratiseffekte 
einstellten. Meiner Meinung nach ganz im Gegenteil. Dazu wird 
Johannes Berger noch einiges sagen. Mein Fazit wäre erst ein-
mal : Wenn Strukturwandel keine Umschreibung für Nullwachstum 
ist, sollte man sich von ihm nicht zu viel in Bezug auf einen 
automatischen Umweltschutz versprechen. Aufgrund der nachgewie-
senen partikularen Einspareffekte würde ich dem Strukturwandel 
die Funktion eines ökologischen Stabilisators nur sehr einge-
schränkt zutrauen. 

Gerhard Seyeron 

Ich will versuchen, nach diesen grundlegenden Aussagen die Ber-
liner Situation in den hier diskutierten Trend einzuordnen, so-
weit die Datenbasis das überhaupt einigermaßen exakt zuläßt, 
und ich will im Anschluß an die begriffliche Definition von 
Herrn Jänicke über verschiedene Spielarten von Dienstleistun-
gen, die unter ökologischem Gesichtspunkt unterschiedlich zu 
bewerten sind, auch für die Berliner Situation eine Unterschei-



dung treffen, die damit nicht ganz identisch ist, die aber den 
geographisch-politischen Standortgegebenheiten Rechnung trägt, 
nämlich die Frage: Wie ist der Anteil der Dienstleistungen in 
Berlin am gesamten Wirtschaftspotential - seien es nun Beschäf-
tigte oder sei es das Bruttoinlandsprodukt - wie ist dieser An-
teil unter dem Gesichtspunkt der Lebensfähigkeit aus eigener 
Wirtschaftskraft zu bewerten, d.h. wie sind die Dienstleistun-
gen, die Herr Jänicke in seinem ersten Statement unter dem 
Stichwort Bürokratie zusammengefaßt hat, wie sind diese Dienst-
leistungen, die hier für den inneren Markt tätig sind, im Ver-
gleich zu dem, was überregionaler Fernabsatz ist. Diese Frage 
hat deshalb für die Wirtschaftskraft Berlins und, wie ich 
glaube, auch für die ökologische Betrachtungsweise sehr großes 
Gewicht, weil Berlin aufgrund seiner geo-politischen Lage sich 
in mancherlei Hinsicht von anderen Großstädten und Ballungszen-
tren unterscheidet. Um ganz kurz die Größenordnungen zu skiz-
zieren: Wir hatten früher, in den 30er Jahren, bei einer Art 
Leistungsbilanz, also bei den überregionalen Leistungen Berlins 
für Märkte in der Umgebung, für Märkte in Deutschland und im 
Ausland, eine Relation von 50:50 auf der Lieferseite (wenn man 
Warenlieferungen der verarbeitenden Industrie und tertiäre Lei-
stungen überregionaler Art mal ganz grob unterscheidet), wobei 
zu überregionalem Dienstleistungsbereich natürlich in sehr ho-
hem Maße auch überregionale Aktivitäten gehörten, die mit der 
politischen Zentralität, dem Sitz der Regierung, der Verwal-
tung, mit Banken und anderen zentralen Metropolfunktionen zu-
sammenhingen. Diese Relation 50:50 hat sich durch die Situation 
bis in die 70er Jahre hinein bei 95:5 eingependelt, d.h. die 
Berliner Industrie, die vor dem Ende des 2. Weltkrieges schon 
die größte war hat, trotz dieser Schrumpfung, relativ fast die 
gesamte Lieferseite auf der Leistungsbilanz bewerkstelligen 
müssen. Fast die volle Kompensation! Was blieb, waren private 
und öffentliche Dienstleistungen, die hier ihren Standort be-
hielten - denken wir an Einrichtungen wie die Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte, das Bundeskartellamt, Universitä-
ten, wissenschaftliche Einrichtungen mit überregionaler Aus-
strahlung. Das also ist die grundlegende Situation: Ein erheb-
licher Strukturwandel, aus besonderen Gründen konträr zum all-
gemeinen Trend eines wachsenden tertiären Anteils. Trotzdem ha-
ben wir in Berlin einen Trend, einen wachsenden Anteil der Be-
schäftigten und einen wachsenden Anteil zu gesamtwirtschaftli-
chen Leistungen (wenn man nicht differenziert sondern die 
Dienstleistungen•insgesamt betrachtet). Das hängt auch damit 
zusammen, daß die verarbeitende Industrie seit Beginn der 70er 
Jahre bis 1984 eine massive Schrumpfung erfahren hat von 265-
auf 165-tausend Beschäftigte, minus 100-tausend, gleich 40 % im 
Vergleich zu etwa 20 % in der gesamten Volkswirtschaft. Wir se-
hen also einmal bei der. Bestandsaufnahme die Grenzen für über-
regionale Dienstleistung, zum anderen aber trotzdem der gleiche 
Trend aus verschiedenen Gründen: Privater Verbrauch hat zuge-
nommen, öffentliche Aktivitäten haben zugenommen. Ich meine 
aber auch, daß seit einigen Jahren ein positiver Ansatz zu se-
hen ist, daß sich nämlich in Berlin trotz eines erheblichen 
Nachholbedarfs ein tertiärer Bereich zu entwickeln beginnt, den 
Herr Jänicke in der Umklammerung oder in der Nähe, in der wirt-
schaftlichen und technologischen Verwandtschaft zur Industrie 

angesiedelt hat. Es ist in der Tat so, daß wir doch mit Hilfe 



der Universitäten und durch Forschungskooperation zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft das weiterentwickeln in der Industrie-
struktur, im untrennbaren Zusammenhang mit tertiären Leistun-
gen, die teils sicherlich mit als industrielle Leistungen er-
faßt werden, teils aber, ich glaube in wachsendem Maße - denken 
wir an Software und Fragen der Informations- und Kommunikati-
onstechnik - die direkt auch im tertiären Bereich angesiedelt 
sind, bei verstärkter Forschungskooperation mit den Unterneh-
m e n , den wirtschaftlichen Einheiten. Hier ist der positive An-
satzpunkt erstehs für Verbesserung der Industriestruktur bei 
gleichzeitigem Wachstum interessanter tertiärer Leistungen, die 
wiederum Basis sein können um den Bereich zu vergrößern, den 
ich vorhin als Restposten in der Leistungsbilanz genannt habe, 
nämlich diese 5 %, die inzwischen (es gibt hier nur geschätzte 
Größenordnungen) auf 7-8 % gestiegen sind. Man wird diesen Pro-
zess nicht so verschieben können, daß von einem massiven Struk-
turwandel hin zu vergleichbaren Größenordnungen der 3 0er Jahre 
gerechnet werden kann. Aber ich meine d o c h , in der Tendenz gibt 
es hier Möglichkeiten, vor allem den Standort-Faktor Wissen-
schaft in Berlin für die Wirtschaft und damit für interessante 
Dienstleistungen noch stärker nutzbar zu machen und damit auch, 
das würde ich zunächst mal ohne Differenzierung sagen, vom 
Trend her Umweltentlastungseffekte durchzusetzen. 

Johannes Berger 

Wir diskutieren die umweltpolitischen Effekte eines Trends zur 
Dienstleistungsgesellschaft. Deswegen möchte ich beginnen mit 
einer Anmerkung darüber, ob es diesen Trend zur Dienstlei-
stungsgesellschaft als stabilen Trend überhaupt gibt, und da 
knüpfe ich an Bemerkungen von Frank Stille an. Die Grobfassung 
der These lautet, daß Trends zur Dienstleistungsgesellschaft in 
der Form stattfinden, daß der industrielle Sektor jenes Schick-
sal erfahre, das im Laufe der Industrialisierung die Landwirt-
schaft erlitten habe; nämlich, daß sie relativ sozusagen sich 
marginalisiert. Was nun die Bundesrepublik Deutschland be-
trifft, so glaube ich, daß die Zahlen nicht dafür sprechen, daß 
wir einen bedeutsamen relativen Bedeutungsverlust des industri-
ellen Sektors zu verzeichnen haben. Etwa seit 1982/83 beobach-
ten wir sozusagen den üblichen Trend der Nachkriegszeit, die 
Industrie wächst. Zwar wachsen die Dienstleistungen noch etwas 
schneller, daher kommt es zu den Verschiebungen, aber zunächst 
einmal wächst in der Bundesrepublik auch die Industrie wieder, 
sowohl nach den Beschäftigten seit 1983, wie nach dem Output. 
Von daher kann man natürlich nicht im üblichen Sinn von einer 
Tertiarisierung sprechen. Ein zweiter Punkt, auch der ist schon 
angesprochen worden: Auch dann, wenn die Dienstleistungsaktivi-
täten schneller wachsen als industrielle Aktivitäten, ersetzen 
sie diese nicht, sondern - das geht jetzt auf Überlegungen zu-
rück, die wir in Bielefeld in einem sehr langen Forschungspro-
jekt mal ausgearbeitet haben - Dienstleistungen generell cha-
rakterisiert ist, daß sie das Insgesamt von Aktivitäten sind, 
deren Funktion ist, sogenannte primäre Arbeiten, also Arbeiten 
der stofflichen Umgestaltung, solche Arbeiten zu ermöglichen. 
Arbeiten, die gemacht werden, damit industriell gearbeitet wer-
den kann. Das ist sozusagen die Grundidee, die Sie bei allen 



Dienstleistungen finden, auch wenn Sie die Hauptsektoren der 
Dienstleistungen durchgehen. Personenbezogene Dienstleistungen, 
soziale Dienstleistungen und, wie ich sagen würde, organisati-
ons- oder produktionsbezogene Dienstleistungen. Sie haben alle 
dieses Moment in sich, daß sie Arbeiten sind, die ausgeführt 
werden, damit industriell gearbeitet werden kann. Auch von da-
her denke ich, daß man unter ökologischen Gesichtspunkten zu 
viele Hoffnungen in den Dienstleistungssektor steckt, daher 
eben diese Zurüstung auch für die Industriegesellschaft primäre 
Arbeitsformen hat. Soviel zu diesem Punkt. Ein zweiter Komplex 
betrifft nun Überlegungen, die versuchen, überhaupt diese Frage 
der Tertiarisierung von den Produzenten etwas abzurücken und 
ein Bild von der Wirtschaft zu benutzen, das die Wirtschaft 
nicht mehr identifiziert mit den Dienstleistungsproduzenten 
hier, dem industriellen Produzenten d a , sondern sozusagen eine 
moderne Wirtschaft als Einheit von Produktion und Konsumption 
zu skizzieren, und dabei vor allem auch die Seite der Konsumen-
ten mit ins Auge zu fassen. Was den Dienstleistungssektor be-
trifft, so ist die Grundidee von dem britischen Autor Gershuny, 
der auch schon hier genannt worden ist, entwickelt worden. Er 
sagt also, meines Erachtens mit guten Argumenten: Was wir beob-
achten können in der Zukunft ist nicht das Anwachsen eines 
Dienstleistungssektors, sondern eine Art Selbstbedienungswirt-
schaft. Das meint, die Industrie liefert den Haushalten zuneh-
mend jene Produkte, mit denen Tätigkeiten, Dienstleistungen in 
den Haushalten in einer passablen Art und Weise verrichtet wer-
den können. Das Standardbeispiel hierfür ist der private Perso-
nenverkehr. Es gibt nun mindestens drei starke Anlässe dafür, 
daß diese Art von Selbstbedienungswirtschaft, also Einkauf von 
Industriegütern, damit im Haushalt Dienste produziert werden 
können, stärk zunimmt. Da ist erstens die Kostenexplosion der 
öffentlich angebotenen Dienste, jeder kann ein Lied davon sin-
gen, und wenn wir die Zeitung aufschlagen, am Beispiel des Ge-
sundheitswesens, springt einem das in die Augen. Zweitens kann 
man sagen, Sinnfragen, die an bürokratisch erbrachte Dienstlei-
stungen gestellt werden, und drittens gibt es aber auch die po-
sitiven Anlässe im Haushalt selber, mehr Dienste in eigener Re-
gie zu produzieren. Das hängt, glaube ich, mit der steigenden 
Freizeit zusammen. Mit dem Schrumpfen der Anteile, die man 
überhaupt noch im Erwerbsleben verbringt. Und der zweite Punkt 
sind EinkommensSteigerungen, die einem überhaupt erst erlauben, 
also wie beim Autoverkehr offensichtlich, diese Schiene einer 
Selbstbedienungswirtschaft zu fahren. Angenommen, und es 
spricht einiges dafür, daß solche Trends zur Selbstbedienungs-
wirtschaft in diesem Sinn von Gershuny zunehmen - kann man dann 
noch guten Mutes von einer Zunahme von Dienstleistungen, die 
jetzt nicht industriell oder vom Staat produziert werden, son-
dern von Haushalten - kann man da noch erwarten, daß das ökolo-
gisch positiv zu Buche schlägt? Hier muß ich also sagen, daß 
die Bilanz - behaupte ich jetzt erstmal, vielleicht wage ich 
mich da zu weit vor - daß die Bilanz doch eher schlecht aus-
sieht. Nehmen wir das Beispiel der Luftverschmutzung: Die viel 
geplagte und gescholtene Industrie ist in Anteilen, was die 
Luftverschmutzung betrifft, wahrhaftig nicht der Umweltver-
schmutzer Nummer eins, sondern das sind die Haushalte. Also wir 
alle. Wir sind in allererster Linie dort beteiligt über zwei 
Quellen: Privater Autoverkehr und Hausbrand. Man könnte noch 



andere Quellen der Umweltverschmutzung durchgehen, man würde 
immer entdecken, daß die Haushalte, also die Verbraucher, nicht 
die Produzenten, in vorderster Linie umweltpolitisch aktiv 
sind, aktiv im negativen Sinn. Hinzu kommt dann das Folgende: 
Kann man Verbraucherverhalten steuern? Wir haben die ganze Zeit 
während der Tagung über die Steuerbarkeit des Produzentenver-
haltens gesprochen und haben verschiedene Instrumente dort 
durchdiskutiert. Mir scheint n u n , daß all die klugen Sachen, 
die wir gehört und gesagt haben über die Steuerbarkeit des Pro-
duzentenverhaltens wiederum nur in sehr beschränktem Maße für 
das Verbraucherverhalten zutreffen. Nichts ist schwieriger als 
an die Masse der Verbraucher heranzukommen. Man nehme mal die 
Diskussion um Tempo 100. Ich denke, daß es politisch viel ein-
facher ist, sagen wir mal: Hoechst - von mir aus auch über Ver-
bote - zu zwingen, nichts mehr in den Rhein und Main abzulei-
t e n , aber man stelle sich den Aufschrei vor, der durch das Land 
geht, wenn man solche Einschränkungen über Auflagen beim Ver-
braucherverhalten durchsetzen wollte. 
Steuerungen über Preise halte ich eher für problematisch, wenn 
ich die Effekte betrachte im Vergleich zu dem Produzentenver-
halten. Wir müssen also bei der Tertiarisierungsdiskussion die 
Haushalte, die Versorgungsstrategien von Haushalten ins Auge 
fassen. Umweltpolitisch dort von Gratiseffekten zu sprechen, 
erscheint mir gerade wegen der Schwierigkeit, Verbraucherver-
halten zu steuern, außerordentlich problematisch. 

Adrian Bothe 

Der Begriff, der mir aufgefallen ist und mit dem ich Probleme 
hatte, ist der Begriff "ökologisch sinnvoll". Ich habe versucht 
mir vorzustellen, was das ganz allgemein bedeuten könnte. Ich 
habe auch versucht, für mich so aus dem Hut heraus eine Defini-
tion zu entwickeln, über die wir vielleicht sprechen können. 
Ich würde so sagen: Ökologisch sinnvoll sind Produktionsverfah-
ren für Güter und Dienste, oder ein bestimmtes Produktionsver-
fahren zur Herstellung eines bestimmten Gutes, oder einer 
Dienstleistung, das eben ein ganz bestimmtes Bedürfnis z.B. 
nach Transportleistung von A nach B mit vergleichsweise gerin-
ger oder geringerer Umweltbelastung erfüllt als andere. Wenn 
man das jetzt mal so stehen läßt, dann ist das Konzept eigent-
lich nur ein relatives, d.h. ich kann immer nur unterscheiden, 
etwas ist Ökologisch sinnvoller oder es macht relativ weniger 
ökologisch Sinn. Wenn das so ist, dann kommt mir der Begriff 
allerdings ausgesprochen statisch vor, und zwar deswegen, weil 
die Wahlmöglichkeiten, die wir zur Zeit haben, wenn wir uns 
jetzt persönlich oder aufgrund kollektiver Entscheidungen über-
legen, daß wir bestimmte Dienstleistungen lieber so hergestellt 
haben wollen - jetzt fahren wir alle m i t der U-Bahn - oder an-
ders - wir fahren alle mit dem Auto - dann haben wir diese 
Wahlmöglichkeit ja nur deswegen, weil im Verlaufe der industri-
ellen Entwicklung uns bestimmte Optionen erschlossen worden 
sind. Und es ist ein Prozess gewesen, der sich abgespielt hat 
als Versuch und Irrtum. In diesem Zusammenhang fällt mir ein, 
daß es ein letzten Endes weitgehend über den Markt abgelaufener 
Prozess gewesen ist und daß der Markt so ein Entdeckungsverfah-
ren ermöglicht hat. Ich habe auch, wir sprachen gestern kurz 



darüber, im "Grünen Morgentau" mal nachgelesen und das, was mir 
da als Stichwort von der Denkrichtung noch am ehesten in den 
Kopf kommt, ist Initiative und Fantasie. Für mich gibt es hier 
also einen Berührungspunkt - vielleicht ist er aber auch gar 
nicht d a . Mal akzeptiert, daß es tatsächlich ein vergleichs-
weise statischer Begriff ist, sehe ich das Problem darin, daß, 
wenn wir jetzt aufgrund unseres Expertenwissens festlegen 
nicht w i r , die wir hier sitzen, sondern insgesamt Leute, die 
sich darüber Gedanken machen - daß wir uns da eine wichtige 
Möglichkeit vergeben und zwar die Möglichkeit, in Zukunft Pro-
duktionsverfahren zur Herstellung bestimmter Güter, zur Befrie-
digung bestimmter Bedürfnisse zu entwickeln, die ökologisch 
noch sinnvoller sind, als wir uns im Moment vorstellen. Viel-
leicht ein praktisches Beispiel: Langzeitauto. Das wurde vor 
einiger Zeit diskutiert; ganz prima - umweltentlastend und so 
weiter. Wenn man das 1950 schon gemacht hätte, dann würden wir 
heute also alle nur mit irgendwelchen alten Gurken noch rumfah-
ren und niemand oder nur noch wenige Leute hätten etwas von ei-
nem technologischen Fortschritt beim Autofahren - der ja rela-
tiv gesehen die Umwelt entlastet (also pro gefahrene Kilometer 
Benzinverbrauch). 
Einwand aus dem Publikum: Der Spritverbrauch war sehr niedrig 
in den 5 0er Jahren. Der ist künstlich erhöht worden. 
Bothe: Genau das ist das Argument. Das Problem ist aber, daß es 
Leute gibt, die Auto fahren möchten. Deswegen war mein Aus-
gangspunkt auch beim Begriff "ökologisch sinnvoll", daß ich be-
stimmte Bedürfnisse erstmal als gegeben hinnehme, während Sie 
das infrage stellen, real existierende Bedürfnisse, nicht wahr? 
Okay, zum zweiten Punkt noch ganz kurz: Ökologische Entwick-
lungspotentiale. Bei Prognosen habe ich sowieso Schwierigkei-
ten, weil ich meine, die Zukunft ist prinzipiell offen. Dann 
vielleicht noch ein kurzes Wort zu den Informationstechnolo-
gien. Wie gesagt, bei aller Skepsis gegenüber Prognosen meine 
ich, daß die in ihrer Bedeutung wirklich kaum zu überschätzen 
sind. Ich würde sogar noch weiter gehen und sagen, das ist 
keine Tertiarisierung, sondern das ist eine Quarterisierung, 
wäre wahrscheinlich das entsprechende W o r t . Und daß Information 
praktisch ein neuer Produktionsfaktor ist, nicht unbedingt ein 
Rohstoff, so wie Sie gesagt haben, aber ein wirklich neuer Pro-
duktionsfaktor, der in einer zunehmend komplizierter werdenden 
und arbeitsteiligen Gesellschaft wie Schmieröl praktisch funk-
tioniert. Auch im Zusammenhang zu dem, was Herr Severon gesagt 
hat, fällt mir noch ein: Ob nicht möglicherweise gerade in Ber-
lin die Entwicklung der Informationstechnologien eine Möglich-
keit darstellt, die politische und geographische Isolation der 
Stadt erträglicher zu machen. Wir können darüber vielleicht 
später sprechen, ich meine nur, daß da unheimliche Potentiale 
drin sind und daß dann auch die Inselläge weniger wichtig wird 
unter bestimmten Gesichtspunkten. 

Reinhard Pfriem 

Mir fällt auf, daß es eigentlich drei umstrittene Fragen gibt, 
die wir zum Gegenstand der weiteren Diskussion machen sollten. 
Erstens: Wie eigentlich die Entwicklung der Dienstleistungen 
zurückwirkt auf die verarbeitende Industrie? Ob die Vermutung 



stimmt, daß es zu sowas - der Begriff ist ja nun auch in die 
Runde gekommen - zu sowas wie Gratiseffekten aufgrund dieses 
Strukturwandels kommt oder nicht? Das Zweite, das geht jetzt 
von den ersten Beiträgen weg: Was ist das eigentlich, was sich 
da entwickelt? Martin Jänicke hat kurz davon gesprochen daß, 
wenn man sich den herrschenden Trend der Entwicklung, der Ent-
wicklung von Informationsökonomien, anschaut, einem zuerst das 
Wort Desinformation und nicht Information einfällt, also die 
Frage nach der Ambivalenz dieser Qualität. Meiner Meinung nach 
muß man sich dazu verhalten, weil ja sonst immer mitgedacht ist 
vielleicht Hoffnungen zu setzen, die heute schon empirisch 
greifbar durch die Realität so gar nicht bestätigt werden, wo 
doch Politiker wie Lothar Späth uns ein wunderschönes Szenario 
zeichnen, wie ökologisch und sozial diese post-industrielle In-
formationsgesellschaft aussieht. Drittens liegt m i r , so von den 
Grundgedanken des Instituts für ökologische Wirtschaftsfor-
schung die Frage auf der Zunge: Was meinen wir eigentlich, wenn 
wir auf dieser Tagung hier von Umweltentlastung reden? Und was 
gehört vielleicht zu einer Analyse ökologischer Probleme, öko-
logischer Defizite noch dazu? Damit ziele ich auf die mögliche 
Vordergründigkeit der Begriffe, mit denen wir hier operieren. 
Das betrifft nicht nur den Strukturwandel, wo der eine eigent-
lich nur die Verschiebung zwischen den Sektoren meint und dem 
anderen es ganz wichtig ist, sich Entwicklungen innerhalb be-
stimmter Branchen anzugucken, sondern das betrifft auch gerade 
das meiner Meinung nach, was mit Umweltentlastung gemeint oder 
vielleicht auch nicht gemeint ist. Es wäre auch sehr fatal, 
sich ohne weitere Diskussion mit einem vielleicht auf bestimmte 
Inpu.t-Reduzierungen und Schadstoff Verringerung nur gefüllten 
Begriff von Umweltentlastung zufriedenzugeben. 
Daran anschließend will ich, sozusagen als Abschlußfrage von 
m i r , für die Diskussion formulieren: Schafft denn eigentlich 
das, was wir als Strukturwandel analysieren, verbesserte Bedin-
gungen dafür, daß Unternehmen ökologisch sinnvollere oder wün-
schenswerte Investitionsentscheidungen treffen, und schafft es 
verbesserte Bedingungen dafür, daß sich Verbraucher ökologisch 
sinnvoller, ökologisch vernünftig verhalten? 

Martin Jänicke 

Ich habe die Sorge, daß unsere Debatte die latente Funktion 
solcher Diskussionen erfüllt, nämlich depressive Weltbilder zu 
stabilisieren. Das was ich gesagt habe, wird als eine Verunsi-
cherung in diese Richtung angesehen und jetzt muß man alles an-
führen, mit dem ich zum Optimisten gemacht v/erde. Ich bin da 
immer sehr irritiert, wenn ich in diese Rolle komme. Mein gan-
zes Engagement in diesem Bereich geht von vielen Ängsten aus 
und hat mit Optimismus nicht viel zu tun. Aber man sollte wirk-
lich aufpassen, ob man nicht immer wieder nur in eine bestimmte 
Richtung hin argumentiert, weil man zu Alternativen, auch psy-
chisch gesehen, sich nicht aufraffen w i l l . Das zweite, was ich 
sagen wollte, ist viel wichtiger, die Diskussion lebt nämlich 
wirklich von Mißverständnissen: Ich habe das gestern sehr nach-
drücklich vorweg gleich gesagt; es geht nicht um die frohe Bot-
schaft einer Automatik und ähnlicher Dinge. Der Strukturwandel 
findet statt und mit ihm findet eine Ökologische Entlastung 



statt, also wozu befassen wir uns eigentlich noch damit. Wir 
könnten ja was anderes machen. Viele Dinge gibt es, die ange-
nehmer sind. Es geht doch lediglich darum, objektive Möglich-
keiten zu beschreiben, die einen Rahmen bieten, in dem man et-
was besser machen kann. Was genau, auf was man setzen m u ß , wäre 
die zu klärende Frage und wie man es machen kann. Wir haben 
doch gar nicht diesen Strukturwandel, sondern die ganze staat-
liche Aktivität - kann man übrigens bei Frank Stille sehr gut 
nachlesen, er hat auch ein sehr großes Verdienst in der Rich-
tung - nämlich die Beschreibung von Subventionen und die ökolo-
gischen Folgen von Subventionen - die ganze staatliche Aktivi-
tät geht doch dahin, diese ganze alte Ökonomie auf Teufel komm 
raus zu einem steigenden Preis zu stabilisieren. Industrieför-
derung um jeden Preis. Und da ist es doch wichtig, zu sagen, 
z.B. für einen Raum wie Berlin, soll man hier immer noch mit 
einem ökologischen Dumping jede beliebige Industrie, die an-
derswo nicht genommen werden, herholen - wie das mit der Drit-
ten Welt ist, wissen wir noch gar nicht genau, ob das so inter-
essant ist, aber West-Berlin war lange Zeit interessant für 
solche Verlagerungsprozesse - sollen wir dafür das ganze Geld 
ausgeben, für so einen Ballungsraum, der versaut wird. Wir ha-
ben fast keine landwirtschaftlichen Flächen hier, alles ist 
weggegangen für Industrieansiedlungen, mit wahnsinnig viel Geld 
und fast keinen Beschäftigungseffekten. Dann ist doch eine sehr 
interessante Frage: Ist so ein Raum mit zwei Universitäten, wie 
Berlin, nicht etwas, wo man auf tertiäre Entwicklungen setzen 
sollte? Und worauf wäre dann zu setzen? Das ist doch eine wirk-
lich naheliegende Frage. Noch ein Punkt, den ich für wichtig 
halte: Wir haben in vielen Ländern zehn Jahre lang Stagnation 
der Industrie plus Strukturwandel innerhalb der Industrie. Also 
weg von den Grundstoffindustrien hin zu den etwas intelligente-
ren, und insgesamt kein Wachstum absolut gesehen. Das haben wir 
als Ökologiebewegung alles nicht so richtig vorhergesehen. Wir 
haben nicht darauf gesetzt, wir haben auf Umweltschutz gesetzt, 
auf Schwerindustrie, auf harte Industrien statt zu sagen, die-
sen Prozess sollte man fördern. Das ist für mich die spannend-
ste Frage daran - ist es denn so, daß es letztlich gesehen eine 
sinnvolle wirtschaftliche Entwicklung auch gar nicht geben 
kann, als daß Industrie immer weiter wächst und produziert, ob 
es nicht ein Modell gibt, ich sag'es mal sehr vereinfacht, wo 
der primäre Sektor eine große Bedeutung hat, auch für die 
Grundstofferzeugung etc., der sekundäre Sektor eine sinkende 
Rolle, vielleicht der Funktion nach aber eine sinkende Bedeu-
tung hat, z.B. dadurch, daß die Produkte langlebiger werden. 
Und ansonsten Dienstleistung in vielen, vielen Bereichen, also 
die drei Funktionen, die ich genannt habe, die alle entwickel-
bar sind und die alle ein hohes Innovationspotential für die 
Wirtschaft insgesamt bieten. Ist das eine Entwicklung, auf die 
man setzen kann oder kommt da am Ende das heraus, was man dem 
Industriemythos nachgesagt hat, nämlich daß Dienstleistungen 
insgesamt unproduktiv sind, nur von der Industrie leben, von 
der Umverteilung aus der Industrie leben. Das ist ein richtig 
osteuropäisches Argument für mich. 



Frank Beckenbach 

Ich w o l l t e gern mal zwei Aspekte verknüpfen, einmal das was 
Frank S t i l l e g e s a g t hat und das andere, was Johannes Berger ge-
sagt hat. Ich möchte versuchen, die Argumente ein bißchen zuzu-
spitzen, weil ich mir davon eine neue Richtung der Diskussion 
erhoffe. . . 
Vorweg: Ich kann wenig mit der Unterscheidung in einen primä-
ren, sekundären und tertiären Sektor anfangen, jedenfalls mit 
Blick auf unsere Fragestellung, auf die ökologischen Implika-
tionen oder umgekehrt ökologischen Steuerungsmöglichkeiten. Ich 
glaube, daß man sich vorher verständigen sollte über die für 
uns wirtschaftspolitisch relevanten ökologischen Schadensbil-
der. Ich glaube, daß diese traditionellen Tornagebetrachtungen, 
also Stickoxid usw., daß sie ein immer unwichtiger werdender 
Teil dieses Problems sein werden wenn man mal in Jahrzehnteho-
rizonten denkt und dabei insbesondere auch die weitere indu-
strielle Entwicklung unterstellt. So daß sich hier die Frage 
stellt, in welche Richtung sollte man das ergänzen? Ich kann 
jetzt keinen Patentvorschlag machen, sondern würde nur anregen, 
daß das Hinausgehen über die schon genannte Dimension Toxizi-
tät, was ja für sich schon eine sehr schwierige Geschichte ist, 
möglicherweise auch ganz andere Dimensionen einbegreifen müßte, 
wie z.B. sozialräumliche Zerstörung, wie lebensweltliche Zer-
störung, alles Sachen, die jetzt so ohne weiteres gar nicht mal 
operationalisierbar sind, aber was erstmal eine Aufgabe w ä r e , 
wo man dann möglicherweise als Ergebnis zu einem ganz anderen 
ökologisch abfragbaren Schadensbild kommt als das, was heute 
dominiert. Der zweite Gesichtspunkt ist, daß ich sehr interes-
sant fand, was Johannes Berger vorgetragen hat, daß diese tra-
ditionelle isolierte Betrachtung von Dienstleistungen eigent-
lich ein Stück weit redundant ist, weil es ein bestimmtes In-
einandergreifen von Produktionen und Konsum gibt, eine be-
stimmte Komplementärfunktion der Dienstleistungen zum industri-
ellen Sektor, wenn man so w i l l . Die Frage ist ja, was folgt 
daraus für eine strukturpolitische Betrachtung. Ist es nicht 
so, daß es jenseits dieser ersten Unterscheidung zwischen pri-
mär, sekundär, tertiär, auch jenseits einer branchenspezifi-
schen Betrachtung, eine Unterscheidung gibt, die viel wichtiger 
ist, die weder mit dem einen noch mit dem anderen etwas zu tun 
hat, die ich immer noch versuchen würde zu beschreiben mit Pro-
duktions- und Nutzungsmuster, eine infrastrukturelle Grundaus-
stattung für die Strukturentwicklung einer Volkswirtschaft. 
Dazu gehören auch Basistechnblogien wie z.B. Chemisierung oder 
I&K-Technologie, in ihren ganz disperaten Anwendungszusammen-
hängen. Oder Verkehrssystem oder Energiesystem, wo wir auch be-
stimmte Versorgungsstrukturen haben, die sich auch nicht bruch-
los auflösen lassen in privatwirtschaftliche Versorgungsstruk-
turen, w o die öffentliche Seite eine entscheidende Rolle 
spielt. Wäre das nicht eine Betrachtung, die unter diesem 
Aspekt zunehmend an Bedeutung gewinnen würde? 



Carlo Jäger-Weise 

Ich habe den Eindruck, daß Martin Jänicke und mit ihm auch ei-
nige andere eine starke und eine schwache These vertreten ha-
ben. Die starke These ist eine Politikempfehlung. Sie sagt: Es 
wird empfohlen, strukturpolitisch den Prozess der Tertiarisie-
rung zu fördern, weil damit umweltpolitisch wichtige Ziele ef-
fizient erreicht werden können. Die schwache These ist die: Es 
wäre wichtig, mehr zu wissen darüber, was die ökologischen Im-
plikationen und die politische Beeinflußbarkeit von Struktur-
wandel ist. Jetzt kann man immer sagen, sowas sei trivial, weil 
untersuchen kann man alles. Da bin ich nicht einverstanden. Ich 
finde es nicht trivial, Forschungsfragen zu stellen, wirklich 
auch als Forschungsprogramm. Ich wäre dagegen, daß man mit der 
Kritik an der starken These sozusagen das Kind mit dem Bade 
auskippt und auch die schwache gleich fallen läßt. Ich persön-
lich bin sehr skeptisch gegenüber der starken These, aber of-
fensichtlich, wie ich zu argumentieren versuche, interessiert 
an der schwachen. Kritik an der starken These ist jetzt von 
vielen formuliert worden und ich denke, da gibt es doch einige 
Dinge, die man wissen kann. A l s o , was Johannes Berger gesagt 
hat: Es gibt nicht den einfachen Parallelismus zwischen dem 
Schicksal der Bauern und dem Schicksal der Industrie. Ich 
denke, das ist geklärt. Darüber kann man heute genügend wissen, 
darüber muß man jetzt nicht mehr forschen, das kann man mal zur 
Kenntnis nehmen. Jetzt ein ernster Punkt und das ist sicher 
kontrovers: Weder der Begriff der Industriegesellschaft noch 
der der Informationsgesellschaft sind wissenschaftlich über-
haupt tauglich um zu beschreiben, was gegenwärtig abläuft. Das 
sind vielleicht ganz praktische Begriffe für eine Talkshow, die 
haben einen humoristischen Wert, aber dann hört es .irgendwann 
auf. Also insbesondere der Begriff der Information, der ist von 
einer Unklarheit wie das eigentlich nur noch mit dem Begriff 
der Pröduktionsfunktion in der Ökonomie bisher geschehen ist. 
Was da alles reingepackt wird, von der Nachrichtentechnik- und 
Informationstheorie über ökologischen Strukturalismus bis.., 
naja, ein Foto ist irgendwie auch eine Information. Ich bin der 
Meinung, daß nicht damit zu rechnen ist, daß dieser Begriff als 
analytische Kategorie überhaupt genügen wird, um zu analysie-
ren, was da passiert. Aber es wäre eben auch falsch zu sagen, 
wir erleben gar so etwas wie einen tiefgreifenden Strukturbruch 
in unserer Gesellschaft, das wäre genau so falsch und ich will 
dafür ein anderes Argument geben, ein empirisches, aber es ist 
nur ein Beispiel dafür, was ich meine. Wir haben z.B. einen 
Bruch in der Siedlungsentwicklung im ganzen OECD-Raum seit 
1970. Das ist eine gigantische Angelegenheit, über die sehr 
selten auch in ökologisch interessierten Kreisen gesprochen 
oder nachgedacht wird. Aber das ist ein Fakt und ich bin völlig 
überzeugt, daß ein solcher Strukturwandel z.B. regionalpoli-
tisch ungeheuer wichtig ist. Ich sage nicht, er ist mir ökolo-
gisch angenehm oder unangenehm, ich sage nur, wenn man ihn 
nicht einmal wahrnimmt, kann man sicher sein, daß man eine ver-
fehlte Politik macht. Wenn man in dem Sinne natürlich davon 
ausgeht, daß unsere Umweltprobleme weiterhin in dem Muster ver-
laufen wie sie vor 1970 verlaufen sind, dann kann man sicher 
sein, daß man eine unwirksame Politik betreiben wird. Mit die-
ser Argumentation will ich sozusagen versuchen, die 



schwache These zu retten, und ich will sie auch retten vor der 
starken These, weil man manchmal ein gutes Argument schwächt, 
indem man es mit einer schwachen Begründung verbindet oder auch 
mit einer schwachen Konklusion. Ich denke nicht, daß man diese 
einfache Argumentationskette von Tertiarisierung bis Umweltent-
lastung und Strukturpolitik gefördert werden, so akzeptieren 
kann. Ich denke, so einfach läuft das Ganze nicht. Aber ich 
möchte verhindern, daß man daraus jetzt einfach die Konsequenz 
zieht und sagt: Wir erleben überhaupt keinen ökologischen Wan-
del der Struktur. Ich denke das ist einfach eine Konsequenz, 
die sich aufzwingt solange man in Kategorien von Theorien argu-
mentiert, die einfach nicht fähig sind, so eine Transformation 
zu beschreiben. Also marxistisch gesehen ist das unheimlich 
schwierig, weil da gibt es einen Kapitalismus und der ist an-
scheinend noch nicht am Aufhören. Und klassisch ist es halt 
auch ungeheuer schwierig, da ist selbst der Unterschied von Gü-
tern und Dienstleistungen letztlich eine Äußerlichkeit für die 
Theorie. Was ich sagen wollte ist, mit diesem Begriff von Indu-
strie versus Information, ja, damit wird man auch noch nicht 
durchkommen. 

Wolfgang Sachs: Was mir dauernd durch den Kopf geht, rückblic-
kend auch auf die Geschichte der Alternativen und der Grünen, 
ist die Schlußfolgerung, daß möglicherweise der Irrtum der Al-
ternativen, die das Ende der Industrie verkündet haben, darin 
liegt, höchstens das Ende der Schwerindustrie verkündet zu ha-
ben. Daß möglicherweise auch mit der kulturellen Kreativität, 
die dann kleiner ist, schöner, sanfter, im Grunde das kul-
turelle Schmiermittel bereit gestellt worden ist, um das Wachs-
tum von neuen Industrien und Technologien zu ermöglichen. Also 
das stimmt nicht so ganz, denn das ist ja kein kausaler, son-
dern ein begleitender Prozeß. Es ist möglicherweise weniger 
wichtig, heute unter Ökologiebewegung die Schmutzentfernung zu 
verstehen. Ich glaube doch, daß vieles, was Martin Jänicke 
sagt, über Rationalisierung der Produktion durch neue Materia-
lien, neue Werkstoffe und neue Technologien, in der Tat eine 
Entlastung bringt. Nicht die Tertiarisierung - das ist ja ein 
anderes Problem als die Rationalisierung der Produktion. So daß 
für mich zwei Sachen wichtig sind: 1. wie weit stimmt es mit 
der Rationalisierung und 2. was sind die neuen Konflikte, die 
wir uns damit einhandeln. Wie weit es stimmt, zum Beispiel in 
Bezug auf das Auto. Wenn man die Autos nimmt, wo natürlich 
durch Motortechnik sehr viele Effizienzmöglichkeiten heraus ge-
holt worden sind, ist es doch ein Beispiel, das mir zeigt, daß 
alle Effizienzsteigerung durch neue Ökotechnik langfristig, in-
folge des Wachstums wieder aufgefressen wird. Das heißt, indem 
mehr Leute mehr Autos über längere Kilometer fahren und lei-
stungsstärkere Autos gefahren werden, gewinnen wir höchstens 
einen kleinen Spielraum. Rationalisierung heiß nur einen Spiel-
raum gewinnen. Das bringt mich vor die Frage - das Auto ist ja 
nur ein Beispiel - daß die Wachstumsproblematik, auch wenn sie 
qualitativ verbessert, uns längerfristig wieder vor die Frage 
der Selbstbegrenzung stellt. 

Ich denke, daß das für die Ökologiebewegung heißen kann: Weg 
vom Naturschutz - weg deswegen, weil die Schwerindustrie hat 
die Natur verschmutzt, die neuen Techniken werden die Kultur 
verschmutzen und werden die Evolution verschmutzen. Insofern 



wird sich hier die Aufmerksamkeit verschieben, aber die alten 
Konflikte kommen in neuer Gestalt wieder. 
Johannes Berger: Es ist etwas anderes, on man sagt, der Staat 
kann Tertiarisierung betreiben oder ob man sagt, der Staat soll 
endlich aufhören mit der Förderung der Industrie. Das Letztere 
halte ich in der Tat für wichtig, das Erstere, also die Mög-
lichkeit, aktiv Tertiarisierung zu betreiben, für überaus pro-
blematisch. 
Zweiter Gedanken, was Frank Beckenbach gesagt hat: also ich 
glaube in der Tat, daß die Sektoreneinteilung der amtlichen 
Statistik für unsere Frage nur außerordentlich wenig hergibt. 
Einen Punkt hatte ich selber genannt, daß die ganze Haushalts-
wirtschaft in dieser Sektoreneinteilung nicht auftaucht. Der 
andere ist aber am Beispiel der Informationstechnologie ebenso 
klar zu machen, denn wenn ich nicht ganz irre, werden die Her-
steller von Datenverarbeitungsanlagen da zum verarbeitenden Ge-
werbe gerechnet und die Nutzer finden sich in allen Zweigen 
wieder. Also angenommen, man beleuchtet so einen Trend, auch 
dann kommt man nicht mit der Sektoreneinteilung der amtlichen 
Statistik zurecht; zumindest gibt die nur außerordentlich 
schwach wieder, was an Wandel von Wirtschaftsaktivitäten und 
Konsumweisen tatsächlich sich abspielt. 
Adrian Bothe: Ich würde gerne noch etwas zu dem sagen, was Herr 
Sachs erwähnt hat. Ich bin ganz ihrer Auffassung, daß es im 
Grunde bisher nur einen Zeitgewinn gegeben hat. Ich meine nur, 
das ein ganz bestimmtes Grundproblem die ganze Zeit nicht ange-
gangen worden ist, nämlich das Umwelt in unserem Wirtschaftssy-
stem behandelt wird, als sei sie ein freies Gut, wie das früher 
mal gewesen ist. Aber heute ist Umwelt ein sehr knappes Gut. 
Das wird uns ja dauernd vorgeführt. Und solange sich da nichts 
grundsätzlich ändert, wird es natürlich auch nichts nützen, daß 
die Motorentechnik s.ich verbessert, um bei dem Beispiel zu 
bleiben, weil dann eben Rationalitätsgewinne sich durch Wachs-
tum selbst wieder auflösen. Wir sind also tatsächlich einer 
Meinung, was die Rolle des Staates im Strukturwandel angeht, 
zumindest so wie er sie betrieben hat. Ich stimme auch mit 
Herrn Berger darin überein, daß der Staat bisher den Struktur-
wandel behindert hat. Ich habe das ja auch gestern versucht 
deutlich zu machen. Der Unterschied, den wir dann wahrschein-
lich haben, ist, was an dessen Stelle zu setzen wäre. In diesem 
Zusammenhang ist mir noch etwas aufgefallen, was über die 
Schwierigkeit gesagt wurde, den sekundären und tertiären Sektor 
abzugrenzen. Mir fiel da ein Beispiel ein, als sie von der Or-
ganisation unserer Tagung sprachen, und die ganzen Anstrengun-
gen, die gemacht worden sind, damit das alles hier so prima 
klappt, wenn nun die Leute nicht das fürs Institut für ökologi-
sche Wirtschaftsforschung gemacht hätten, sondern in Kontaktzu-
nahme der chemischen Industrie, weil irgendwelche ganz spezia-
liesierten Sachen gefördert werden sollen, dann wäre das ja et-
w a s , was sie wohl ablehnen müßten. So daß dieselbe Leistung, 
die erbracht wird, Organisationsbüro, die ganze Schreiberei, 
die Einladungen usw., was alles dazu gehört, das hätte dann 
plötzlich alles ein negatives Vorzeichen bekommen. 
(Einwurf Martin Jänicke: Wenn ich eine Tagung über sanfte Che-
mie mache, dann wäre das doch eine intelligente Organisations-
leistung.) 
Adrian Bothe: J a , richtig, aber eben die Bewertung! Z.B. die 



Nutzung von Hotelräumen: das wäre auf der einen Seite etwas, 
was in die völlig falsche Richtung geht, weil es jetzt aber umd 
diese Tagung ghet, geht es in die richtige Richtung. Und deswe-
gen meine ich, ist da ein grundsätzliches Bewertungsproblem. 
Das macht es so schwierig gerade über diese Vorleistungsver-
flechtungen. 
Reinhard Pfriem: Also das IÖW sieht sich auch grundsätzlich in 
der Lage, Tagungen zu organisieren, die in eine ganz falsche 
Richtung gehen. Das hängt wohl eher mit dem konkreten Gegen-
stand hier zusammen, daß wir das für eine intelligente Frage-
stellung halten. 
Adrian Bothe: Also gut, noch eine Bewertung zur Inforamtions-
ökonomie: das ist eigentlich nicht so wichtig. Mir fiel nur 
auf, wenn Sie von Informationsökonomien gesprochen haben, dann 
sprachen Sie von Inhalten. Für mich sind das in erster Linie 
Technologien, weil ich große, sehr große Probleme habe, wenn 
jemand sagt, bestimmte Inhalte sind wichtiger als andere. Das 
heißt nicht, daß nicht bestimmte wissenschaftliche Inhalte un-
terrepräsentiert sind. Nur gibt es auch immmer die Kehrseite 
der Medaille. Wenn man dann entscheiden m u ß , welche Inhalte 
werden jetzt vermittelt, fallen auch andere wieder 'raus. Und 
dann frage ich mich, und das ist wirklich ein Problem, was sich 
für mich fast durch den ganzen Tagungsverlauf zieht: Wer trifft 
die Entscheidungen, wer sagt, was sinnvoll ist. Da haben Sie 
wahrscheinlich detaillierte Vorstellungen, die mir vielleicht 
noch fehlen, oder vielleicht kann ich die auch grundsätzlich 
nicht einsehen. Das bleibt für mich ein großes Problem, zu sa-
gen, bestimmte Sachen laufen falsch, es muß anders gemacht wer-
den, aber wie die Entscheidungsstrukturen laufen sollen, ist 
mir bisher noch ein Rätsel. 
Reinhard Pfriem: Wir haben nur noch eine Stunde und ich will 
jetzt keine langen Reden halten. In den Arbeitsgruppen gestern 
ist ja nicht zufällig unter den verschiedenen Gesichtspunkten 
immer wieder die Frage aufgetaucht was denn eigentlich möglich 
ist, welche Handlungspotentiale, welche Handlungsmöglichkeiten 
es gibt. Martin Jänicke hat das in seinem Buch mit intelligen-
ter ökologischer Wirtschaftsstrukturpolitik bezeichnet, und zum 
Abschluß der Tagung sollten wir versuchen, dazu noch ein paar 
Beiträge einzuholen ohne das Rätsel, was Herr Bothe aufgeworfen 
hat, lösen zu können, wei man Entscheidungsparameter und Hand-
lungsspielräume für Entscheidungen incl. ökonomisch sinnvoller 
oder ökologisch wünschenswerter Perspektive verändern kann. 
Herr Stille, ich hatte Sie vorhin ohnehin unterdrückt. 
Frank Stille: Ich fühle mich nicht unterdrückt- F+r mich ist 
ein Punkt nochmal wichtig in diesem Zusammenhang, nämlich das 
Etikett Strukturwandel. Das ist ja auch so ein Jargon für die 
Talkshow: Strukturwandel. Gut, man kann jetzt sagen, man meint 
den sektoralen Strukturwandel, wobei Sektoren willkürliche, 
mehr oder minter unter Klassifizierungsproblemen leidende Zu-
sammenfassungen von irgendwelchen wirtschaftlichen Aktivitäten 
sind. Insofern würde ich Frank Beckenbach Recht geben, daß man 
vielleicht versuchen sollte, so ein Problem wie wir es im Mo-
ment haben, nicht unbedingt anhand so einer traditionellen Ein-
teilung der Wirtschaftssektoren wie sie meinetwegen in den 
Klassifizierungen des statistischen Bundesamtes vorliegt, abzu-
handeln. Denn Dienstleistungen, jetzt als Input gedacht, sind 
ja von Anbeginn eigentlich und im zunehmenden Maße auch in dem 



Waren produzierenden Bereich wichtig und werden immer wichti-
ger. Da ist die Ambivalenz: wir haben Forschung und Entwicklung 
als Inputfaktor. Da kann man große Hoffnungen mit verbinden, 
kann sagen, daß da ökologische Ziele beachtet werden und damit 
Umweltentlastungen in der Tendenz zu erreichen sind. Es kann 
aber auch dazu führen, in Forschung und Entwicklung, daß unkon-
trollierte genbiologische Manipulationen größeren Ausmaßes oder 
die Produktion von Schadstoffen passieren, die halt so gefähr-
lich sind, daß man eben mit der Messung von Gewichtseinheiten 
da überhaupt nicht weiter kommt, sondern daß man da ganz andere 
Angreiffungen machen m u ß . Insofern war ja mein Plädoyer vorhin, 
daß man nicht den Tonnenideologien in dem Kriterium der Messung 
der Umweltbelastung, verhaftet bleibt, sondern sich da viel-
leicht auch andere kriterien vorstellt. Insofern also muß 
Strukturwandel eine neutrale Beschreibung sein dessen, was sich 
vollzeiht. Da wurde ich sagen, es vollzieht sich nicht in der 
Richtung, auf Gratiseffekte. Insofern Strukturwandel gestaltbar 
ist, und ich würde auch meinen, daß er in Teilen gestaltbar 
ist, sollte man natürlich versuchen, Einfluß zu nehmen, damit 
er sich in einer Richtung vollzieht, die eben auch und vor al-
lem dem Schutz der Umwelt dient. Und weil es gerade dazu passt, 
würde ich mich doch auch ein bißchen dagegen wehrer!, einfach so 
pauschal zu sagen, der Staat hat den Strukturwandel behindert. 
Man muß natürlich drüber debatieren, unter welchen politischen 
und wirtschaftspolitischen Zielsetzungen so etwas passiert. Es 
kann ja Ausdruck eines politischen Konsenses sein, daß man 
hier den Strukturwandel behindern, dord ihn fördern will. Dar-
über muß man sicher debatieren, ob die Ziele, die dahinter ste-
hen, sinnvoll sind oder nicht und ob die dadurch erreichten Ef-
fekte diesen Zielen entsprechen oder nicht. Ich meine, das sind 
andere Ebenen der Beurteilung, als nur zu sagen der Staat muß 
sich da vor allen Dingen heraushalten, der Strukturwandel wird 
es schon richten. Das würde ich für eine etwas zu weit gehende 
Position halten. Man sieht es ja an einigen umweltpolitischen 
Zielsetzungen der letzten 10 Jahre, die muß man ja nicht von 
vorneherein als überflüssig bezeichnen, sondern man kann sich 
davon vielleicht doch auch positive Effekte versprechen. 
Marin Jänicke: Im Grunde genommen läuft das auf die Frage hin-
aus: Strukturpolitik ja oder nein. Das ist hier schon verneint 
worden als eine Möglichkeit mit dem Argument, daß die Markt-
teilnehmer, auch Johannes Berger hat das ja so angedeutet, daß 
die Marktteilnehmer das schon besser wissen. Wenn man sich in-
ternational einmal umsieht wie der Strukturwandel bewältigt 
worden ist, ich habe das versucht in meinem Buch "Staatsversa-
gen" auch ein bißchen empirisch zu zeigen, dann kann man heute 
ziemlich klar sagen, daß es nicht nur eine Konkurrenz gibt um 
Güter und Produkte, Preise, Qualität von Produkten etc., son-
dern vor allem auch eine Konkurrenz von Volkswirtschaften, ob 
sie Steuerungskapazitäten haben oder nicht, oder wie hoch ihre 
politische Steuerungskapazität ist. Die Frage ist dann immer 
w i e , was genau das heißt. Die Länder, die die Entwicklungen der 
letzten 10 bis 15 Jahre nach dem Laissez-faire-Prinzip gestal-
tet haben, sind in der Regel diejenigen, die schwere Einbussen 
hinnehmen mußten, vor allem dann, wenn sie Laissez-faire plus 
Subventionen gemacht haben in Form von Erhaltungssubventionen. 
Wenn man sich mal ansieht die Südost-Asiatischen Schwellenlän-
der versus Lateinamerika: das gleiche Entwicklungsniveau, die 



einen mit einer starken Institutionalisierung von Planungsin-
strumenten konsensualer Rahmenplanung, und auf der anderen 
Seite gerade das nicht, ganz bewußt nicht. In Europa kann man 
das auch sehen, da haben wir die skandinawischen Länder auf der 
einen Seite, mit einer stärkeren Planungsorientierung auf der 
anderen Seite Länder, in denen das nicht der Fall ist, die das 
sehr nachdrücklich ablehnen. Und ich denke schon, daß Planung, 
eben Strukturpolitik, auch einen Wettbewerbsvorteil darstellt, 
wenn man schon mal in diesen Kategorien denkt. Um das nochmal 
ein bißchen zu konkretisieren: Schweden, das Land mit dem 
stärksten Strukturwandel. Schweden ist das Land mit der 
höchsten Beschäftigung im internationalen Vergleich der westli-
chen Länder, 80% der Beschäftigten, bei uns sind es, glaube 
ich, 60$ der Erwerbsfähigen, und es hat in der zeit des Struk-
turwandels ein starkes Plus an Beschäftigung gegeben. Auf der 
anderen Seite hat der Strukturwandel, da wo er behindert worden 
ist, und dann am Ende doch eintrat, über Krisenprozesse zu er-
heblichen Beschäftigungseinbußen geführt. Das gilt vor allem 
für Großbritannien, Belgien, auch für die Bundesrepublik in be-
stimmten Regionen. Ich denke, da zeigt sich, daß das Laissez-
faire-Prinzip eben doch ein sehr nachteiliges ist. Mit anderen 
Worten, ein Strukturwandel kommt auch über Krisensteuerung, 
aber eben sehr spät, sehr brutal, es wird nur noch negativ ge-
steuert, und es ist unglaublich teuer, wenn es verzögert wird. 
Also das spräche für eine aktive Strukturpolitik, aber ich gebe 
jedem Recht, der sagt, der Staat ist nicht viel weiser als die 
Marktteilnehmer und die Planung, die, meiner Meinung nach rela-
tiv erfolgreich war, kann ja auch eine konsensuale Planung 
sein, wie gestern für Japan berichtet worden ist. Es entsteht 
eine größere Bindungswirkung, als wenn der Staat irgendwo admi-
nistrativ-bürokratisch eine Entscheidung fällt. 
Das Zweite wäre das Steuersystem. Da denke ich, Steuer und 
Steuerung hat sehr viel miteinander zu tun - also z.B. die Auf-
hebung von Negativsteuerung wäre schon etwas erhebliches. Und 
ich denke, daß allein über diese Wandlungsprozesse, über For-
schung, Entwicklung etc. auch sehr viele sinnvolle Dienstlei-
stungen sich ergeben würden, wobei ja auch ein Problem entsteht 
bei der Gleichheit der Förderung. Industrieförderung gibt es, 
wenn amn sich im Energiebereich mal anguckt, was da lies geför-
dert wird, und im Dienstleistungsbereich gibt es das nicht, ob-
wohl da auch erhebliche Innovationen stattfinden. Der Begriff 
der Sozialinnovationen sollte nicht ganz vergessen werden, 
nicht w a h r . Wenn allein bei den Förderinstrumenten Gleichheit 
entstehen würde, wäre hier auch die Möglichkeit vorhanden, daß 
sinnvolle Dienstleistungen sich sehr viel stärker entwickeln. 
Kurzum: ich bin für eine aktive Rolle des Staates, aber nicht 
für eine bürokratische aktive Rolle des Staates. 
Reinhard Pfriem: Herr Bothe, Sie sind nicht ganz einverstanden? 
Adrian Bothe: Eigentlich doch, jedenfalls nicht ganz uneinver-
standen. Ich wollte eigentlich nochmal darauf zurückkommen, was 
Herr Stille gesagt hat. Am Schluß sagten Sie, daß der Markt, 
wie man das im einzelnen auch immer auffassen mag, diesen 
Strukturwandel nicht schafft. Wir sollten uns da nicht zu viel 
von versprechen. Stimme ich Ihnen auch zu wenn wir also die Um-
weltpolitik nicht gehabt hätten, wie sie w a r , dann sähe es 
wahrscheinlich noch viel schlimmer aus bei uns. Ich meine aber, 
es kann nicht ausreichen, zu sagen, Hauptsache es wird was bes-



ser, egal was es uns jetzt kostet, sondern weil Umweltschutz 
Geld kostet, muß Umweltschutz auch effizient sein. Und ich sehe 
immer noch nicht, wie das bewerkstelligt werden soll aufgrund 
anderer Mechanismen. Es geht letztenendes auch hier um die Ent-
scheidung, und da wollt ich auch noch kurz was zu sagen: Ich 
habe mir nämlich überlegt, inwieweit es überhaupt möglich wäre, 
das was in Japan passiert ist, Sie nannten das konsensuale Rah-
menplanung, ob das übertragbar ist. Meiner Meinung nach haben 
die sich dort gezielt mit bestimmten Produkten befaßt, die dann 
gezielt im Export gefördert worden sind. Das hört sich natür-
lich ganz prima an, aber ich kann nur sagen, in so einer Situa-
tion, wo sich ein offenbar mehr oder weniger allmächtiges 
Staatsministerium und sieben große Industriekomplexe einig 
sind, das riecht für mich doch sehr stark danach, daß das auf 
Kosten der Verbraucher geht. Deswegen habe ich da so meine 
Schwierigkeiten, von vornherein zu sagen, das ist also etwas, 
das bei uns auch anzustreben ist. Und die Sache mit der konsen-
sualen Rahmenplanung - das hätte ich schon gerne ein bißchen 
konkreter, auch da ist das Rätsel noch ungelöst. Wie will man 
z.B. vermeiden, das ist für mich die zentrale Frage, daß bei 
solchen Abstimmungsmechanismen sich wieder Bürokratietendenzen 
einschleichen. Wüßte ich auch gerne m a l , was die Ihre Vorstel-
lungen sind, ganz konkret. 

Reinhard Pfriem: Mir kommt eine Sache in der Diskussion ein 
bißchen zu kurz: Wir reden über vorhandene oder nur scheinbar 
vorhandene Spielräume staatlichen Handelns, reden über die 
Frage der Steuerungskapazität. Ich habe vorhin schon darauf 
hingewiesen, wir reden hier von Umweltentlastung und Umweltpo-
litik, auch dies ist einer der vielen Begriffe, w o , wenn viele 
Leute drüber reden, nicht unbedingt dasselbe gemeint ist. Mir 
ist aufgefallen heute vormittag in der Diskussion, eine Proble-
matisierung, die man vielleicht noch einmal verstärken sollte, 
nämlich wie politikfähig, u.a. strukturpolitikfähig, wie fähig 
zur Veränderung der Rahmenbedingungen von handelnden Unterneh-
men und Verbrauchern aber auch wie politikfähig für direkte 
Veränderungen ist das Handeln von Unternehmen und Verbrauchern. 
Da sind doch Produktions- und Nutzungsmuster am Werk, Arbeits-
und Lebensmodelle, die haben auch einen ganzen Stapel kulturel-
ler Bedeutungen. Also, Herr Bothe, das ist sozusagen ein ge-
meinsames Problem, weil keiner sagen kann, die Entscheidungs-
und Steuerungsmechanismen funktionieren richtig, sonst säßen 
wir nicht hier, sonst würden wir nicht so darüber reden. Also, 
mein Problem: Rutschen wir nicht sozusagen aus dem Steuerungs-
und Machbarkeitsproblemen selber Zug um Zug in eine Eingrenzung 
auf quantitative, auf mediale Umweltprobleme rein, bzw. umge-
kehrt, wenn wir uns einig sind, daß da gerade qualitative Pro-
bleme angesprochen sind, Toxizität, Entgiftung der Chemie etc., 
daß dies vielleicht eine relativ zunehmende Bedeutung gewinnt 
für eine ökologische und nicht nur umweltmedial beschränkte De-
fizitanalyse. Also, wie politikfähig sind diese Bereiche, oder 
sind die irgendwann nur Gegenstand von irgendwelchen schlauen, 
mahnenden Diskussionsbeiträgen, und das Handeln und Aushandeln 
um das praktisch ¿Mögliche wird sich nur in den Bereichen von 
solchen Schadstoff- und Quantitätenänderungen und Rohstoff öko-
nomischen Geschichten bewegen. Vielleicht kann darauf noch je-
mand eingehen. 

Johannes Berger: Erstens, daß der Staat eine aktive Rolle haben 



müsse, ist eine Friedensformel, der jeder sofort zustimmen 
kann. Darüber kann es gar keinen Streit geben. Zweitens: wir 
müssen strikt unterscheiden zwischen kooporatistischen Steue-
rungssystemen und den traditionellen Steuerungsformen, die der 
Staat hat, sonst kommt man hier überhaupt nicht weiter. Drit-
tens: das Beispiel anderer Länder - Schweden und Japan kommen 
immer wieder, gerade in der beschäftigungspolitischen Diskus-
sion - das lehrt überhaupt nichts, gar nichts lehrt das. Weil 
man nicht einzelne Elemente, die woanders geklappt haben, hier 
übertragen kann. Skandinavisierung oder Japanisierung der Öko-
nomie, w e n n , bitte schön, muß man den ganzen Set, mit allen 
Vor- und Nachteilen übernehmen. Viertens: ich verteidige nicht 
die deutsche Wirtschaft, aber wenn man sagt, sie wäre schlech-
ter als etwa Schweden, dann müßte man erst einmal Erfolgsindi-
katoren aufstellen für das Funktionieren. Wenn man diese Er-
folgsindikatoren aufstellt, denke ich schon, daß die westdeut-
sche Wirtschaft, ich sage es jetzt von meinen politischen Hoff-
nungen her - leider - erstaunlich gut geht. 
Rainer Lucas: Ich möchte Johannes Berger Recht geben, weil ja 
offensichtlich auch ein Problem ist, daß wir hier sehr große 
regionale Disparitäten haben in der Bundesrepublik, daß man 
hier eine pauschale Betrachtung nach Ländern zumindest mit Vor-
sicht genießen m u ß . Am Beispiel der Modernisierungspolitik, die 
in Baden-Württemberg gemacht w i r d , sieht man ja auch ein akti-
ves Eingreifen des Staates in einer bestimmten Richtung, und 
ich glaube, daß in der Vormittagsdiskussion diese Modernisie-
rungsstrategien von allen Diskutanten etwas unterschätzt worden 
sind. Es gibt hier nicht nur eine konservative Strategie, alte 
Strukturen zu bewahren, sondern es gibt demgegenüber auch re-
gional klar auszumachende Modernisierungsstrategien mit Hin-
blick auf High-Tech und Weltmarktoffensiven usw. Das ist für 
mich auch unter dem Gesichtspunkt einer Strukturpolitik, auch 
einer ökologischen Strukturpolitik zu bewerten. Die Verbrau-
cherorientierung ist mir auch sehr sympatisch: ich würde nur 
sagen, der Verbraucher kann sich nur in dem Maße ökologischen 
Produkten zuwenden, wie er dieses finanzieren kann. Hier nur 
über das Verhalten zu sprechen, halte ich doch für ein bißchen 
oberflächlich, wenn man sich ansieht, daß heute ökologische 
Produkte, sei es jetzt ein ökologisches Auto oder eine ökologi-
sche Waschmaschine, immer noch 100% teurer sind als nichtökolo-
gische Produkte. Und hier ist eben auch die Frage zu stellen, 
wieso ist das eigentlich so, wie verhält sich der Staat dazu? 
Warum werden solche Märkte nicht stärker geöffnet und gestützt 
durch staatliche Politiken? Eine andere Seite, die fast zu ei-
ner Verbrüderung des Podiums geführt hat, ist die Ausklammerung 
der sozialen Frage. Das ist so penetrant, das ärgert mich in-
zwischen doch sehr. Wenn z.B. gesagt wird, daß diese bewahrende 
Strukturpolitik nur die Seite hat, daß sie dazu beiträgt, die 
Umwelt zu beschmutzen, dann muß man doch zumindest auch die an-
dere Seite benennen, daß es hier immense - wenn man sich das 
Ruhrgebiet mal vornimmt - soziale Probleme gibt. Die Alterna-
tive, das dem Markt zu überlassen, wird uns doch gerade in Eng-
land vorgeführt: Liverpool, Verslumung, Verelendung. Gestern 
kam in der Arbeitsgruppe 2 auch der sinnvolle Hinweis auf Ent-
wicklungen in der Dritten Welt, daß dieäe sozialen Entwicklun-
gen natürlich auch ökologische Folgekosten mit sich bringen. 
Das gibt es eben auch, daß übe die Veränderung der sozialen 



Struktur sich Verelendungsmuster reproduzieren. Ich denke, daß 
hier die soziale Komponente in der Ökologiedebatte stärker be-
rücksichtigt werden m u ß . Zum Abschluß noch die Handlungsper-
spektive: wenn man wirklich von der Bürokratie weg w i l l , muß 
man ja irgendeine Motivationsgrundlage haben für breitere Be-
völkerungskreise . Also, wenn die Bevölkerung selbst aktiv wer-
den soll, anstatt die staatliche Bürokratie als Motor der Ge-
schichte zu sehen, dann muß es eine andere Perspektive geben 
als Verelendung für bestimmte Bevölkerungskreise. Insofern be-
stehe ich nochmal nachdrücklich darauf - soziale und ökologi-
sche Dimension im Zusammenhang zu diskutieren mit dem struktu-
rellen Wandel. 
Carlo Jäger-Weise: Es ist keineswegs schon genügend und ausrei-
chend, aber es ist etwas vom interessantesten was wir bis jetzt 
aufgegangen ist: man kann davon sprechen, daß es so etwas gibt 
wie Wirtschaftsstile, und man kann davon sprechen, daß wir in 
der Bundesrepublik das Ende eines Wirtschaftsstils erleben. 
Vielleicht erleben wir auch noch das Ende von ganz anderen Sa-
chen. A l s o , ein bestimmter Wirtschaftsstil ist beendet, ein 
neuer entsteht und wird kreiert, da kann man sich ja einmischen 
und da wäre ich dafür. Das ist in Deutschland ein unheimlich 
spannender Prozess, da muß man gucken wie Mannesmann versucht, 
umzuschalten auf High-Tech. Selbst Siemens, eine Firma, die aus 
der Telekommunikation kommt. Das wird oft unterschätzt, was das 
heißt, der Wechsel von einer elektro-technisch strukturierten 
Firma zu einer Informatik strukturierten Firma. Es ist eine 
Riesenumwälzug im Gange und da gibt es natürlich Freiheits-
räume, und ich finde es vernünftig und wichtig zu fragen, wie 
weit kann man ökologische Gesichtspunkte da reinbringen. Aber 
daß da ein neuer Wirtschaftsstil entsteht, halte ich für ziem-
lich sicher, sofern die Menschheit sich nicht ausrottet, was 
ich immerhin für möglich halte. Nur zur Frage der Entschei-
dungsprozesse, weil es ja wesentlich ist, wenn man mitmischen 
will bie der Kristallisation eines solchen Wirtschaftsstils. 
Ich erwähne nur zwei Prozesse, um klarzustellen, worum es mir 
geht. Es gibt die Formen des mehr oder weniger demokratischen 
Staatswesens, die ich sehr ernst nehme als einen Entscheidungs-
prozess. Ich komme aus einem Land, in dem Referenda und Initia-
tiven ganz anders gehandhabt werden als hier. Ob besser, daß 
ist eine schwierige Frage, aber es gibt gute Argumente zu sa-
gen, daß etwas von der Art ein wichtiges Instrument sein könnte 
für zukünftige Entscheidungsfindungen. Eine Kombination von re-
präsentativen mit starken direkten Entscheidungsprozessen in 
der Politik, das finde ich interessant, da bin ich dafür, sich 
darauf einzustellen. Nur glaube ich nicht, daß dieser politi-
sche Entscheidungsprozess der einzig mögliche ist, und ich 
glaube schon gar nicht, daß die wichtigste Alternative dazu der 
Markt ist. Ich denke, Märkte sind wichtige Entscheidungspro-
zesse aber es gibt sehr verschiedene Märkte, die funktionieren 
sehr verschieden, und nur in den Lehrbüchern haben sie alle 
dieselbe Struktur. Und ob man eine Stadtentwicklung einem eng-
lischen Exportmarkt überläßt oder einem deutschen wäre z.B. 
eine wichtige Frage. Und ob man sie einem Arbeitsmarkt oder 
mehr einem Rohstoffmarkt oder einem Devisenmarkt überläßt ist 
wieder eine andere Frage. Mich interssieren ganz andere Ent-
scheidungsprozesse, die im Arbeitsprozess selbst verlaufen. Ich 
bin der Meinung, daß Entscheidungen gefällt werden im (früher 



hat man gesagt: Produktionsprozesse, das ist nicht mehr so ein-
fach bei stärker informationsorientierten unternehmen, wie 
jetzt gesagt wird) - ich sag's trotzdem mal - also, im Produk-
tionsprozess von Unternehmen werden ja laufend Entscheidungen 
gefällt. Da kann man ja auch Einfluß ausüben. Da sind die Chan-
cen der Wissenschaft eher größer, und da sind vielleicht die 
Entscheidungen, welche die Masse der Belegschaft fällt, viel 
wichtiger als die, welche manche Unternehmensleitungen fällen, 
einfach weil sie auf die Buchhaltung härter durchschlagen. 
Also, wenn eine ganze Masse einen kostenwirksamen Entscheid 
z.b. über ihr Verhalten fällt, das wirkt sich halt aus in der 
Buchhaltung, diese ganzen Angelegenheiten. Also, in dem Sinne 
denke ich, es gibt viele verschiedene Entscheidungsmechanismen, 
und Wissenschaft kann an verschiedenen Stellen da eingreiffen. 
Über die Gesamtheit solcher Entscheidungsprozesse wird sich so 
etwas strukturieren wie ein neuer Wirtschaftsstil, und ich 
denke, was man fruchtbarer Weise machen kann aus der Fragestel-
lung nach dem Strukturwandel, das ist eben zu fragen: Wie las-
sen sich dann ökologische Momente zum Tragen bringen? 
Reinhard Pfriem: Wir müssen jetzt hier leider abbrechen und 
nicht nur diese letzte Frage von Carlo Weise unbeantwortet las-
sen. Die Zeit ist - wie immer - viel zu kurz. 
Ich danke Ihnen, daß Sie gekommen sind und so rege mitdisku-
tiert haben. 
Sofern Sie nicht in Berlin bleiben, wünsche ich eine angenehme 
Heimreise und uns allen einen guten Tag. 
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